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Zusammenfassung

Das Thema ‚Armut’ ist in den letzten Jahren wieder verstärkt in den fachwissen-schaftlichen und öffentlichen Blickpunkt gerückt. Vergleicht man jedoch die Ergebnisse der aktuelleren Armutsforschung und Sozialberichterstattung wird deutlich, dass das Thema Frauenarmut nach wie vor ein randständiges Gebiet im ‚mainstream’ der bundesdeutschen Armutsforschung und Berichterstattung darstellt. 

Wenngleich die deutsche Armutsforschung und -berichterstattung in ihren aktuelleren Befunden die überproportionale Sozialhilfeabhängigkeit von Frauen gelegentlich zur Kenntnis nimmt, zeigt eine genauere Betrachtung, dass die Interpretation der Ergebnisse hinsichtlich der Ursachen weiblicher Armuts- und Sozialhilferisiken entweder aus einem androzentrischen Blickwinkel erfolgt oder auf der deskriptiven Ebene stehen bleibt. Eine detaillierte Ursachenanalyse zur Armuts- bzw. Sozialhilfebetroffenheit von Frauen bleibt bislang aus. Dies kann jedoch nur zum Teil auf fehlende geschlechtsspezifisch differenzierte Datengrundlagen zurück-geführt werden. Zu vermuten ist vielmehr, dass ein fehlende Erkenntnis- und Thematisierungsinteresse an spezifisch weiblichen Lebens- und Problemlagen und die hartnäckige Ignoranz der Ergebnisse aus dem Bereich der Frauenforschung generelle Merkmale androzentrischer Forschung sind. 

Die in dieser Arbeit dargestellten Ergebnisse aus dem Bereich einer geschlechts-sensiblen Arbeitsmarkt- und Sozialstaatsforschung und die Ergebnisse der Auswertungen der Mikrodaten der Sozialhilfestatistik zeigen, dass, trotz einer zugegebenermaßen noch unzulänglichen Datenlage in einigen Bereichen, durchaus detailliertere Analysen zum Thema Frauenarmut möglich sind. 

Die zentralen Ursachen der strukturell angelegten Benachteiligungen von Frauen im Vergleich zu Männern liegen im Geschlechtervertrag begründet, der als verborgener Mechanismus (‚hidden agenda’) auch heute noch das Geschlechterverhältnis neben anderen gesellschaftlichen Bereichen auch am Arbeitsmarkt und im System sozialstaatlicher Sicherung maßgeblich bestimmt und damit der Ausgangspunkt spezifisch weiblicher Armutsrisiken ist.

Unabhängig von den längst zur Makulatur gewordenen traditionellen Familien-modellen und Leitbildern von Geschlechterrollen sind die meisten Regelungen im Bereich sozialer Sicherung und die Mechanismen des Arbeitsmarktes nach wie vor an einer überkommenen Normalitätsvorstellung von Frauen als Ehefrauen/Mütter orientiert. Frauen sind demnach bei der Umsetzung neuer biographischer Orientierungen und dem Wunsch nach einer eigenständigen von einem ‚männlichen Ernährer’ und sozialstaatlichen Transferzahlungen unabhängigen Existenzsicherung im deutschen Sozialstaat Grenzen gesetzt, die oftmals auch ein erhöhtes Armuts- und Sozialhilferisiko zur Folge haben. 

Die empirischen Befunde der Arbeitsmarktforschung belegen, dass Frauen auch heute noch nur ca. 70% der Männerlöhne erreichen und aufgrund der horizontalen und vertikalen Segregation des Arbeitsmarktes im Vergleich zu Männern häufiger in gering entlohnten und unteren (oftmals auch unterhalb ihrer beruflichen Qualifika-tionen liegenden) Positionen bzw. im Bereich des Niedriglohn-Sektors vertreten sind. Bestehende Vorurteile der Arbeitgeber hinsichtlich der Motivation, Einsetzbarkeit und Flexibilität weiblicher Arbeitnehmerinnen, sowie eine auf dem Motto ‚Frauen als Reservepotential’ basierende Arbeitsmarktpolitik, blockieren nach wie vor die gleichberechtigte Teilhabe und die beruflichen Aufstiegschancen von Frauen im Bereich des Arbeitsmarkts. Eine Fortsetzung der Benachteiligung von Frauen findet im Bereich der sozialen Sicherung statt. Die überwiegende Orientierung an männlichen Erwerbsverläufen und die fehlende Absicherung weiblicher Lebenszusammenhänge, resultieren in  einem erhöhten Armuts- und Sozialhilferisiko bei Arbeitslosigkeit und im Alter. 

Die Ergebnisse der Analyse der Mikrodaten der amtlichen Sozialhilfestatistik zeigen, dass die wesentlichen Ursachen weiblicher Sozialhilfebedürftigkeit in der den Frauen zugeordneten ‚Vereinbarkeit von Familie und Beruf’, in Kombination mit ungünstigen Erwerbschancen und fehlender sozialer Absicherung begründet sind.

Die Schwierigkeiten, ein ausreichendes und unabhängig von einem über (Ehe)Partnerschaft Versorgungszusammenhang definiertes Einkommen zu erzielen, zeigen sich in den überdurchschnittlichen Anteilen alleinlebender Hilfeempfänge-rinnen und insbesondere alleinerziehender sozialhilfeabhängiger Frauen. So war 1997 in Deutschland nahezu jede zweite sozialhilfebeziehende Bedarfsgemein-schaft die einer alleinstehenden oder alleinerziehenden Hilfeempfängerin. Die Ursachen sind jedoch weniger im Fehlen eines ‚männlichen Ernährer-Ehemanns’ (wie dies aus einem androzentrischen Blickwinkel heraus gerne interpretiert wird), als in den begrenzten Möglichkeiten einer eigenständigen Existenzsicherung begründet. 

( Der doppelt so hohe Anteil der alleinstehenden erwerbstätigen Hilfeempfängerinnen im Vergleich zu den alleinstehenden erwerbstätigen männlichen Hilfeempfängern zeigt, dass zum einen geschlechtsspezifische Lohndifferenzen und die horizontale und vertikale Segregation des Arbeitsmarktes letztendlich dazu führen, dass vielen Frauen trotz Erwerbsarbeit keine eigenständige von sozialstaatlichen Transferzahlungen unabhängige Existenzsicherung gelingt. Andrerseits wird an dem hohen Anteil der teilzeiterwerbstätigen alleinstehenden Hilfeempfängerinnen deutlich, dass der Abbau von Vollzeitarbeitsplätzen und die Ausweitung der Teilzeitbeschäftigung und anderer prekärer Beschäftigungsformen insbesondere für alleinlebende Frauen, die nicht auf ein zusätzliches über einen (Ehe)Partner vermitteltes Einkommen verfügen, ein erhöhtes Sozialhilferisiko zur Folge haben.

( Der ebenfalls hohe Anteil der sozialhilfebeziehenden verheirateten und in nicht-ehelichen Lebensgemeinschaft mit und ohne Kindern lebenden Hilfeempfänge-rinnen belegt zudem, dass auch der Versorgungszusammenhang ‚Ehe bzw. Partnerschaft’ keine Garantie mehr für eine ausreichende (und erst recht keine eigenständige) Existenzsicherung darstellt. 

( Die Lebenssituation älterer Frauen kann in Hinblick auf eine eigenständige Alterssicherung nach wie vor als prekär bezeichnet werden. Ältere Hilfeempfängerinnen sind im Vergleich zu älteren männlichen Hilfeempfängern überrepräsentiert. Die Einkommenssituation der älteren Hilfeempfängerinnen belegt, dass die Mehrzahl der sozialhilfebeziehenden älteren Frauen trotz eigener Versichertenrenten, Hinterbliebenenrenten und kombinierter Rentenansprüche auf den zusätzlichen Bezug von Sozialhilfe angewiesen waren. Die im Bereich der Armutsforschung vorherrschende Auffassung von den mittlerweile ‚gut situierten Doppelrentnerinnen’ muß daher relativiert werden. 

Angesichts der Zunahme befristeter und prekärer Beschäftigungsverhältnisse, die überwiegend von Frauen ausgeübt werden, könnte sich für die Folgejahre ein höheres Armutsrisiko und auch eine Zunahme der Sozialhilfebedürftigkeit älterer Frauen ergeben.

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass die geschlechtsspezifische Dimension von Armut und Sozialhilfebedürftigkeit bislang noch unzureichend untersucht wurde. Eine zielgerechte Ausrichtung sozialpolitischer Handlungskonzepte erfordert jedoch empirisch fundierte Analysen unter Einbeziehung der spezifischen Lebenslagen von Männern und Frauen und der Benennung geschlechtsspezifischer Benachteiligungen in den vorgelagerten Systemen des Arbeitsmarktes und der sozialen Sicherung. Eine einseitige Ausrichtung von Frauen- bzw. Geschlechterpolitik an familienpolitischen Zielen wird den heutigen Lebenslagen und der Lebensplanung von Frauen nicht gerecht und vernachlässigt die Heterogenität weiblicher Lebensformen.

Einleitung

Das Risiko, in eine soziale und ökonomische Problemlage zu geraten, hat sich in den letzten Jahren erheblich erhöht. Vor dem Hintergrund anhaltender Massenarbeitslosigkeit, Kürzungen sozialstaatlicher Leistungen infolge finanzpolitischer Konsolidierungsstrategien und zunehmender Deregulierungs- und Flexibilisierungstendenzen im Bereich des Arbeitsmarktes bestehen mittlerweile Armutsrisiken für breite Schichten der Bevölkerung. Dies zeigt sich in besonderem Ausmaß in der seit Anfang der achtziger Jahre stetig gestiegenen Anzahl der Empfänger/Innen von Hilfe zum Lebensunterhalt. Das Thema ‚Armut’ steht vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen und der zu bewältigenden Problemlagen wieder zunehmend im Blickpunkt der öffentlichen und fachwissenschaftlichen Diskussion. 

Die in den neunziger Jahren unter dem Begriff der ‚Neuen Armut’ erfolgte Fokussierung auf die Zunahme männlicher (Langzeit)Arbeitsloser an allen Sozialhilfeempfängern führte zunächst dazu, dass die Thematisierung spezifisch weiblicher Armutsrisiken zunehmend in den Hintergrund geriet. Aufgrund der im Zeitverlauf zu beobachtenden Angleichung der Sozialhilfequoten zwischen den Geschlechtern (der Anteile der Sozialhilfebeziehenden an der Gesamtbevölkerung) wird die Übernahme der These von der ‚Feminisierung der Armut’1 im ‚mainstream’ der bundesdeutschen Armutsforschung weitgehend abgelehnt. Frauen sind jedoch nach wie vor häufiger als Männer auf den Bezug von Sozialhilfe angewiesen. Unter dem Begriff der ‚Feminisierung der Armut’ ist zudem nicht allein der Umfang und die zeitliche Entwicklung des weiblichen Armutspotentials zu verstehen, vielmehr sind in der von Diana Pearce durchgeführten Analyse zur geschlechtsspezifischen Entwicklung der Armut in den USA auch die Ursachen weiblicher Armutsrisiken benannt worden, die sich unter Berücksichtigung der unterschiedlichen historischen Entwicklung und der Funktionsweise sozialstaatlicher Sicherungssysteme in den USA und in Deutschland  kaum voneinander unterscheiden. Die zentralen Ursachen von Frauenarmut werden in den bestehenden Lohndiskriminierungen und ungünstigen Erwerbschancen und der geschlechtsspezifischen Zuordnung der ‚Vereinbarkeit von Familie und Beruf’ sowie der Fortsetzung dieser Benachteiligung im System sozialer Sicherung verortet. 

In der bundesdeutschen Armutsforschung und Sozialberichterstattung wird, so die These aus dem Bereich der Frauenforschung, kaum Bezug auf die unterschiedlichen Lebenslagen der Geschlechter genommen, die meisten Ansätze des ‚mainstream’ der Armutsforschung seien geschlechtsneutral konzipiert
 und verschleiern damit die Armutsbetroffenheit und die Armutsrisiken von Frauen. Ein erster Ansatzpunkt dieser Studie ist daher, zu untersuchen, in wie weit die Geschlechterdimension in den Ansätzen und Konzepten der aktuellen Armutsforschung und -berichterstattung berücksichtigt und einbezogen wird. Trifft die Kritik aus dem Bereich der Frauen- und Sozialstaatsforschung zu, dass die formal hergestellte Gleichheit zwischen den Geschlechtern, d.h. der im Grundgesetz Art. 3 Abs. 2 verankerte Gleichheitsgrundsatz, bereits als Gleichsein gilt und ‚die Lebenslagen von Frauen und Männern unter dem Aspekt dieses ‚Gleichheitspostulats’ subsumiert’3 werden? Besteht aus diesem Grund kein oder ein nur geringes Thematisierungs- und Erkenntnisinteresse an einer genaueren Ursachenanalyse weiblicher Lebenslagen und Armutsrisiken? 

Einen zentralen Ausgangspunkt der folgenden Überlegungen bildet die These, dass sich das Geschlechterverhältnis als Ungleichheitsverhältnis im Sozialstaat produziert und reproduziert und demnach die wesentlichen Ursachen weiblicher Armuts- und Sozialhilferisiken strukturell im System der sozialen Sicherung zu verorten sind. Zu untersuchen ist, ob und durch welche sozialpolitischen Regelungen die Lebenschancen und Lebensbedingungen von Frauen und Männern ungleich verteilt werden. Von zentraler Bedeutung ist in diesem Zusammenhang die Orientierung des sozialstaatlichen Sicherungssystems an traditionell männlichen Erwerbsbiographien, die auf der auch heute noch bestehenden Normalitätsvorstellung basiert, dass Männer als Familienernährer gelten und Frauen vorzugsweise für die Familien- und Hausarbeit und zeitweise auch für einen ‚Zuverdienst’ zum Familieneinkommen zuständig sind4. Dabei wird festgestellt, dass beide Bereiche, sowohl die Erwerbsarbeit als auch die Familien- und Hausarbeit, durch eine unterschiedliche sozialpolitische Absicherung gekennzeichnet sind. Die überwiegend von Frauen geleistete Familien- und Hausarbeit gilt zwar als notwendige Grundlage für die Reproduktion der Arbeitskraft, wird in den meisten sozialpolitischen Regelungen jedoch nicht ausreichend honoriert. Demzufolge wird in Ansätzen einer feministischen Sozialstaatsforschung die Spaltung des Sozialstaats in eine ‚Arbeiter- und eine Armenpolitik’ konstatiert. Als ‚Arbeiterpolitik’ wird das System der aus Erwerbsarbeit abgeleiteten sozialversicherungsrechtlichen Leistungen bezeichnet, die ‚Armenpolitik’ bezeichnet dagegen die Leistungen nach dem BSHG und ist unabhängig vom Erwerbssystem nach dem Fürsorgeprinzip geregelt. Frauen sind, so die These, durch die strukturellen Defizite im System sozialer Sicherung wesentlich häufiger als Männer auf den Bezug von Sozialhilfe angewiesen. Daran ändert sich auch vor dem Hintergrund der gestiegenen Erwerbsbeteiligung von Frauen seit Mitte der sechziger Jahre und der oftmals propagierten Zunahme der Wahlmöglichkeiten von Frauen bezüglich einer eigenständigen und existenzsichernden Lebensplanung prinzipiell nur wenig. Die nach wie vor Frauen zugewiesene Aufgabe der ‚Vereinbarkeit von Familie und Beruf’ erfordert ein hohes Maß an Flexibilität ohne ausreichende sozialpolitische Absicherung in beiden Bereichen. Hierdurch scheinen sich die Wahlmöglichkeiten auf die zwei Entscheidungsoptionen, entweder Familie oder Beruf, zu reduzieren. Dies zeigt sich darin, dass insbesondere hoch qualifizierte Frauen immer seltener bzw. später heiraten und häufig keine Kinder haben5. Diskontinuierliche Erwerbsverläufe, unter- und unversicherte Beschäftigungsverhältnisse, der berufliche Qualifikationsverlust und erschwerte Wiedereinstieg in die Erwerbsarbeit in Zusammenhang mit einer unzureichenden sozialpolitischen Absicherung der Familien- und Erziehungszeiten, sowohl während der Erwerbsphase wie auch in der Altersicherung, verdeutlichen die nach wie vor bestehenden Armutsrisiken von Frauen in ihrem jeweiligen Haushaltskontext. Auch die Feststellung, dass Frauen über ein durch ihren (Ehe)mann vermitteltes Einkommen verfügen und insofern nicht als arm bezeichnet werden können, wird abgesehen davon, dass hiermit noch nichts über die interne Verteilung des Haushaltseinkommens ausgesagt wird, spätestens dann obsolet, wenn diese Frauen im Falle von Scheidung/Trennung durch ausbleibende Unterhaltzahlungen und/oder mangelnde Erwerbsmöglichkeiten zu ‚Sozialhilfefällen’ werden.

Diese Ansätze aus dem Bereich der feministischen Sozialstaatskritik, die Frauen vorzugsweise als (Ehe)Frauen/Mütter definieren, widersprechen zwar nicht der grundsätzlichen Erkenntnis, dass diese Gruppen von Frauen aus den genannten Gründen einem erhöhten Armutsrisiko ausgesetzt sind, vernachlässigen jedoch die Heterogenität weiblicher Lebensformen. Zu untersuchen bleibt folglich, aus welchen Gründen auch vielen alleinlebenden Frauen ohne Kindern trotz der Angleichung schulischer und beruflicher Qualifikationen zwischen den Geschlechtern und der gestiegenen weiblichen Erwerbsbeteiligung oftmals keine eigenständige von staatlichen Transferzahlungen unabhängige Existenzsicherung gelingt. Hier stellt sich die Frage nach den Arbeitsmarktchancen und -risiken von Frauen. Die Tatsache, dass die gestiegene Erwerbsbeteiligung von Frauen überwiegend aus einer Zunahme prekärer und prinzipiell nicht existenzsichernder Beschäftigungsver-hältnisse wie Teilzeitarbeit, zeitlich befristeter Arbeitsverhältnisse und sozialver-sicherungsfreier Beschäftigung resultiert, zeigt, dass auch im Bereich des Arbeitsmarktes mit den Teilaspekten des Arbeitsmarktzugangs, der Arbeitsplatz-sicherheit, der Entlohnung, der Möglichkeiten beruflicher Qualifikation und Weiterbildung und der Aufstiegs- und Karrierechancen strukturelle Defizite bestehen, die höhere Armuts- und Sozialhilferisiken für Frauen zur Folge haben. 

Die oben genannten Thesen sollen anhand einer empirischen Analyse des Umfangs und der Strukturen weiblicher Sozialhilfebedürftigkeit auf Basis der anonymisierten Individualdaten der amtlichen Sozialhilfestatistik der Bundesrepublik des Berichtsjahres 1997 überprüft werden.  

Untersuchungsziel und Methodik:

Vergleicht man die aktuelleren Ergebnisse aus dem ‚mainstream’ der Armutsforschung und Sozialberichterstattung wird deutlich, dass eine weitgehend einheitliche Auffassung vom ‚Ende der weiblichen Armut’ besteht. Untersucht werden soll zunächst, in wie weit dieser einheitliche Befund durch differenzierte Analysen zur geschlechtsspezfischen Struktur von Armutsursachen und Armutsrisiken empirisch belegt wird.

Die erste Fragestellung der Studie lautet: 

( Welche Bedeutung hat die Geschlechterdimension in Armutsforschung und 

Sozialberichterstattung? 

Diese Frage soll anhand relevanter Vergleichkategorien wie: den Zielsetzungen, Fragestellungen und Funktionen von Armutsforschung und Sozialberichterstattung, den Verfassern, Auftraggebern und Zielgruppen, der regionalen Bezugsebene, den verwendeten und zur Verfügung stehenden Datengrundlagen und den zugrundeliegenden Konzepten beantwortet werden. Zielsetzung ist, den aktuellen Stand der Forschung zum Thema Frauenarmut darzustellen und zu überprüfen, ob die These, dass die meisten Ansätze der Armutsforschung geschlechtsneutral konzipiert seien, zutrifft. Anschließend werden die aktuellen Ergebnisse und die daraus ableitbaren sozialpolitischen Konsequenzen im Vergleich zu Erkenntnissen aus Frauen-, Arbeitsmarkt- und Sozialstaatsforschung diskutiert. 

In Hinblick auf die zu erwartenden Widersprüche lauten die folgenden Fragestellungen:

( In welchen Teilaspekten des Arbeitsmarktes bestehen nach wie vor geschlechts-spezifische Benachteiligungen und Armutsrisiken? 

( Welche sozialpolitische Absicherung besteht für Frauen im bundesdeutschen Sozialstaat? Lassen sich bereits hier strukturelle Defizite benennen, die zu höheren Armuts- und Sozialhilferisiken von Frauen im Vergleich zu Männern führen? 

Im Anschluss an den theoretischen Teil der Studie folgt eine Analyse des Umfangs und der Strukturen des Sozialhilfebezugs von Frauen in Deutschland anhand eigener Auswertungen der anonymisierten Individualdaten der amtlichen Sozialhilfestatistik der Bundesrepublik des Jahres 1997 (3). Im Mittelpunkt der Untersuchung stehen alleinerziehende Frauen, Frauen in (Ehe)Partnerschaften mit und ohne Kindern, alleinstehende Frauen und ältere Frauen im Sozialhilfebezug.

Die zentrale Fragestellung dieses Teils der Arbeit lautet:

• Welche Ursachen und Strukturen liegen dem Sozialhilfebezug dieser Gruppen von Frauen zugrunde? In wie weit lassen sich die in den vorhergehenden Kapiteln genannten Thesen und Ursachen weiblicher Armuts- und Sozialhilferisiken anhand der Ergebnisse dieser Analyse empirisch belegen?
Datengrundlage

Die Datenquelle, die als 25%-Stichprobe für das Jahr 1997 vorliegt, ermöglicht detaillierte Aussagen zu den Ursachen des Sozialhilfebezugs und den Lebenslagen sozialhilfebeziehender Frauen. Im Vergleich zu dem zumeist eindimensionalen Tabellenmaterial der Veröffentlichungen  des Statistischen Bundesamtes können hier aufgrund der vielfältigen Verknüpfungsmöglichkeiten der Erhebungsmerkmale mehrdimensionale Auswertungen durchgeführt werden. So lassen sich u.a. relevante Aussagen zur schulischen und beruflichen Qualifikation, zum Erwerbspotential, zu den Gründen der Nichterwerbstätigkeit, zu Anzahl und Alter der Kinder und zur Einkommenssituation bzw. den angerechneten sozialstaatlichen Transferzahlungen treffen. Die Interpretation der Ergebnisse erfolgt  anhand der in Kapitel 2 erläuterten Zusammenhänge. Abschließend erfolgt eine Zusammenfas-sung der Ergebnisse in Hinblick auf die sozialpolitische Relevanz des Themas Frauenarmut.

1.
Die Bedeutung der Geschlechterdimension in Armutsforschung und Sozialberichterstattung

Die Tatsache, dass das Thema Frauenarmut Eingang in den wissenschaftlichen Diskurs fand, ist den seit Mitte der achtziger Jahre veröffentlichten Arbeiten einiger Sozialwissenschaftlerinnen zu verdanken, die in kritischer Auseinandersetzung mit dem ‚mainstream’ der Armutsforschung den Blickwinkel auf die Lebenslagen armer Frauen und die strukturell bedingten Ursachen weiblicher Armut lenkten6. Ein historischer Überblick zur weiblichen Armutsbetroffenheit, den sozialstaatlichen Rahmenbedingungen und sozialstaatlich erzeugten Armutsrisiken von Frauen in der Bundesrepublik, wie Ruth Köppen in ihrer Veröffentlichung ;Die Armut ist weiblich’ zeigt7, verdeutlicht, dass Frauen im Vergleich zu Männern seit jeher einem höheren Armutsrisiko ausgesetzt waren und dass der Armut von Frauen andere Ursachen zugrunde liegen. Ähnlich argumentieren Ilona Kickbusch und Barbara Riedmüller, die in ihrer zeitgleich erschienenen Veröffentlichung ‚Die armen Frauen – Frauen und Sozialpolitik’, die im Sinne einer feministischen Sozialstaatsanalyse den Blick auf den Zusammenhang zwischen geschlechtshierarchischer Arbeitsteilung und mangelnder sozialpolitischer Absicherung von Frauen lenkten. 

In der aktuellen Armutsdiskussion wird, wenn auch nicht völlig widerspruchsfrei, häufig konstatiert, dass die ‚Armut nicht mehr weiblich’ sei8. Da sich die Thematisierung weiblicher Armut im ‚mainstream’ der Armutsforschung prinzipiell auf die rein statistische Darstellung des Umfangs des weiblichen Armutspotentials beschränkt, werden heute unter Verweis auf die (Sozialhilfe)Statistik ‚neue’ Armutsursachen und ‚neue’ Armutsgruppen diskutiert. Die Fokussierung auf die anhaltende Arbeitsmarktkrise und die ‚Erosion des Normalarbeitsverhältnisses’ in Hinblick auf die gestiegene Anzahl männlicher (Langzeit)Arbeitsloser an allen Sozialhilfeempfängern scheint die These von der ‚Feminisierung der Armut’ zunächst zu widerlegen. Übersehen wird dabei gerne, dass Frauen nach wie vor in höherem Ausmaß als Männer auf den Bezug von Sozialhilfe angewiesen sind. So waren 1997 56% aller Sozialhilfeempfänger weiblich, die  Frage nach den Ursachen des Sozialhilfebezugs von Frauen  ist bislang jedoch noch unzureichend untersucht worden. 

Die unter den Begriffen der ‚Erosion des Normalarbeitsverhältnisses’ und der ‚Neuen Armut’ diskutierten Armutsrisiken aufgrund der anhaltenden Arbeitsmarktkrise und der Zunahme prekärer Beschäftigungsverhältnisse infolge zahlreicher Deregulierungs- und Flexibilisierungstendenzen im Bereich der Erwerbs-arbeit erweisen sich bei genauerer Betrachtung nur insofern als ‚neu’ als nun auch verstärkt Männer von diesen Armutsrisiken betroffen sind. Die Tatsache, dass prekäre und somit nicht existenzsichernde Beschäftigungsformen schon immer charakteristisch für Frauenbeschäftigung waren, wird hingegen unter dem Aspekt des Geschlechtervertrags, nach dem Frauen lediglich einen ‚Zuverdienst’ zum Haushaltseinkommen erwirtschaften (sollen), akzeptiert.

Die androzentrische Sichtweise im ‚mainstream’ der Armutsforschung zeigt sich auch in der widersprüchlichen Darstellung der derzeit im Mittelpunkt der Diskussion stehenden Armutsgruppen. Dies sind Alleinerziehende und Kinder und Jugendliche, deren Anteile an allen Sozialhilfeempfängern in den letzten Jahren drastisch gestiegen sind. Reinl bemerkt hierzu: 

„Die Feststellung vom Ende der weiblichen Armut finden wir zumeist kombiniert mit Hinweisen auf die wachsende Armut und die vergleichsweise lange Armutsdauer bei Alleinerziehenden, größtenteils unter Hinweis auf die daraus resultierenden Beeinträchtigung der Lebensbedingungen der Kinder. Zweierlei ist daran bemerkenswert: Alleinerziehende haben in diesem Darstellungszusammenhang kein Geschlecht. 96% der Alleinerziehenden sind jedoch Frauen. Was wir aber erfahren, ist die Tatsache, dass die Armut der alleinerziehenden Frauen – vorausgesetzt, wir denken die Alleinerziehenden von selbst als Frauen – negative Auswirkungen auf die Lebenslage und die Entwicklungschancen der Kinder und Jugendlichen hat. Zusammenhänge werden allerdings nicht hergestellt.“ (Reinl 1997, S.129f.)9.

Anhand systematischer Vergleichskategorien soll daher im folgenden der Stand der aktuellen Forschung zum Thema ‚Frauenarmut’ untersucht werden. Ausgangspunkt ist die These, dass die Ansätze des ‚mainstream’ der bundesdeutschen Armutsforschung ‚geschlechtsneutral’ konzipiert sind und demnach strukturelle Armutsrisiken von Frauen in diesen Ansätzen nicht erfasst werden (können). Die Bezeichnung des ‚geschlechtsneutralen Ansatzes’ ist dem Kriterienschema der OECD (1993) entnommen, das zur Geschlechtsspezifik gesundheitlicher Risiken und Belastungen am Arbeitsplatz entwickelt wurde10. Das Kriterienschema ist in vier unterschiedlichen Ansätze unterteilt, wobei zuvor unterschieden wurde, ob Chancengleichheit als zu fördernde Norm ausdrücklich zugrunde gelegt ist, und in einem zweiten Schritt untersucht wurde, in wie weit Geschlechtsunterschiede bejaht werden oder nicht11. Im geschlechtsneutralen Ansatz werden bestehende Geschlechtsunterschiede trotz einer Befürwortung der Chancengleichheit verneint oder neutralisiert. Die OECD-Expertinnen und Experten sehen in diesem Ansatz einen Bestandteil der nordamerikanischen und skandinavischen Gleichheits-ideologie, da bestehende Geschlechtunterschiede nicht akzeptiert werden. Die Folgen dieser Sichtweise sind ‚versteckte’ Diskriminierungen von Frauen (z.B. im Bereich des Arbeitsmarktes). Im ‚mainstream’ der Armutsforschung, so die These, zeige sich dies u.a. auch darin, dass auf Ergebnisse der Frauenforschung kaum Bezug genommen wird12. Dies betrifft in erster Linie die Tatsache, dass Frauen aus anderen Gründen verarmen als Männer und dass die Ursachen weiblicher Armutsrisiken bereits strukturell im System sozialer Sicherung und den im Vergleich zu Männern bestehenden ungleichen Erwerbs- und Verdienstschancen angelegt sind. 

Im folgenden soll daher der Frage nachgegangen werden, in wie weit die gesellschaftspolitische Zielsetzung der ‚Herstellung der Chancengleichheit zwischen den Geschlechtern’ in der neueren Armutsforschung und -berichterstattung berücksichtigt wird, welche Ergebnisse hinsichtlich des Zielerreichungsgrads vor-liegen bzw. wie diese Ergebnisse interpretiert werden.

1.1

Zielsetzungen und Fragestellungen in Armutsforschung und Sozialberichterstattung

Die normative Orientierung der Sozialberichterstattung an den jeweiligen in einer Gesellschaft vorherrschenden Zielen und Werten und die outputorientierte Beurteilung und Darstellung des jeweiligen Zielerreichungsgrades durch politische, soziale und ökonomische Aktivitäten auf der Grundlage einer adäquaten empirischen Datenbasis sind zentrale Funktionen von Sozialberichterstattung13. 

Hier stellt sich zunächst die Frage, ob die Lebensbedingungen und Lebensqualität von Frauen vor dem Hintergrund des im Grundgesetz Art.3 Abs. 2 verankerten Gleichheitsgrundsatzes und der gesellschaftspolitischen Zielsetzung der ‚Herstel-lung der Chancengleichheit zwischen den Geschlechtern in allen gesellschaftlichen Bereichen’ in der aktuellen Forschung und Berichterstattung berücksichtigt wird, oder ob nicht vielmehr geschlechtsspezifische Analysen vor dem Hintergrund einer formal hergestellten Gleichheit ausbleiben. 

Nach Reinl „hängt die subjektive Übereinkunft zur Beurteilung weiblicher Armut entscheidend davon ab, welchen Grad an geschlechtsspezifischer Ungleichheit von Lebenschancen und Lebensbedingungen wir als gegeben hinnehmen, ab welchem Grad an Ungleichheit wir diesen thematisieren und gleichzeitig sozialpolitische Korrekturen fordern. Die den meisten Armutsberichten zugrundeliegenden theoretischen Implikationen beziehen sich jedoch – als Merkmal androzentrischer Forschung prinzipiell – vorrangig auf die Lebenslagen von Männern. Die spezifischen Lebenslagen von Frauen werden unter Bezugnahme auf das Gleichheitspostulat darunter subsumiert“ (Reinl 1997, 130). 

1.2

Akteure und regionale Bezugsebenen der Armutsforschung und Sozialberichterstattung

Die Zielsetzungen und Fragestellungen von Armutsforschung und Sozialberichter-stattung korrespondieren nicht nur mit den jeweiligen gesellschaftlichen Normen und Wertvorstellungen, sondern sind ebenso Ausdruck der unterschiedlichen Interessenlagen seitens der Auftraggeber und Verfasser. Wenn auch die Frage nach den Ursachen und Gründen eines kaum vorhandenen Thematisierungs- bzw. Erkenntnisinteresses an den strukturell bestehenden Benachteiligungen und Armutsrisiken von Frauen nur spekulativ beantwortet werden kann, soll dennoch untersucht werden, in wie weit sich hier amtliche und nicht-amtliche Armutsberichterstattung und -forschung unterscheiden. 

Amtliche Berichterstattung zur Situation von Frauen in der BRD

In Hinblick auf die amtliche Sozialberichterstattung zur Situation von Frauen in der Bundesrepublik wird der Institutionalisierung von Frauenpolitik und Gleichstellungsstellen auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene eine zentrale Bedeutung beigemessen. Die zentrale Zielsetzung der Gleichstellungsbeauftragten besteht darin, Benachteiligungen gegenüber Frauen in verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen aufzudecken und abzubauen. Hierzu gehört ebenso die Verpflichtung, die Öffentlichkeit über die Angelegenheiten dieses Aufgabenbereichs zu informieren, d.h. im weitesten Sinne auch eine Berichterstattung zur Situation von Frauen zu betreiben14. Die amtliche Berichterstattung aus Bund, Ländern und Kommunen unterscheidet sich jedoch hinsichtlich der ausgewählten Lebensbereiche, Themenschwerpunkte und der Interpretation der jeweiligen Ergebnisse. 

Die amtliche Berichterstattung auf Bundesebene, wie z.B. die vom Bundesministerium für Frauen und Jugend veröffentlichte Berichtserie ‚Frauen in der Bundesrepublik Deutschland’ befasst sich zwar mit unterschiedlichen gesellschaftspolitisch relevanten Lebensbereichen, wie Bildung und Ausbildung, Erwerbstätigkeit, Gesundheit, Familie, Integration ausländischer Frauen, etc., beschränkt sich jedoch auf die Beurteilung von Maßnahmen und Absichten der Bundesregierung, wodurch letztendlich keine neutrale Perspektive gewährleistet ist, sondern vielmehr parteipolitische Interessen zum Ausdruck gebracht werden15. Problemlagen werden zwar in einigen Bereichen angesprochen, wie z.B. im Bereich der beruflichen Bildung oder der ‚Vereinbarkeit von Familie und Beruf’, eine differenzierte und tiefergehende Ursachenanalyse und Interpretation der Ergebnisse in Hinblick auf die daraus resultierenden Armutsrisiken bleibt jedoch aus. 

Der thematische Schwerpunkt dieser Berichte bezieht sich zudem vorrangig auf weibliche Lebenslagen im Kontext der Familie (Mutterschutz, Vereinbarkeit von Familie und Beruf, familienfreundliche Arbeitswelt, Frau und Familie), wobei die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung, bzw. die geschlechtsspezifische Zuordnung der ‚Vereinbarkeit von Familien- und Erwerbsarbeit’  nicht weiter hinterfragt werden. 

Die Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes, z.B. der 1987 erschienene Band ‚Frauen in Familie, Beruf und Gesellschaft’, beschränken sich im wesentlichen auf die Darstellung des gesammelten Datenmaterials u.a. zur Demographie, Haushaltsstruktur, Beteiligung am Erwerbsleben, Bildung, zum Sozial- und Gesundheitswesen. In diesem Bericht werden die Entwicklungen in den ausgewählten Bereichen zwischen 1975 und 1985 dargestellt, die an vielen Stellen den Auszügen aus dem Statistischen Jahrbuch entsprechen und aufgrund der kurzen Kommentare nur wenig Interpretationshilfen bieten. Die im Vorwort genannte Zielsetzung, deutlich zu machen, wo staatlicher Handlungsbedarf besteht und wie von Seiten des Gesetzgebers die Rahmenbedingungen zu verändern sind, wird durch diesen Bericht, dessen Textpassagen lediglich auf den deskriptiven Bereich beschränkt sind, nicht erreicht16. Zusammenfassend bleibt festzustellen, dass die amtliche Berichterstattung auf Bundesebene bislang nur wenig Beiträge zum Thema Armutsrisiken von Frauen hervorgebracht hat, die an den Kriterien einer umfassenden Sozialberichterstattung orientiert sind. 

Gleichwohl bleibt abzuwarten, welche Ergebnisse die derzeit durch die Bundesregierung in Auftrag gegebene ‚Armut- und Reichtumsberichterstattung’ zum Thema Frauenarmut liefern wird. Das im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend erstellte Gutachten der Gesellschaft für Sozialwissenschaftliche Frauenforschung zu ‚Ursachen und Umfang der Frauenarmut’ lässt zumindest hoffen, dass hier erstmals auch auf die Ergebnisse der Frauenforschung Bezug genommen wird und eine differenzierte Analyse weiblicher Armutsrisiken durchgeführt werden könnte17. In wie weit letztendlich auch hier eine parteipolitische Zensur erfolgt, bleibt abzuwarten.      

Wenngleich das Thema Armut auf Länderebene intensiver und detaillierter bearbeitet wird, ist auch hier eine fehlende Geschlechterdifferenz festzustellen. Die Thematisierung von Frauenarmut beschränkt sich im wesentlichen auf die Problemgruppen der alleinerziehenden und älteren Frauen18 und verdeutlicht einmal mehr den randständigen Charakter weiblicher Armut und Armutsrisiken.

Im Gegensatz dazu sind auf kommunaler Ebene in den vergangenen  Jahren einige Berichte zur Armut von Frauen erstellt worden19, in denen die Lebenslagen unterschiedlicher von Armut betroffener Frauengruppen dargestellt werden und auch die zentralen Ursachen weiblicher Armutsrisiken thematisiert bzw. benannt werden. Untersucht werden hier auch besondere Problemlagen, wie z.B. die Situation obdachloser Frauen und Prostituierter. Diese Bereiche werden insbesondere auf Bundesebene, aufgrund der auf einer ‚Normalitätsvorstellung’ basierten Ausrichtung von Frauenpolitik und Frauenthemen an familienpolitischen Zielen, ausgeklammert.

Zusammenfassend bleibt festzustellen, dass im Rahmen der amtlichen Berichterstattung bislang keine wesentlichen Beiträge zu weiblichen Armutsrisiken und Armut entstanden sind. 

Frauenarmut in der nicht-amtlichen Berichterstattung und Armutsforschung

Im Bereich der nicht-amtlichen Berichterstattung zeigt sich ein ähnliches Bild, auch hier werden die strukturell bestehenden Armutsrisiken von Frauen häufig vor dem Hintergrund der statistischen Zunahme von Kindern und Männern an allen Sozialhilfeempfängern verneint20. Die Identifikation von besonders betroffenen Problemgruppen, die allein auf einem Vergleich der jeweiligen Anteile an allen Sozialhilfeempfängern basiert, trägt lediglich dazu bei, die spezifischen Armutsgruppen gegeneinander auszuspielen und die Ursachen weiblicher Armutsrisiken zu verschleiern.  Waren früher noch die älteren Frauen unbestritten eine besonders von Armut betroffene Gruppe, so gilt heute, folgt man den meisten Befunden des ‚mainstream’ der Armutsforschung, dass sich das  Einkommens-niveau älterer Frauen im Zeitverlauf deutlich verbessert habe, so dass ein besonderes Armutsrisiko für diese Gruppe von Frauen nicht mehr festzustellen sei21. Gleiches wird für die alleinlebenden Frauen im erwerbsfähigen Alter konstatiert, die aufgrund ihrer gestiegenen Erwerbsbeteiligung nicht mehr zu den armutsgefährdeten und folglich zu untersuchenden Gruppen zählen. 

Diese einheitliche Einschätzung weiblicher Armutsrisiken im ‚mainstream’ der Armutsforschung und Sozialberichterstattung beruht darauf, dass die Ursachen weiblicher Armut  auf jeweils aktuelle Problemlagen und Risikogruppen und nicht auf die grundsätzlichen Ursachen - die bestehende traditionelle geschlechtsspezifische Arbeitsteilung und deren Fortsetzung im System sozialstaatlicher Sicherung - zurückgeführt werden. Dies wird auch bei der Interpretation der Ergebnisse der neueren Armutsforschung deutlich. Weibliche Armutsursachen, die aus dem Geschlechtervertrag entstehen, werden in der  Regel mit Begriffen wie ‚Erosion der Kernfamilie’, ‚Pluralisierung der Lebensformen’ oder auch als ‚familiäre Problematik’ bezeichnet. Die Armutsrisiken von Frauen werden (trotz der Heterogenität weiblicher Lebensformen und den daraus resultierenden Risiken) scheinbar erst dann wahrgenommen, wenn die auf der Normalitäts-vorstellung basierte Versorgungsgrundlage durch einen ‚männlichen Ernährer’ wegfällt. 

Daraus folgert Stiegler22: „Solange in der sozialpolitischen Diskussion über Armut die Risikolagen der Geschlechter unterschiedlich bewertet werden und die Ehe als Möglichkeit der Inklusion der Frauen in die Gesellschaft angesehen wird, die anders als für Männer Risiken abbaut, solange hat sich die grundgesetzliche Idee der Gleichstellung der Geschlechter in der Armutsforschung nicht durchgesetzt.“

Unter Berücksichtigung dieser bereits in den Ansätzen und Fragestellungen vorhandenen androzentrischen Sichtweise im ‚mainstream’ der Armutsforschung soll im Folgenden untersucht werden, in wie weit eine geschlechtssensible Armutsforschung mit den vorhandenen Armutskonzepten und den zur Verfügung stehenden Datengrundlagen möglich ist, oder ob dieser bereits hier Grenzen gesetzt sind.  

1.3

Armutskonzepte und Datenquellen 

Ein wesentlicher Kritikpunkt hinsichtlich der Einschätzung und Analyse weiblicher Armut und Armutsrisiken bezieht sich auf die bereits fehlende Geschlechterdifferenz bei der Datenerhebung und -auswertung. Insbesondere in den haushaltsbezogenen Datenquellen wird das Merkmal ‚Geschlecht’ häufig als nur ein Merkmal neben Alter, Familienstand, Bildung, etc. ausgewiesen und gilt nicht als Querschnittsmerkmal23. Differenzierte Aussagen zur Erwerbssituation, beruflichen Qualifikation, Einkommen, etc. beziehen sich demzufolge, außer in weiblichen Einzelhaushalten und bei weiblichen Alleinerziehenden, auf den zumeist männlichen Haushaltsvorstand. Zugespitzt formuliert kann daher das Ergebnis, dass alleinerziehende Frauen  ein besonders hohes Armutsrisiko tragen, auch als Resultat statistischer Methoden gewertet werden24. Schließlich sind diese neben den alleinlebenden Frauen die einzige Gruppe in der Bevölkerung, die aufgrund ihrer ausschließlich weiblichen Zusammensetzung von den sonstigen gemischt-geschlechtlichen Gruppen unterschieden werden kann.

Relative Einkommensarmut und der Haushaltsansatz in der Armutsforschung

Nach dem Konzept der relativen Einkommensarmut wird das monatliche Haushaltsnettoeinkommen in ein bedarfsgewichtetes Äquivalenzeinkommen umgerechnet, wobei nach der neuen OECD-Skala für den Haushaltsvorstand der Wert 1,0, für die zweite Person 0,5 und für jede weitere Person der Wert 0,3 anteilig berechnet werden. Wird dieses Nettoäquivalenzeinkommen unter der Voraussetzung einer internen Gleichverteilung des Haushaltseinkommens jedoch als Personeneinkommen ausgewiesen, bleiben weibliche Armut und Armutsrisiken unberücksichtigt, da weder die reale Beschäftigungs- und Einkommenssituation von Frauen (und Männern) erfasst wird, noch von einer gleichen Verteilung dieses Haushaltseinkommens ausgegangen werden kann. Die einzelnen Haushalts-mitglieder  werden, unabhängig davon welchen Beitrag sie zu diesem Haushaltsein-kommen leisten, mit einem nicht ihrer realen Beschäftigungssituation entsprechen-den Einkommen ausgewiesen. Frauen gelten in diesem haushaltsbezogenen Ansatz nicht als arm oder armutsgefährdet, da sie über ein durch ihren (Ehe)Mann vermitteltes Einkommen ‚abgesichert’ sind. Die Armutsrisiken der Frauen, die aufgrund ihrer Familien- und Hausarbeit nicht erwerbstätig sind und der ‚zuverdienenden’ Frauen im Niedriglohnsektor und in prinzipiell nicht existenz-sichernder, prekärer Beschäftigung bleiben unsichtbar. 

Annemette Sørensen folgert aus eigenen Berechnungen anhand der Daten des SOEP von 1984, dass in der BRD 40% der Frauen ohne die Unterstützung anderer Haushaltsmitglieder als arm zu bezeichnen wären (für Männer traf dies in der BRD auf nur 20% zu)25.

In Armutsforschung und -berichterstattung ist das Konzept der relativen Einkommensarmut und die Orientierung an Familien- oder Haushaltseinkommen nach wie vor grundlegend, da Einkommensverhältnisse und Geldleistungen am ehesten mess- und vergleichbar sind. Dieser Ansatz bedeutet jedoch eine problematische Vereinfachung. Geschlechtsspezifische Einkommensunterschiede und die daraus resultierenden Armutsrisiken sowie die interne Verteilung der Ressourcen bleiben unberücksichtigt. Selbst unter der Voraussetzung einer ausgeglichenen Ressourcenverteilung innerhalb eines Haushalts entscheidet nicht allein die materielle Mindestausstattung über das tatsächliche  Versorgungsniveau und die Lebenschancen einzelner Haushaltsmitglieder, vielmehr sind auch der Zugang und die Teilhabe an sozialen und kulturellen Standards einer Gesellschaft in die Analyse  einzubeziehen, wie dies im Lebenslagenansatz gefordert wird.  

Der Lebenslagenansatz als geschlechtssensibler Forschungsansatz? 

Die um soziale, kulturelle und subjektive Dimensionen erweiterte Definition von Armut und Unterversorgung im Lebenslagenansatz ermöglicht prinzipiell eine über den Haushaltsansatz und die rein materielle Dimension hinausgehende personenbezogene und somit auch geschlechtsdifferente Analyse von Unterver-sorgung und Armut in bestimmten Lebensbereichen. Ein soziokulturelles Existenz-minimum kann zusätzlich zur umstrittenen ‚Einkommenssicherheit’ von Frauen im jeweiligen Haushaltskontext  unterschritten sein. Das Versorgungsniveau und die Lebenschancen lassen sich demnach nicht allein über die materielle Ausstattung bestimmen. Bestehende geschlechtsspezifische Benachteiligungen in bestimmten Lebensbereichen und -phasen lassen sich unter Einbeziehung der Versorgung mit Wohnraum, der Zugangschancen zum Arbeitsmarkt, der Möglichkeiten der Bildung, Weiterbildung, der beruflichen Qualifikation und Förderung, der politischen Partizipation, der sozialen Integration u.a. Kategorien benennen. Ergänzt wird dieses Konzept durch die Berücksichtigung der subjektiven Dimension, d.h. der persönlichen Bewertung und der individuellen Bewältigungsstrategien der jeweiligen Lebenssituation. Aus der Sicht der Frauenforschung wird der Lebenslagenansatz daher als prinzipiell geeignet gesehen, die komplexe und teilweise widersprüchliche Lebensrealität von Frauen zu beschreiben26. 

Dennoch lassen sich auch in diesem Konzept nach Ansicht einiger Frauenforscherinnen androzentrische Züge benennen. Die Interpretation der Lebenslage als ‚Handlungsspielraum’ mit den nach Nahnsen definierten Dimensionen (vgl. Nahnsen 1975) wird dahingehend kritisiert, dass in diesem theoretischen Modell grundlegende Faktoren, die den Handlungsspielraum von Frauen aufgrund der geschlechtsspezifischen Rollenzuschreibungen einschränken, nicht berücksichtigt seien. Enders-Dragässer/Sellach kritisieren beispielsweise  das Fehlen des „gesamten Komplexes  der objektiven und subjektiven Bedeutungen sozialer Bindungen und Beziehungen für Frauen und die Konsequenzen, die ihnen daraus aufgrund der geschlechtsrollenbedingten Zuschreibungen durch Geschlechterhierarchie und geschlechtlicher Arbeitsteilung, für die Herkunftsfamilie, für Mutterschaft, für Ehe und Partnerschaft, in sozialen Netzwerken, in der Wahrnehmung durch Behörden und Institutionen erwachsen“ (Enders-Dragässer/Sellach 1999, S. 59). 

Zu einem ähnlichen Urteil gelangt Reinl, die sowohl für den Ressourcen-  wie auch den Lebenslagenansatz im ‚mainstream’ der Armutsforschung feststellt:  „Daher operieren beide Ansätze in ihren jeweiligen Bezugssystemen mit Armutsschwellen, deren Definition beziehungsweise Festlegung politisch-normativen Grundlagen und Wertentscheidungen sowie den daraus ableitbaren theoretischen Implikationen folgt. Die den meisten Armutsberichten zugrundeliegenden theoretischen Implika-tionen beziehen sich jedoch – als Merkmal androzentrischer Forschung prinzipiell – vorrangig auf die Lebenslagen von Männern.“ (Reinl 1997, S.130).

Eine Weiterentwicklung des Lebenslagenansatzes aus der Perspektive der Frauenforschung wurde jedoch bislang lediglich von Enders-Dragässer/Sellach vorgenommen, wobei die folgenden Dimensionen in das Konzept des Handlungs- und Entscheidungsspielraums einbezogen werden:

-
Sozialbindungsspielraum, der u.a. Belastungen und Entlastungen, Versorgungs-

Verpflichtungen durch Mutterschaft, durch Familienzugehörigkeit, durch Ehe und Beziehungen enthält; bzw. das Recht auf Ehe, Partner/-in und Mutterschaft, das Recht auf Kommunikation und Mobilität zur Herstellung sozialer Beziehungen.

-
Geschlechtsrollenspielraum, dem u.a. strukturelle Bedingtheiten aufgrund der Geschlechtszugehörigkeit zugeordnet werden können, wie offene und versteckte Diskriminierungen bei Frauen bzw. deren Abbau und Überwindung bzw. die Eingrenzung der Handlungsspielräume und materiellen Rechte auf Grund der Übernahme der Haus- und Familienarbeit.

-
Schutz- und Selbstbestimmungsraum, zu dem u.a. die körperliche, seelische und mentale Integrität, Sicherheit vor Gewalt und Nötigung, vor sexueller Gewalt, Anmache, sexuelle Selbstbestimmung, der Handlungsspielraum für ein selbstbestimmtes Leben bei körperlichen, seelischen oder geistigen Beeinträchtigungen und auch das Recht auf eigenständiges Wohnen gehören (Enders-Dragässer/Sellach 1999, S. 60).

Aufbauend auf diesem um die Geschlechterdimension erweiterten Lebenslagen-ansatz entstanden einige Studien, die sich zwar nicht explizit mit dem Thema ‚Frauenarmut’ auseinander setzten, jedoch armutsrelevante Lebenssituationen von Frauen untersuchten. Zu nennen ist hier die Studie zur ‚Situation von Frauen und Mädchen mit Behinderungen’26 und die Untersuchungen zur Lebenssituation obdachloser Frauen27. 

Im ‚mainstream’ der neueren Armutsforschung gilt der Lebenslagenansatz  zwar als

‚Leitidee’, gleichwohl konnten bislang nur wenig Analysen zu der Lebenssituation und den Lebenslagen von Armut betroffener Frauen durchgeführt werden. Probleme hinsichtlich der empirischen Umsetzung ergeben sich aus dem Fehlen geeigneter und geschlechtsdifferenter Datengrundlagen und  der Schwierigkeit bei der Auswahl geeigneter Indikatoren.  

Die Interpretation der Ergebnisse erfolgt jedoch häufig aus einer rein individualisti-schen Perspektive, wobei diese Frauen im Fazit zumeist als ‚Opfer ihrer schwie-rigen Verhältnisse’ charakterisiert werden. 

Solange der Blick auf die eigentlichen Ursachen - die geschlechterrollenspezifischen und sozialstrukturell bestimmten Handlungsalternativen und -grenzen, die den Handlungs- und Entscheidungsspielraum von Frauen im Vergleich zu Männern in anderer Weise begrenzen, verstellt bleibt, kann der randständige Charakter der Thematisierung von Frauenarmut im ‚mainstream’ der Armutsforschung auch mit dem Lebenslagenansatz nicht überwunden werden. 

„In Untersuchungen zu schwierigen Lebenssituationen von Frauen finden sich häufig schwerpunktmäßig Fragen nach der frühkindlichen Sozialisation, nach misslungenen Schul- und Ausbildungskarrieren und unglücklichen Ehen. Unberücksichtigt bleiben meist die sozialstrukturellen Rahmenbedingungen, in denen Frauen ihr individuelles Leben bewältigen müssen. Die Frauen erscheinen dadurch zumeist als ‚Opfer’ z.B. von ungünstigen Sozialisationsbedingungen, von Konflikten in Ehe oder Partnerschaft, des Wohnungs- oder Arbeitsmarktes.“ (Enders-Dragässer/Sellach 1999, S.63).

Zusammenfassend kann festgestellt  werden, dass der um die Geschlechter-dimension erweiterte Lebenslagenansatz einen geeigneten Ausgangspunkt zur Analyse weiblicher Armutsrisiken und -ursachen bietet. 

Die Ergebnisse der dynamischen Armutsforschung

Ein weiteres Forschungsprogramm im Bereich der neueren Armutsforschung ist die ‚dynamische Armutsforschung’, die in Anlehnung an die soziologische Lebenslauf- und Biographieforschung28 den zeitlichen Verlauf  von und die Dauer des Verbleibs in Armutslagen thematisiert. Ursprünglich aus den USA stammend,  etablierte sich die ‚dynamische Armutsforschung’ in der BRD in den 80er Jahren im DFG-Sonderforschungsbereich 186 am Zentrum für Sozialpolitik der Universität Bremen. Ausgangspunkt des ersten Projekts mit dem Titel „Sozialhilfekarrieren“29  war die   kritische Auseinandersetzung mit der These der ‚Zwei-Drittel-Gesellschaft’ und dem Begriff der ‘Armutskarriere’, der i.d.R. den sozialen Abstieg, bzw. die Deklassierung und die dauerhafte Ausgrenzung bestimmter Bevölkerungsgruppen andeutet. Nach Ansicht der Bremer Forscher/innen bleibt die zeitliche Dynamik und der biographische Kontext von Armutslagen in diesem Modell unberücksichtigt. Der Begriff der Armutskarriere wird demnach um die Aspekte der ‚Verzeitlichung, Biographisierung und sozialen Entgrenzung’ von Armutslagen ergänzt.

Im folgenden sollen zunächst die methodische Vorgehensweise, die Ergebnisse sowie die Interpretation und die daraus resultierenden sozialpolitischen Konsequen-zen dieser Untersuchung zusammenfassend dargestellt werden. Im Anschluß erfolgt eine Bewertung in Hinblick auf die Berücksichtigung der Geschlechter-dimension in diesem Projekt, bzw. im Forschungskonzept der dynamischen Armutsforschung.

Methodik:

Die quantitative Analyse des Projekts beruht auf einer 10%-Längsschnittsichprobe von Bremer Sozialhilfeakten, nach der die Antragkohorte eines bestimmten Jahrgangs über einen Zeitraum beobachtet und ausgewertet wurde. Anhand der zeitlichen Dauer und Kontinuität unterschiedlicher Armuts- bzw. Sozialhilfeperioden entwickelten die Bremer Forscher/innen eine Typologie von Sozialhilfeverläufen. Ergänzend wurden in einer qualitativen Analyse Interviews mit einzelnen Betroffenen ausgewertet, die anhand einer ‚Fallkontrastierung’30 nach Verlaufstyp und der jeweiligen Problematik der Einzelfälle (Ursachen des Hilfebezugs) ausgewählt wurden. „Auf Grundlage dieser Zuordnung der Einzelfälle wurden idealtypische Muster von Armutskarrieren gefunden, die Typen repräsentieren jeweils eine spezifischen Kombination aus Verlaufs- und Ursachendimension“ (ebd.: 114).

Ergebnisse:

Die Untersuchung des zeitlichen Verlaufs des Sozialhilfebezugs und die Differenzierung in unterschiedliche ‚Verlaufstypen’ verdeutlichen, dass die pauschalen Vorstellungen einer dauerhaften Deprivation im Sinne von Langzeit-armut und Abstiegskarrieren relativiert werden müssen. Generell wird zwischen zwei Verlaufstypen unterschieden; den ‚Fällen mit sozialem Aufstieg’ (‚Kurzzeitbezieher’ und ‚Ausbrecher’) und den ‚Fällen mit sozialem Abstieg’ (‚Langzeitbezieher, Mehrfachüberbrücker und Pendler’), wobei im Fazit festgestellt wird, dass „ein Großteil der Sozialhilfeverläufe mit gutem Grund als Aufstiegskarriere aufgefasst werden kann“ (ebd.: 113).

Langzeitbezieher von Sozialhilfe waren in der untersuchten Stichprobe nur mit einem geringen Anteil von 14% (und mit einer durchschnittlichen Bezugsdauer von 63 Monaten) vertreten. Hieraus wird die Schlussfolgerung gezogen, dass Armutslagen ‚verzeitlicht’ sind und sich nicht unbedingt in Form von dauerhafter Deprivation und Ausgrenzung verfestigen. Die Sozialhilfe erfülle daher weitestge-hend ihren Zweck als Überbrückungshilfe in zeitlich abgrenzbaren individuellen Notlagen. 

Unter dem Aspekt der ‚Biographisierung’ werden Ereignisse im Lebenslauf, die den Bezug von Sozialhilfe auslösen können (wie z.B. Scheidung/Trennung, Arbeitslosig-keit), aber auch die im Verlauf des Sozialhilfebezugs subjektiv-biographische Bewältigung und Verarbeitung dieser Armutslage begriffen. Die objektive  Dauer des Sozialhilfebezugs und die individuelle ‚Ausgestaltung’ dieser Armutsphasen werden in dieser Untersuchung anhand der verschiedenen ‚Verlaufs- und Karrieretypen’ in Zusammenhang mit ihrem jeweiligen biographischen Kontext dargestellt, wobei der Sozialhilfebezug in der Mehrzahl der Fälle als unterstützendes und positives zu bewertendes Gestaltungselement für den weiteren Lebenslauf gesehen wird (z.B. als Neuorientierung nach einer Trennung/Scheidung, als Unterstützung in Zeiten der Kindererziehung und Nicht-Erwerbstätigkeit, etc.). 

Die unterschiedlichen ‚Verlaufstypen’ und die biographische Komponente verweisen zudem auf eine zunehmende Heterogenität und ‚soziale Entgrenzung’ des Armutspotentials. Armuts- und Sozialhilferisiken ‚streuen’ breiter als früher und lassen sich, so die Schlussfolgerung, heute nicht mehr als randständiges bzw. klassenspezifisches Problem bezeichnen. In Anlehnung an Ulrich Becks gesellschaftstheoretische Analyse der ‚reflexiven’ Modernisierung und Individuali-sierung31 werden Gegensätze sozialer Ungleichheit als Gegensätze zwischen Lebensabschnitten innerhalb einer Biographie interpretiert. Armutsrisiken entstehen demnach infolge zunehmend heteronomer Lebensverläufe, werden von krisenhaften Ereignissen im Lebenslauf bestimmt und sind auf  diese Lebensphasen begrenzt. Eine dauerhafte oder gar klassenmäßige Verfestigung von Armutslagen im Sinne einer zeitlich stabilen Marginalisierung eines ganzen (unteren) Bevölkerungs-segments wird bestritten, da die Ergebnisse der untersuchten Stichprobe dies widerlegten. 

Zusammenfassend wird festgestellt, dass das Risiko, in eine Armutslage zu geraten, immer unabhängiger von Schicht und Klasse sei (‚soziale Entgrenzung’), diese Armutslagen eher kurzfristig seien (‚Verzeitlichung’) und je nach biographischem Kontext unterschiedlich verarbeitet werden und nicht zwangsläufig mit negativen psychosozialen Folgewirkungen assoziiert werden können (‚Biographisierung’). Vor dem Hintergrund der untersuchten Stichprobe und der geschilderten Einzelfälle  wird der Sozialhilfebezug insgesamt eher positiv beurteilt, da den Betroffen so die Möglichkeiten einer Neuorientierung und Konsolidierung ihres Lebenslaufs eröffnet würden. 

Kritik:

Wenngleich die konzeptionelle Erweiterung um die zeitliche und biographische Komponente von Armutslagen als positive und notwendige Weiterentwicklung der bisherigen Forschungskonzepte allgemein anerkannt wird, sind sowohl die Methodik wie auch die Ergebnisse und die Interpretation, bzw. die daraus abgeleiteten sozialpolitischen Handlungsoptionen, im ‘mainstream’ der Armutsforschung umstritten. 

In methodischer Hinsicht wird bemängelt, dass der alleinige Bezug von Sozialhilfe,     wenn auch als Armutsindikator und ‚quasi-offizielle Armutsgrenze’ allgemein anerkannt, dem Anspruch der Bremer Forscher/innen ein erweitertes und vollständiges Bild von Armut zu zeichnen, nicht gerecht wird. Wer mit dem Sozialhilfebezug als Armutsindikator operiert, darf die Ergebnisse nur unter Vorbehalt und ausschließlich für die Gruppe der ihren Anspruch geltend machenden Haushalte/Personen interpretieren, da die verdeckte Armut (Dunkelziffer) so nicht erfasst werden kann. Verallgemeinernde Aussagen, die auf die zeitliche Dauer von Armutslagen und die Struktur des Armutspotentials generell bezogen werden, sind demnach problematisch. Butterwegge bemerkt hierzu: „Die Bremer Forscher/innen ziehen jedoch zu weitreichende Schlüsse auf der Grundlage personell (Sozialhilfeempfänger/innen), räumlich (Bremen) und zeitlich (Schwerpunkt:80er Jahre) begrenzter Daten. Die fehlende Repräsentativität ihrer Untersuchung, die Beschränkung auf Bremen als Großstadt mit der – zumindest damals – höchsten ‚Sozialhilfedichte’, der ziemlich kurze Beobachtungszeitraum und die eher geringe Zahl der problembezogenen Interviews (mit Betroffenen und Sachbearbeitern) legen eine größere Zurückhaltung nahe und verbieten auch eine Generalisierung vieler Thesen“ (Butterwegge 1996: 73). An anderer Stelle wird die Unterschätzung des Anteils der Langzeitbezieher/innen von Sozialhilfe, der bei Längsschnittanalysen von Zugangskohorten im Laufe der Jahre kumuliert, kritisiert32. Für die spezielle Analyse der Bremer Sozialhilfeakten stellt sich zudem die Frage, ob der Anteil der ‚Kurzzeitbezieher’ und ‚Überbrücker’ durch die damalige Situation in Bremen (Massenentlassung durch die Schließung der Werft AG Weser und dem daraus resultierenden überproportionalen Anteil Arbeitsloser, die bis zur Leistungsbewilligung nach dem AFG kurzfristig Sozialhilfe bezogen haben) zu „systematischen Verzerrungen der Ergebnisse“ geführt hat (Busch-Geertsema/Ruhstrat 1992: 367). 

Auch die Tatsache, dass ein Ausscheiden aus dem Sozialhilfebezug noch nicht das Ende einer Armutslage bedeuten muss, wird unzureichend berücksichtigt (wenn auch die Bremer Forscher/innen vereinzelt darauf hinweisen). Zu vermuten ist daher, dass sich hinter dem „hohen Anteil von ‚Überbrückern’ und ‚Mehrfachüberbrückern’ in der Sozialhilfe eine beträchtliche Anzahl von Langzeitarmen verbergen kann“ (ebd.: 367). Für die Fälle des dauerhaften Ausstiegs (‚escaper’) gilt dies ebenfalls, da mit Beendigung des Sozialhilfebezugs (in Bremen) noch nicht sichergestellt werden kann, dass Armutslagen überwunden sind. Vielmehr können u.a. Fortzüge (und eventuell der erneute Sozialhilfebezug in einer anderen Stadt), die Aufnahme eines prekären Beschäftigungsverhältnisses, die Zahlung anderer Transferleistungen eine Fortsetzung der Armutslagen bedeuten. 

Mit der Erweiterung um die biographische Komponente von Armutslagen im Sinne von subjektiven Bewältigungsstrategien, Handlungsspielräumen und Selbsthilfepo-tentialen der Empfänger/innen von Sozialhilfe ist es der dynamischen Armutsfor-schung zwar gelungen, die verengte Sichtweise von Sozialhilfeempfänger/innen als dauerhaft deprivierte und beschränkt handlungsfähige Armutsgruppe zu überwinden. Die fast durchweg positiv dargestellten ‚Sozialhilfekarrieren’ im Rahmen dieser Untersuchung verharmlosen jedoch die Tatsache, dass die Sozialhilfeabhängigkeit aufgrund der eingeschränkten finanziellen Mittel und der Einschränkung des Handlungsspielraums durchaus als Abstiegsprozess erfahren werden kann. Individuelle Selbsthilfepotentiale werden überschätzt, da diesen durch finanzpolitische Konsolidierungsmaßnahmen im Bereich sozialer Sicherung Grenzen gesetzt sind (z.B. fehlende Kinderbetreuungsmöglichkeiten, Einschrän-kungen und Abbau qualifizierender Maßnahmen nach dem AFG, etc.).  Zudem stehen nicht jedem/r Empfänger/in die gleichen Wege zur Überwindung der Sozialhilfeabhängigkeit offen, vielmehr ist eine differenzierte Betrachtung nach Geschlecht, Alter, Nationalität und Bildungsvoraussetzungen erforderlich. 

Der Sozialhilfebezug wird als positive Strategie der Bewältigung krisenhafter Ereignisse im Lebenslauf begriffen. Armut erscheint vor diesem Hintergrund als „persönlich steuerbares Einzelschicksal“ (Butterwegge 1996: 68) und wird unabhän-gig von sozialer Schicht- oder Klassenzugehörigkeit definiert. Die verengte Sicht-weise des Klassenbegriffs, der als funktionaler und nicht wie die Bremer Forscher/innen anzunehmen scheinen, personaler Begriff zu verstehen ist, verstellt jedoch den Blick auf den ‚Strukturzusammenhang zwischen der Funktionsweise des bestehenden Wirtschaftssystems und dem Armutsproblem’ (ebd.:71). 

Die Bedeutung der Geschlechterdimension in der ‚dynamischen Armuts-forschung’  

Aus der Sichtweise der Frauen(armuts)forschung wird der Ansatz der ‚dynamischen Armutsforschung’ häufig als geschlechtssensibles Forschungskonzept bezeichnet. 

Eine differenzierte Auseinandersetzung mit den Ergebnissen der Bremer Studie, die, wie im folgenden gezeigt werden soll, eher geschlechtsblind sind, findet jedoch kaum statt. 

Die im Rahmen der quantitativen Analyse konstruierten Verlauftypen sind zunächst nicht nach Geschlecht differenziert – anzunehmen ist jedoch, dass Frauen bei den Verlaufstypen der ‚Langzeitbezieher und ‚Mehrfachüberbrücker’ aufgrund ihrer im Vergleich zu Männern höheren Armutsrisiken überrepräsentiert waren.

Der biographische Kontext sozialhilfebeziehender Frauen wird im Verlauf des Sozialhilfebezugs als erweiterter Handlungsspielraum und als Möglichkeit einer Neuorientierung und Konsolidierung des Lebenslaufs dargestellt. Die Ereignisse im Lebenslauf, die als ursächlich für die Sozialhilfeabhängigkeit gelten, werden dabei von den befragten Frauen als einschneidende Erlebnisse geschildert, wohingegen die Sozialhilfe als staatliche Form der Hilfe genutzt wird und weniger dramatisch als die vorhergehenden krisenhaften Ereignisse eingeschätzt wird. Wenngleich die Darstellung der subjektiven Sichtweise und der Einstellung zum Sozialhilfebezug eine Erweiterung im Sinne des ‚Lebenslagenkonzepts’ darstellt, kann aus der Darstellung dieser wenigen Einzelfälle noch nicht die Schlussfolgerung gezogen werden, dass der Bezug von Sozialhilfe für Frauen eine generell akzeptable Form der Existenzsicherung darstellt. Diese undifferenzierte Übernahme und Generalisie-rung der ‚überwiegend positiven’ Aspekte des Sozialhilfebezugs verharmlost und verschweigt nicht nur die Tatsache, dass die Sozialhilfeabhängigkeit ebenso als sozialer Abstieg empfunden werden kann, der die Handlungsspielräume eher begrenzt als erweitert, sondern vernachlässigt auch die eigentlichen Ursachen weiblicher Sozialhilfeabhängigkeit. 

Bemerkenswert ist ebenfalls, dass die Erwerbsunterbrechung wegen einer Familienphase zwar als eine Ursache des Sozialhilfebezugs genannt wird33, eine kritische Auseinandersetzung mit der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung jedoch ausbleibt. Vielmehr wird der Sozialhilfebezug, der „an einem kritischen Punkt der Familienkarriere ins Spiel kommt und sich auf den weiteren Verlauf positiv auswirkt...(und nach) bestimmten familiären Ereignissen wie Scheidung, Trennung oder Geburt eines Kindes Versorgungsfunktionen (übernimmt)“ (ebd., S.123) auch noch positiv beurteilt und teilweise als Aufstiegschance beurteilt. In wieweit jedoch die Geburt eines Kindes und die daraus resultierende Sozialhilfebedürftigkeit  positiv zu beurteilen ist, sei dahingestellt. Butterwegge bemerkt hierzu: „Was die Wissenschaftler/innen aus Bremen als ursächlich ansehen, sind eher situative Anlässe für den Sozialhilfebezug. Tieferliegende Zusammenhänge verschwinden hinter einer Fülle empirischer Daten, und die erscheinende Oberfläche wird mit dem Kern der Sache verwechselt, was auch zu Fehlern bei der Einschätzung des Sozialstaats führt“ (Butterwegge 1996, S. 71f.). Aspekte, die eigentlich Kritik an einer unzureichenden eigenständigen Existenzsicherung von Frauen auslösen sollten, werden positiv beurteilt, wie z.B. die Aussage: „Dabei ist die Sozialhilfe, wie auch bei Frau C., häufig kein großer finanzieller Einschnitt“ (Buhr/Ludwig 1995, S. 126). In diesem Fall gab die Interviewte an, auch vorher über kein höheres Einkommen verfügt zu haben. Weiterhin heißt es: „Vielmehr stabilisiert sich das Leben dieser Frauen typischerweise auf materiell eingeschränktem Niveau oder nimmt sogar eine positive Wendung“ (ebd., S. 123). 

Wie eingeschränkt das ‚materielle Niveau’ (und auch der Handlungsspielraum) infolge des Sozialhilfebezugs sein kann, verdeutlicht die Aussage, dass „einige Frauen dabei auch auf die Hilfe der Eltern oder Verwandten zählen (können), die sie mit Geld, Sach- oder Dienstleistungen unterstützen“ (ebd., S. 123). Dieser Aspekt offensichtlich notwendiger privater bzw. familiärer zusätzlicher Unterstützung wird zwar positiv hervorgehoben, ohne jedoch das geringe Leistungsniveau der Sozialhilfe zu problematisieren bzw. zu hinterfragen, wie sich die Lebenssituation sozialhilfebeziehender Frauen ohne private Hilfeleistungen darstellt. Problematisch erscheint diese undifferenzierte Aussage vor allem auch vor dem Hintergrund sozialpolitischer Konsequenzen, da hier die Selbsthilfepotentiale der Hilfeempfänger/innen möglicherweise überschätzt werden. Für die staatliche Sozialpolitik erübrigt sich demzufolge ein weiterreichender Handlungsbedarf. 

Die vielzitierten Auf- und Ausstiegschancen, die sich im Verlauf des Sozialhilfebe-zugs ergeben, mögen stellen sich bei genauerer Betrachtung oftmals nur als ein Wechsel von einer in die nächste Form der Abhängigkeit dar. Rückschlüsse auf die Beendigung einer Armutsepisode im Sinne einer eigenständigen und ausreichenden Existenzsicherung können daraus jedoch nicht gezogen werden. So ist in diesem Kontext beispielsweise die Rede von der Wiederaufnahme eines Studiums, wodurch sich die materielle Situation der Frauen zunächst wohl kaum verbessert haben dürfte und auch noch nichts über die spätere berufliche Verwertbarkeit dieser Bildungsinvestition ausgesagt wird. In einem anderen Fall wird eine Verbesserung der Situation durch die neu erworbene gut bezahlte Stelle des Ehemanns positiv hervorgehoben. 

„Wenn eine Sozialhilfeempfängerin heutzutage ihre Lage durch die Partnerschaft/Ehe mit einem Mann verbessert, sprechen die Bremer Wissenschaftler/innen von einem ‘familienbestimmt normalisierten Lebenslauf’; die Flucht in eine andere Form der finanziellen Abhängigkeit ist aber mitnichten normal, sondern unter den gegebenen Bedingungen ein Skandal, weil eine eigenständige Sicherung für Frauen nötig und möglich wäre“ (Butterwegge 1996, S. 69).

Abschließend bleibt festzustellen, dass die Ergebnisse dieses ersten Projekts der deutschen ‚dynamischen Armutsforschung’ erhebliche Mängel hinsichtlich der Berücksichtigung geschlechtsspezifischer Armutsrisiken und -ursachen, der Methodik und der Interpretation der Ergebnisse aufweist. Die eigentliche Ursachen-analyse des Sozialhilfebezugs bleibt bei der Benennung situativer Anlässe stehen. Die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung, ungleiche Erwerbs- und Verdienst-chancen und die daraus resultierenden Armutsrisiken als Ursachen weiblicher Sozialhilfebedürftigkeit  werden weder analysiert noch kritisch hinterfragt.  Vielmehr werden hier teilweise Klischees zementiert, wie das der alleinerziehenden Sozialhilfeempfängerin, die ihre Armutslage durch die Ehe/Partnerschaft mit einem ‚männlichen Versorger’ beenden kann, oder der Mutter, die zugunsten der Erziehungszeit auf ihre Erwerbsarbeit verzichtet und so in den zweifelhaften Genuss der ‚positiven Handlungsspielräume’ der Sozialhilfe kommt. Diese Ergebnisse können daher nur unter Vorbehalt interpretiert werden und lassen zudem keine generalisierenden Schlussfolgerungen über die Armutsbetroffenheit von Frauen und die unterschiedlichen Bewertungen und Bewältigungsstrategien von Armutslagen zu.

Aus der Sichtweise der Frauenforschung wird der Ansatz der ‚dynamischen Armutsforschung’ als konzeptionell geschlechtssensibler Forschungsansatz bezeichnet, da insbesondere die neu bearbeiteten Aspekte der Transitorität und der subjektiv-biographischen Verarbeitung der Sozialhilfeabhängigkeit eine Erweiterung bisheriger Forschungskonzepte darstellt. Geschlechtsspezifische Armutsursachen und der biographische Kontext sozialhilfeabhängiger Frauen können prinzipiell mit diesem Ansatz erfasst und analysiert werden. Nach Barbara Stiegler wird „Armut hier nicht als individuelles Schicksal oder als Ergebnis sozialen Fehlverhaltens interpretiert, sondern auch durch die Strukturen des Sozialstaats als Mitgestalter des Lebenslaufs betrachtet. Wenn der Sozialstaat für die Vielfalt der sozialen Risiken Vorsorge treffen soll, dann ist das Auftreten von Armut auch ein Indikator für Mängel in dieser Vorsorge“ (Stiegler 1998: 7). 

Vor dem Hintergrund der Ergebnisse der ‚dynamischen Armutsforschung’ muss diese Aussage jedoch relativiert werden. Die Rolle des ‚Sozialstaats als Mitgestalter des Lebenslaufs’ wird hinsichtlich der gesellschaftlichen und sozialpolitischen Entstehungsbedingungen von Frauenarmut eben nicht hinterfragt, es sei denn man versteht den Bezug von Sozialhilfe – wie dies die Bremer Forscher/innen aufgrund ihrer Ergebnisse verstanden wissen möchten – als positives Gestaltungselement im Lebenslauf.   
1.4

Geschlechtspezifische Armutsrisiken – Thematisierung oder Tabuisierung in Armutsforschung und Sozialberichterstattung?

Frauenarmut ist, wie die oben genannten Ausführungen gezeigt haben, nach wie vor ein eher randständiges Thema im ‚mainstream’ der Armutsforschung. Wenngleich der bundesdeutschen Armutsforschung prinzipiell zwar keine Tabuisierung weiblicher Armut vorgeworfen werden kann, so wird doch deutlich, dass bei der Analyse und Benennung weiblicher Armutsrisiken und -ursachen  nach wie vor erhebliche Defizite bestehen. 

Die Ursachen sind zum Teil in den unzureichenden Datengrundlagen begründet - in haushaltsbezogenen Datensätzen lassen sich im Gegensatz zu Individualdaten bzw. haushaltsbezogenen Informationen in Datensätzen kaum Aussagen zur geschlechtsspezifischen Struktur von Armut treffen, da das Merkmal ‚Geschlecht’ nicht als Querschnittsmerkmal in die Analyse einbezogen werden kann. Aus diesem Grund bleiben im Haushaltsansatz, der i.d.R. im Konzept der ‚relativen Einkom-mensarmut’ verwendet wird, geschlechtsspezifische Armutsrisiken unsichtbar. Ebenso wenig trägt die immer noch weit verbreitete ‚Normalitätsvorstellung’ von Frauen als Ehefrauen/Mütter und ihrer Absicherung über den ‚männlichen Versorger(Ehe)Mann’ zu einer differenzierten Analyse geschlechtsspezifischer Armutsrisiken bei. Durch die vereinfachende Feststellung, dass der ‚Ausfall dieses männlichen Versorgers’ im wesentlichen für die hohe Armutsbetroffenheit von Frauen verantwortlich ist, wird Frauen zum einen eine eigenständige Lebensplanung und Existenzsicherung abgesprochen und andererseits die Heterogenität weiblicher Lebensformen vernachlässigt.  Die Tatsache, dass sich die ‚eigenständige und unabhängige Existenzsicherung’ alleinlebender Frauen trotz der vielzitierten Zunahme weiblicher Erwerbstätigkeit in vielen Fällen nur am Rande oder gar unterhalb der Armutsschwelle bewegt, wird bislang verschwiegen und erfordert daher differenziertere Analysen. 

Bei aller Kritik ist zu berücksichtigen, dass sich die bundesdeutsche Armutsforschung im Vergleich zum internationalen Forschungsstand erst seit relativ kurzer Zeit im Bereich der empirischen Sozialforschung etablieren konnte und sich hinsichtlich der angewandten Methoden, der erarbeiteten Armutskonzepte und der Vielzahl der Untersuchungen und Ergebnisse auf einem mittlerweile hohen wissenschaftlichen und allgemein anerkannten Niveau bewegt. Gleichwohl hat die bundesdeutsche Armutsforschung den androzentrischen Blickwinkel noch nicht überwunden. Eine Weiterentwicklung unter Einbeziehung der Ergebnisse und Thesen aus Arbeitsmarkt-, Frauen und Sozialstaatsforschung ist insofern nicht nur wünschenswert, sondern auch erforderlich - insbesondere in Hinblick auf den gesellschaftspolitischen Anspruch der Herstellung der Chancengleichheit zwischen den Geschlechtern, der bislang in zentralen gesellschaftlichen Bereichen nur auf formaler Ebene erreicht wurde.  

 Wenngleich einige Ansätze – wie der Lebenslagenansatz und das Konzept der dynamischen Armutsforschung – zwar prinzipiell geeignet erscheinen, geschlechtsspezifische Armutsrisiken zu untersuchen und eine Weiterentwicklung der bundesdeutschen Armutsforschung darstellen, tragen die bisherigen Ergebnisse der Untersuchungen, die auf diesen Konzepten beruhen, nur wenig zu einer umfassenden Ursachenanalyse weiblicher Armut bei. 

Im nächsten Kapitel sollen daher ergänzend ausgewählte Thesen und Ergebnisse aus den Bereichen der Arbeitsmarkt-, Frauen- und Sozialstaatsforschung vorgestellt werden. Die Ergebnisse sollen dazu beitragen, Aufschluss über die im Bereich der Armutsforschung bislang vernachlässigten Ursachen weiblicher Armutsrisiken zu geben. 

2.
Frauen im Sozialstaat – Strukturelle Armuts- und Sozialhilferisiken?

Im folgenden Kapitel soll der Frage nachgegangen werden, in wie weit weibliche Armuts- und Sozialhilferisiken bereits strukturell im System sozialer Sicherung angelegt sind. Trotz einer formalen Gleichberechtigung der Geschlechter im Sozialstaat „ist es genau jene Form der in die Regelungen eingeschriebenen Gleichberechtigung, die das Geschlechterverhältnis als Ungleichheitsverhältnis im Sozialstaat produziert und reproduziert, und damit die Grundlage für weibliche Armut schafft“ (Reinl 1997:113). Zu überprüfen ist folglich, in wie weit „geschlechtsneutrale Regelungen geschlechtsspezifische Merkmale hervorbringen können“ (ebd.:114). 

Ungeachtet der Tatsache, dass Geschlechterrollen und Lebensläufe im Lauf der Zeit eine gewisse Angleichung erfahren haben, bestehen nach wie vor Unterschiede hinsichtlich der Lebensplanung und Lebenszusammenhänge von Männern und Frauen34. Aus der bestehenden Aufgabenteilung, der geschlechtshierarchischen Arbeitsteilung in der Gesellschaft, resultiert „ein unterschiedlicher Sicherungsbedarf und eine unterschiedliche Fähigkeit, „eigene“ Vorsorge gegen soziale Risiken zu treffen“ (Pfaff 2000: 270).  Geschlechtsspezifische Armutsrisiken können nach Reinl „aus dem Grad der Ungleichheit bezüglich der Verteilung von Lebenslagen und Lebenschancen im Kontext sozialpolitischer Regelungen bestimmt werden“ (Reinl 1997: 115). 

Der zentrale Ausgangspunkt der folgenden Überlegungen ist die These von der ‚Spaltung des Sozialstaats in eine ‚Arbeiter- und eine Armenpolitik’. Diese Zweiteilung des sozialen Sicherungssystems resultiert aus der Lösung der ‚sozialen Frage’ des 19. Jahrhunderts. Ursprünglich zur Absicherung der negativen Folgen einer kapitalistischen Eigentums- und Wirtschaftsordnung infolge der industriellen Entwicklung und zur Verbesserung der Lebensbedingungen der industriellen (männlichen) Lohnarbeiter gedacht, wurden im ausgehenden 19. Jahrhundert die ersten Sozialversicherungsgesetze erlassen35. Mit der Reichsverordnung vom 19. Juli 1911 wurde kurz darauf die akzessorische36 Absicherung der unterhaltsbe-rechtigten Familienmitglieder ohne oder mit nur geringem Einkommen erlassen37. Diese Form sozialstaatlicher Sicherung ist bis heute hinsichtlich der Alterssicherung, der Leistungen der Gesetzlichen Krankenversicherung und der Pflegeversicherung insbesondere für nicht-erwerbstätige und geringfügig beschäftigte Ehefrauen von Bedeutung.

Als ‚Arbeiterpolitik’ wird das System der Sozialversicherung bezeichnet, dessen wesentliches Kennzeichen - die Erwerbsarbeitzentrierung - bis heute wirksam ist. Die weitgehend einkommensproportionale Gestaltung zahlreicher Regelungen wirkt sich auf die Art und Höhe der Anwartschaften aus. Vorraussetzungen einer existenzsichernden Absicherung sozialer Risiken im Erwerbsverlauf sind demnach kontinuierliche Erwerbsverläufe und entsprechend hohe Beitragszahlungen. Die Leistungen sind „wenn nicht beitragsäquivalent, so doch beitragsbezogen. Die Beitragsbezogenheit bedeutet in der Tendenz eine Benachteiligung der Mehrzahl der Frauen, solange sie nicht eine gleiche Beteiligung und Entlohnung am Arbeitsmarkt erfahren“ (Pfaff 2000: 275). Die hier angedeuteten Defizite im Bereich des Arbeitsmarktes und der Arbeitsmarktpolitik erfordern daher eine gesonderte Betrachtung (vgl. 2.1), da hier die wesentlichen Ursachen für die geschlechtsspezifi-schen Unterschiede hinsichtlich der eigenständigen Sicherung und der sich im System der Sozialversicherung fortsetzenden unzureichenden sozialpolitischen Absicherung von Frauen begründet liegen (vgl. 2.2).

Der zweite Bereich der sozialen Sicherung – die ‚Armenpolitik’ – ist, unabhängig vom Erwerbssystem, nach dem Fürsorgeprinzip organisiert und bezeichnet in erster Linie die Leistungen nach dem BSHG. Aus der unzureichenden Absicherung von Frauen im vorgelagerten System der Sozialversicherungen resultiert, dass Frauen im Vergleich zu Männern wesentlich häufiger auf ‚Fürsorgeleistungen’, d.h. auf den Bezug von Sozialhilfe verwiesen werden. Eine geschlechtsspezifische Betrachtung allein der zahlenmäßigen Entwicklung der Empfänger/innen von Sozialhilfe in der BRD anhand des veröffentlichten Tabellenmaterials zur Sozialhilfestatistik38 zeigt, dass Sozialhilfeempfängerinnen im Vergleich zu männlichen Hilfeempfängern im Zeitverlauf durchgängig überrepräsentiert sind. Bislang fehlen jedoch Analysen zu den Ursachen und den Strukturen weiblicher Sozialhilfeabhängigkeit. 

Im dritten Teil dieser Studie soll daher auf Basis der Individualdaten der amtlichen Sozialhilfestatistik der BRD aus dem Jahr 1997 eine Untersuchung des Umfangs, der Strukturen und der Ursachen weiblicher Sozialhilfeabhängigkeit durchgeführt werden. 

2.1

Arbeitsmarktrisiken von Frauen in Deutschland

Ein zentraler gesellschaftlicher Bereich, in dem soziale Ungleichheiten entstehen und sich immer wieder neu ausbilden, ist der Arbeitsmarkt mit den Teilaspekten des Arbeitsmarktzugangs, der Arbeitsplatzsicherheit, den Arbeitsbedingungen, den Möglichkeiten der beruflichen Qualifizierung, den Aufstiegschancen und der Entloh-nung. Eine Schlechterstellung in dieser Ungleichheitsdimension hat eine Benachteiligung in vielen anderen Lebensbereichen zur Folge - dies gilt in Deutschland durch die spezifische Funktionsweise der sozialstaatlichen Sicherungs-systeme auch für den Bereich der sozialen Sicherung39. Insofern „liegen die wesentlichen Ursachen für den materiellen Unterschied in der eigenständigen Sicherung von Männern und Frauen traditionell in der unterschiedlichen Erwerbsbeteiligung, den unterschiedlichen Erwerbsarbeitszeiten und schließlich den unterschiedlichen Erwerbseinkommen, die Gegenstand der Beitragspflicht zur sozialen Sicherung sind“ (Pfaff 2000: 275).

Generell sind zwar die Erwerbsbeteiligungsquoten, Partizipationsraten40 und Gesamtdauer der Erwerbsbeteiligung von Frauen denen der Männer zunehmend ähnlicher geworden, gleichwohl bestehen nach wie vor wesentliche Unterschiede hinsichtlich der Art der Beschäftigung, der Karrierechancen und folglich auch in der Lohn- und Gehaltsentwicklung. Reinl bemerkt hierzu:

 „Die Integration weiblicher Arbeitskräfte folgt jedoch drei problematischen Mustern, die heute auch schon für die neuen Bundesländer zutreffen. Die Integration verläuft über:

- eine geschlechtsspezifische Segregation der Arbeits- und Berufsfelder

- konzentriert sich auf Teilzeitarbeit bzw. ungeschützte Arbeitsverhältnisse und 

- ist verknüpft mit diskontinuierlichen Zeitarrangements im individuellen Lebenslauf“ (Reinl 1997: 116f.).

Ein historischer Rückblick verdeutlicht zudem, dass Frauen seit jeher lediglich das ‚Reservepotential’ des Arbeitsmarktes bildeten. Je nach Arbeitskräftebedarf bzw. konjunktureller Lage wurde (und wird auch heute noch) Frauenerwerbstätigkeit gefördert oder blockiert. Die Mittel waren (sind) dabei vielfältig und reichten von Arbeitsverboten über familienpolitische und steuerrechtliche Anreize für das ‚Hausfrauen-Modell’ bis hin zu einigen scheinbar geschlechtsneutralen, tatsächlich jedoch eher diskriminierenden Regelungen des AFG41. 

Trotz aller Gegenmaßnahmen und rechtlichen Verschlechterungen hat die Anzahl erwerbstätiger Frauen in Deutschland im Lauf der letzten zwanzig Jahren zugenommen. 

Im folgenden soll zunächst die Entwicklung der Erwerbsbeteiligung von Frauen seit Anfang der neunziger Jahre anhand der amtlichen Statistik dargestellt werden. Neben der zeitlichen Entwicklung sollen Unterschiede zwischen der Erwerbsbeteiligung von Männern und Frauen, zwischen Frauen in West und Ost, hinsichtlich der Art und des zeitlichen Umfangs der Beschäftigung (2.1.1), der geschlechtsspezifischen Einkommensdisparitäten (2.1.2) und der Entwicklung der Arbeitslosigkeit  von Frauen in Ost und West (2.1.3) verdeutlicht werden. 

2.1.1
Erwerbsbeteiligung von Frauen in Deutschland

Die Zunahme weiblicher Erwerbsbeteiligung resultiert in erster Linie aus der Ausweitung der Teilzeitbeschäftigung und anderen prinzipiell nicht existenzsichern-den Beschäftigungsformen. Armutsrisiken von Frauen lassen sich somit zunächst aus ihrer spezifischen Arbeitsmarktlage erklären. Im Folgenden soll daher anhand einiger ausgewählter Daten der amtlichen Statistik die zeitliche Entwicklung der Erwerbsbeteiligung von Frauen in West- und Ostdeutschland dargestellt werden. Zu untersuchen ist, in welchem Ausmaß sich die Erwerbsbeteiligung von Frauen im Lauf der letzten zehn Jahre verändert hat. Von besonderem Interesse sind hierbei die regionalen Disparitäten, Entwicklung und Umfang der Voll- und Teilzeitarbeit sowie das Erwerbspotential der Frauen im Niedriglohnsektor  (‚working-poor’) und in prekären Beschäftigungsverhältnissen (wie z.B. in geringfügiger Beschäftigung, befristeten Arbeitsverhältnissen und Zeit- bzw. Leiharbeitsverhältnissen). 

Tabelle 1:
Erwerbsquoten von Frauen und Männern in Deutschland 

	Früheres Bundesgebiet

	Jahr
	Insgesamt
	Frauen
	Darunter: verheiratete Frauen
	Männer

	1991
	49,1
	38,8
	47,2
	60,0

	1993
	49,1
	39,3
	48,2
	59,3

	1995
	48,3
	39,2
	48,8
	58,0

	1997
	48,2
	39,6
	49,2
	57,3

	1998
	48,1
	39,7
	49,4
	57,3

	1991:1998**
	-1,0
	+0,9
	+2,2
	-2,7

	Neue Länder und Berlin-Ost

	Jahr
	Insgesamt
	Frauen
	Darunter: verheiratete Frauen
	Männer

	1991
	54,7
	50,0
	73,0
	54,7

	1993
	51,5
	47,7
	68,9
	51,5

	1995
	52,6
	48,4
	68,9
	52,6

	1997
	53,0
	48,5
	67,7
	53,0

	1998
	53,3
	48,6
	67,1
	53,3

	1991:1998**
	-1,4
	-1,4
	-5,9
	-1,4


Anmerkung:  Erwerbsquoten bezeichnen den Anteil der Erwerbspersonen an 100 Frauen bzw. Männern, 

  ** in Prozentpunkten

Quelle: Sellach 2000, S. 19 nach Statistisches Bundesamt: Datenreport 1999) und eigene Berechnungen.
Bei einer insgesamt abnehmenden Erwerbsquote hat die Erwerbsbeteiligung von Frauen im alten Bundesgebiet im gleichen Zeitraum um 0,9 Prozentpunkte zugenommen, was jedoch im wesentlichen durch die Ausweitung der Teilzeitarbeit erklärt werden kann - dies gilt  insbesondere für die Erwerbsbeteiligung verheirateter Frauen (+2,2 Prozentpunkte). 

Die geschlechtsspezifischen Unterschiede hinsichtlich der Erwerbsbeteiligung sind in den neuen Ländern (noch) nicht so stark ausgeprägt wie im früheren Bundesgebiet, wie der Vergleich zwischen den Erwerbsquoten von Männern und Frauen verdeutlicht. Die Differenz zu den Erwerbsquoten der Männer betrug 1998 in den neuen Ländern 4,7 Prozentpunkte, in Westdeutschland hingegen 17,6 Prozentpunkte.  

Deutliche Unterschiede bestehen zwischen der Erwerbsbeteiligung ostdeutscher und westdeutscher Frauen. Die Erwerbsquote ostdeutscher Frauen, ist zwar insgesamt im Zeitraum von 1991-1998 um1,4 Prozentpunkte zurückgegangen, liegt jedoch auch 1998 noch deutlich über der Erwerbsquote westdeutscher Frauen (Ost: 48,6% - West: 39,7%). Besonders ausgeprägt sind die Unterschiede zwischen den Erwerbsquoten verheirateter Frauen in West- und Ostdeutschland. Obwohl bei der Erwerbsquote ostdeutscher verheirateter Frauen im Zeitraum von 1991-1998 ein Rückgang um 5,9 Prozentpunkte zu verzeichnen war, lag die Erwerbsquote ost-deutscher verheirateter Frauen mit 67,1% im Jahr 1998 immer noch deutlich über der Erwerbsquote westdeutscher verheirateter Frauen  (49,4%). 

Die höhere Erwerbsquote ostdeutscher Frauen (insbesondere der verheirateten Frauen) beruht im wesentlichen auf der traditionell stärkeren Erwerbsorientierung ostdeutscher Frauen und der im Vergleich zu westdeutschen Verhältnissen (noch) besseren Versorgungsdichte an Kinderbetreuungseinrichtungen. Die hohe Erwerbs-beteiligung der Frauen zu DDR Zeiten  konnte jedoch nach der ‚Wende’ nicht aufrechterhalten werden. Ostdeutsche Frauen sind in besonderem Ausmaß durch den hohen Beschäftigungsabbau und/oder die Umwandlung von ehemals Vollzeitarbeitsplätzen in unsichere Beschäftigungsverhältnisse betroffen, zudem zeichnet sich eine Verschlechterung des ehemals flächendeckenden  Kinderbetreuungsangebots ab42. Auch wenn die hohe Erwerbsneigung ostdeutscher Frauen ungebrochen bleibt - dies verdeutlichen die höheren Erwerbsquoten ostdeutscher Frauen ebenso wie die hohe Anzahl der arbeitssuchend bzw. arbeitslos gemeldeten Frauen (vgl. 2.1.3) - ist ein Trend zu einer Angleichung an ‚westdeutsche Verhältnisse’ zu beobachten, d.h. eine zunehmende Verdrängung ostdeutscher ehemals vollzeitbeschäftigter Frauen in Teilzeitarbeitsverhältnisse und eine Transformation des westdeutschen ‚Versorger-Modells’. 

Die Entwicklung der Teilzeitarbeit in Ost und West:

Im Kontext der gestiegenen Erwerbsbeteiligung (vor allem westdeutscher verheirateter Frauen) wird i.d.R. auf die zunehmende Bedeutung der Teilzeit-beschäftigung hingewiesen. Dabei steht die Teilzeitarbeit „in einem arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Spannungsverhältnis“ (Sell 1994: 117). Positive Aspekte bestehen, nach Sell, in den so geschaffenen ‚Freiräumen’ für Kindererziehung und Erwerbsarbeit, wobei ein längeres Ausscheiden aus dem Erwerbsleben und der damit einhergehende Qualifikationsverlust vermieden werden soll. In diesem Zusammenhang stellt sich jedoch die Frage, warum diese ‚Freiräume’ in erster Linie Frauen angedacht werden. Die Ursachen liegen zum Teil in der mangelnden Bereitschaft der Männer/Väter ihre berufliche Karriere, die eine Vollzeiterwerbs-tätigkeit und die Bereitschaft zu beruflicher Weiterbildung und Qualifizierung voraussetzt, zugunsten einer Familienpause aufzugeben und werden in der Regel mit den höheren Lohneinkommen43 der Männer gerechtfertigt. Gleichzeitig kann nicht davon ausgegangen werden, dass über Teilzeitbeschäftigung Qualifikations-verluste vermieden werden können. Teilzeitbeschäftigung bedeutet häufig einen Qualifikationsverlust, da die z.B. Möglichkeiten der Teilnahme an betrieblichen Weiterbildungsmaßnahmen und die beruflichen Aufstiegschancen für Teilzeitbe-schäftigte eher gering sind. Arbeitgeber investieren wesentlich seltener in die Weiterentwicklung ihrer teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmer, da insbesondere Frauen aufgrund ihrer zusätzlichen häuslichen und familiären Verpflichtungen und des Versorgungszusammenhangs Ehe/Partnerschaft als weniger motiviert und flexibel und demzufolge als ‚beschäftigungsinstabil’ gelten. Zudem wäre zu überprüfen, ob die teilzeitbeschäftigten Frauen in einem ihrer beruflichen Qualifikation adäquaten Beschäftigungsverhältnis erwerbstätig sind, oder ob sie nicht vielmehr in unqualifizierten und berufsfremden Teilzeitjobs tätig sind.  

Aus feministischer Perspektive wird die Zunahme der weiblichen Teilzeiterwerbs-tätigkeit kritisiert, da hier eher ein Abdrängen in prekäre und sozialpolitisch unzu-reichend gesicherte Beschäftigungsverhältnisse vermutet wird und auch nicht immer von der ‚Freiwilligkeit’ einer Teilzeitbeschäftigung ausgegangen werden kann. Die überwiegend von Frauen ausgeübten Teilzeitjobs, aber auch die Zunahme prekärer Beschäftigungsformen, die den Unternehmen im Rahmen zahlreicher Flexibili-sierungsmaßnahmen Marktvorteile verschaffen, Kosten senken und die ‚Normalar-beitsverhältnisse’ von Männern schützen, sind letztendlich auf Kosten einer eigenständigen Existenzsicherung und sozialpolitischen Absicherung von Frauen angelegt44. 
Dagegen wenden z.B. Geissler und Pfau-Effinger45 ein „dass Frauen in der BRD sogar entgegen institutioneller Bedingungen, die die Aufnahme einer Teilzeitarbeit gerade nicht fördern, ihre Teilzeitarbeitswünsche realisieren. Dies verweist auf die sozio-kulturellen Determinanten der Teilzeitarbeit“ (Sell 1994: 117) und bezieht Aspekte der individuellen Wahlfreiheit von Frauen mit ein. Solange die Haus- und Familienarbeit fast ausnahmslos in den Zuständigkeitsbereich der Frauen fällt und Vollzeitarbeitsplätze in Teilzeitarbeitsplätze umgewandelt werden, kann jedoch nicht von ‚Wahlfreiheit’ gesprochen werden.

Tabelle 2:
Abhängig Erwerbstätige nach Vollzeit- oder Teilzeitbeschäftigung (in % an allen Beschäftigten)

	1991

	BRD insgesamt
	Früheres Bundesgebiet
	Neue Länder

und Berlin Ost

	
	Insg.
	Männer
	Frauen
	Insg.
	Männer
	Frauen
	Insg.
	Männer
	Frauen

	Vollzeit
	86,0
	97,9
	69,8
	84,6
	97,7
	65,7
	91,1
	98,8
	82,4

	Teilzeit
	14,0
	2,1
	30,2
	15,4
	2,3
	34,3
	8,9
	1,2
	17,5

	1998

	BRD insgesamt
	Früheres Bundesgebiet
	Neue Länder

und Berlin Ost

	
	Insg.
	Männer
	Frauen
	Insg.
	Männer
	Frauen
	Insg.
	Männer
	Frauen

	Vollzeit
	81,5
	95,7
	63,3
	80,0
	95,5
	60,0
	88,2
	96,7
	78,4

	Teilzeit
	18,5
	4,3
	36,4
	20,0
	4,5
	40,0
	11,7
	3,3
	21,7

	1991:1998**
	+4,5
	+2,2
	+6,2
	+4,6
	+2,2
	+5,7
	+2,8
	+2,1
	+4,2


Anmerkung: * in Prozentpunkten

Quelle: Sellach 2000, S., nach: Ergebnisse des Mikrozensus 1991 und 1998

Generell ist im Zeitraum von 1991-1998 ein Rückgang der Vollzeit- und eine Zunahme der Teilzeitbeschäftigung sowohl bei Frauen als auch bei Männern zu verzeichnen. Die Teilzeiterwerbsquote von Frauen im alten Bundesgebiet liegt  jedoch auch 1998 mit 40% noch deutlich über derjenigen der Männer (4,5%) .  Dies Entspricht einer Zunahme um 5,7 Prozentpunkte im Vergleich zu 1991. In den neuen Ländern stieg die Teilzeiterwerbsquote der Frauen von 17, 5% im Jahr 1991 auf 21,7% in 1998 (+4,2 Prozentpunkte). 

Deutliche Unterschiede bestehen zwischen den Vollzeit- und Teilzeiterwerbsquoten west- und ostdeutscher Frauen. In den neuen Bundesländern waren 1991 noch 82,4% der erwerbstätigen Frauen vollzeitbeschäftigt  –  in den alten Bundesländern waren 1991 nur 65,7% der erwerbstätigen Frauen vollzeitbeschäftigt. Im Jahr 1998 zeigt sich ein Rückgang der vollzeitbeschäftigten Frauen (Ost) um 4 Prozentpunkte auf 78,4% und um 5,7 Prozentpunkte auf 60,0% (West). Während die Teilzeitarbeit für westdeutsche Frauen überwiegend aufgrund persönlicher und familiärer Verpflichtungen gewählt wird, geben die meisten ostdeutschen teilzeitbeschäftigten Frauen an, diese Form der Beschäftigung auszuüben, weil sie keinen Vollzeit-arbeitsplatz finden konnten (Sellach 2000: 21). In Hinblick auf die Arbeitszeitwünsche von Frauen scheint bei diesem Ergebnis zunächst die Schlussfolgerung nahe zu liegen, dass die Teilzeitbeschäftigung weitestgehend den Arbeitszeitwünschen westdeutscher Frauen (insbesondere verheirateten Frauen und Müttern) entspricht. Tatsächlich, so belegen neuere Untersuchungen46, scheint sich hinsichtlich der Erwerbsverläufe von Frauen das Muster herauszubilden, nach dem Frauen mit kleinen Kindern ihre Erwerbstätigkeit für kurze Zeit unterbrechen und nach einem Wiedereinstieg nicht mehr vollzeiterwerbstätig sind. Die Hauptursache liegt dabei in der altbekannten Problematik der Doppelbelastung erwerbstätiger Frauen durch Familie und Beruf, die in den alten Bundesländern seit jeher zulasten einer kontinuierlichen (Vollzeit)Erwerbsbeteiligung verheirateter Frauen mit Kindern geht. Wenngleich die Teilzeitarbeit überwiegend von (Ehe)Frauen mit Kindern ausgeübt wird, zeigen Untersuchungen47, dass auch alleinlebende Frauen ohne Kinder je nach beruflicher Stellung und beruflichen Anforderungen Teilzeitarbeit bevorzugen. Als Gründe werden hier die überwiegend in typischen ‚Frauenberufen’ (z.B. Einzelhandel, Gesundheitswesen) vorfindbaren physischen und psychischen Belastungen sowie fehlende berufliche Perspektiven genannt. Die überwiegend von Frauen ausgeübten Teilzeitbeschäftigungsverhält-nisse resultieren demnach nicht ausschließlich aus familialen Verpflichtungen, sondern verweisen ebenso auf die mangelnden Alternativen beruflicher Entwicklung und die hohen Belastungen in den typischen Frauenberufen. 

Im Gegensatz dazu stellt die Teilzeitarbeit für ostdeutsche Frauen überwiegend eine ‚Notlösung’ bzw. ‚Alternative’ zur (nicht verfügbaren) Vollzeitarbeit dar. Die zeitliche Parallelität von Vollzeiterwerbstätigkeit und Familie war für die Frauen in der ehemaligen DDR eine selbstverständliche Realität - das in Westdeutschland vorherrschende ‚Drei-Phasen-Modell’48 spielte faktisch keine Rolle. Auch wenn die Koordination von Familie und Beruf und die daraus resultierende Doppelbelastung (ebenso wie in den alten Bundesländern) überwiegend Frauen zugemutet wurde, ist die Vollzeiterwerbstätigkeit von (Ehe)Frauen/Müttern durch zahlreiche familienpolitische Maßnahmen wie ein nahezu flächendeckendes Angebot an Kinderbetreuungseinrichtungen (auch seitens der Arbeitgeber), das Babyjahr, Arbeitszeitverkürzung und Freistellung bei Krankheit unterstützt worden. 

Frauen in prekären Beschäftigungsverhältnissen 

Der seit Mitte der achtziger Jahre konstatierte Strukturwandel des gesamten Beschäftigungssystems, hatte als Reaktion auf die Massenarbeitslosigkeit zahlreiche Deregulierungs- und Flexibilisierungsmaßnahmen im Bereich des Arbeitsrechts, und eine Zunahme ‚atypischer’ ‚marginalisierter’ und ‚prekärer’ Beschäftigungsformen zur Folge und als ‚Erosion des Normalarbeitsverhältnisses’ bezeichnet. Im Gegensatz zum ‚Normalarbeitverhältnis’, das eine gewisse Stabilität und Dauer im Kontext einer lebenslangen Erwerbsarbeit und Vollzeitbeschäftigung aufweisen, sind die ‚neuen Beschäftigungsformen’ durch befristete Arbeitsverträge, neue Arbeitszeitmodelle, geringfügige Beschäftigung, Leiharbeit und freie Mitarbeit gekennzeichnet. Wenngleich die positiven Aspekte der neuen Beschäftigungs-formen, wie die Möglichkeiten der flexibleren Arbeitszeitgestaltung und -verkürzung insbesondere für Frauen mit Kindern, auch immer wieder herausgestellt werden, bleibt zu berücksichtigen, dass das System sozialer Sicherung nach wie vor am Normalarbeitsverhältnis orientiert ist, d.h. dass die erworbenen Anwartschaften aus diesen Beschäftigungsformen so gering ausfallen können, dass eine ausreichende Existenzsicherung, z.B. bei Arbeitslosigkeit oder in der Alterssicherung, nicht mehr gewährleistet ist.

 „Als ‚unsicher’ gelten Beschäftigungsverhältnisse, wenn sie im Vergleich zum Konstrukt Normalarbeitsverhältnis deutliche Risiken für die Arbeitenden aufweisen, sei es, dass sie in der Regel nicht auf Dauer angelegt sind, kein existenzsicherndes Einkommen gewährleisten und/oder arbeits- und sozialrechtlich wenig abgesichert sind“ (Schreyer 2000: 2). 

Bezeichnend ist jedoch, dass die sozialen Risiken, die aus unsicherer Beschäftigung resultieren, erst wahrgenommen und diskutiert wurden, als auch verstärkt Männer auf atypische und prinzipiell nicht existenzsichernde Beschäftigungsformen verwiesen wurden. Die Tatsache, dass prekäre Beschäftigung seit jeher überwiegend von Frauen ausgeübt wurde, galt im Rahmen des ‚Versorger-Modells’ als ‚normal’ und wurde kaum problematisiert. Neuere Untersuchungen aus dem Bereich der Arbeitsmarktforschung, wie z.B. eine Studie des IAB auf Basis der BIBB/IAB-Erhebung von 1998/9949, verdeutlichen den hohen Anteil erwerbstätiger Frauen in unsicheren Beschäftigungsformen. 

In dem der Untersuchung zugrundeliegenden Datensatz wurden vier Ausprägungen unsicherer Beschäftigung erfasst: Befristete sozialversicherungspflichtige Beschäftigung (inkl. ABM u.ä.), Leiharbeit, geringfügige Beschäftigung und Freie Mitarbeit.

In den alten Bundesländern betrug der Anteil der Frauen in unsicheren Beschäftigungsverhältnissen an allen Erwerbstätigen 14,3% und war damit doppelt so hoch wie der Anteil der Männer (7,2%). In den neuen Bundesländern war der Unterschied trotz des ebenfalls höheren Frauenanteils nicht ganz so stark ausgeprägt (Frauen: 17,6%; Männer: 14,3%). Eine geschlechtsspezifische Betrachtung nach Qualifikationen belegt, dass Frauen auf allen Qualifikationsstufen häufiger als Männer in prekären Beschäftigungsformen erwerbstätig sind. Besonders betroffen sind Erwerbstätige ohne Ausbildungsabschluß  (West: 20,6% - Ost: 32,3%). Dies betrifft sowohl Männer als auch Frauen, wobei jedoch berücksichtigt werden muss, dass die höhere Anzahl der Personen ohne Ausbildungsabschluss in den neuen Bundesländern daraus resultiert, dass die zu DDR Zeiten erworbenen Ausbildungsabschlüsse teilweise nicht anerkannt werden und somit vermutlich ein Teil der Personen trotz erworbener beruflicher Ausbildung ‚ohne Ausbildung’ registriert wurde. 

Tabelle 3:
Erwerbstätige in unsicheren Beschäftigungsverhältnissen nach Geschlecht und beruflicher Qualifikation

	Alte Bundesländer

	Qualifikationsgruppen
	Erwerbstätige in unsicherer Beschäftigung*

	
	Insgesamt
	Männer
	Frauen

	Ohne Ausbildung
	20,6
	16,7
	24,4

	Lehre/Berufsfachschule
	9,3
	6,0
	13,2

	Fachschule
	5,0
	4,1
	8,3

	Fachhochschule
	6,5
	4,9
	10,9

	Universität
	10,2
	9,3
	11,5

	insgesamt
	10,2
	7,2
	14,3

	Neue Bundesländer

	Qualifikationsgruppen
	Erwerbstätige in unsicherer Beschäftigung*

	
	Insgesamt
	Männer
	Frauen

	Ohne Ausbildung
	32,3
	36,6
	28,7

	Lehre/Berufsfachschule
	16,2
	14,6
	17,8

	Fachschule
	13,1
	10,3
	16,8

	Fachhochschule
	14,0
	13,5
	14,5

	Universität
	14,2
	13,4
	15,1

	insgesamt
	15,9
	14,3
	17,6


Anmerkung: * In % an allen Erwerbstätigen 

Quelle: IAB Kurzbericht Nr. 15/2000

Die Ergebnisse verdeutlichen, dass gering qualifizierte Erwerbstätige am häufigsten von prekären Beschäftigungsformen betroffen sind. Aber auch vergleichsweise hohe berufliche Qualifikationen können scheinbar nicht mehr als Garantie für ein sicheres Beschäftigungsverhältnis angesehen werden. 

„Anders als bei Arbeitslosigkeit, die – vereinfacht formuliert – mit zunehmender Qualifikation abnimmt, zeichnet sich bei der unsicheren Beschäftigung vor allem im Westen ein eher polarisierendes Muster ab. Die Anteile der unsicheren Beschäftigung sind bei den ‚Höchstqualifizierten’ den Universitätslabsolventen/innen relativ hoch“ (Schreyer 2000: 5). Auch hier sind Frauen im Vergleich zu männlichen Hochschulabsolventen überdurchschnittlich vertreten. An dieser Stelle sei auf eine weitere Studie des IAB hingewiesen50, in der festgestellt wurde, dass Studienabsolventinnen in ‚männerdominierten’ Studiengängen nicht nur im Vergleich zu den männlichen Absolventen, sondern auch im Vergleich zu den bekanntermaßen schlechten Perspektiven der Absolventinnen ‚frauenspezifischer’ Studiengänge, wesentlich häufiger von Arbeitslosigkeit betroffen waren. Für Frauen können demnach andere (diskriminierende) Faktoren vermutet werden, die nach wie vor eine gleichberechtigte Teilhabe am Arbeitsmarkt unabhängig von der erwor-benen beruflichen Qualifikation erschweren. 

Ein Vergleich nach Art der unsicheren Beschäftigung zeigt, dass auch hier Frauen durchgängig häufiger in prekären Beschäftigungsverhältnissen tätig sind. Eine ‚Spitzenposition’ nimmt dabei die geringfügige Beschäftigung ein, die aufgrund der mangelnden sozialversicherungsrechtlichen Absicherung als besonders prekär zu bezeichnen ist. Im Folgenden soll daher auf diese Beschäftigungsform und den Anteil weiblicher Arbeitnehmerinnen in geringfügiger Beschäftigung näher eingegangen werden.

Tabelle 4:
Erwerbstätige in unsicheren Beschäftigungsformen nach Art der Beschäftigung und Geschlecht

	Art der Beschäftigung
	Alte Bundesländer

	
	Insgesamt*
	Männer*
	Frauen*

	Befristete Beschäftigung
	5,7
	5,3
	6,3

	Leiharbeit
	0,5
	0,5
	0,5

	Geringfügige Beschäftigung
	3,1
	0,9
	6,1

	Freie Mitarbeit
	0,9
	0,6
	1,3

	insgesamt
	10,2
	7,2
	14,3

	Art der Beschäftigung
	Neue Bundesländer

	
	Insgesamt*
	Männer*
	Frauen*

	Befristete Beschäftigung
	13,2
	11,5
	14,9

	Leiharbeit
	1,1
	1,7
	(0,4)

	Geringfügige Beschäftigung
	1,1
	(0,7)
	1,6

	Freie Mitarbeit
	0,5
	(0,4)
	(0,6)

	insgesamt
	15,9
	14,3
	17,6


Anmerkung: Werte in Klammern bedeuten eine Zellbesetzung von unter 30 Fällen; * in % an allen Erwerbstätigen
Quelle: IAB Kurzbericht Nr. 15/2000
Geringfügige Beschäftigung

Der durchgängig höhere Anteil von Frauen in prekären Beschäftigungsverhältnissen 

zeigt sich am deutlichsten an der Anzahl der Frauen in geringfügiger Beschäftigung.

Wenngleich die meisten geringfügig Beschäftigten von Einkommen aus anderen Quellen leben, verdeutlicht der überproportional hohe Frauenanteil die bestehenden Abhängigkeiten und die fehlende eigenständige Existenzsicherung von Frauen. Dies bedeutet ein erhöhtes Armutsrisiko, falls der bisherige Versorgungszusammenhang (zumeist Ehe/Partnerschaft), aus dem der Lebensunterhalt bestritten wird, wegfällt und die anschließende Aufnahme einer existenzsichernden Vollzeiterwerbstätigkeit nicht gelingt. 

Tabelle 5:
Erwerbstätige und Geringfügig Beschäftigte nach Geschlecht

(Ergebnisse des Mikrozensus in 1.000)

	Erwerbstätige
	Darunter geringfügig Beschäftigte mit nur einer Erwerbstätigkeit

	BRD insgesamt

	Jahr
	insgesamt
	Männer
	Frauen
	Insgesamt
	Männer
	Frauen

	
	
	
	
	
	
	absolut
	In %*
	In %**

	1991
	37.445
	21.857 
	15.570
	1.167
	324
	843
	72,2
	5,4

	1998
	35.860
	20.509
	15.351
	2.149
	530
	1.619
	75,0
	10,5

	Früheres Bundesgebiet

	1991
	29.684
	17.719
	11.965
	1.084
	282
	802
	74,0
	6,7

	1998
	29.317
	16.901
	12.416
	1.957
	456
	1.501
	77,0
	12,1

	Neue Länder und Berlin Ost

	1991
	7.761
	4.156
	3.605
	83
	41
	41
	49,4
	1,1

	1998
	6.544
	3.609
	2.953
	192
	74
	118
	61,4
	4,0


Anmerkungen: * Anteile an allen geringfügig Beschäftigten; ** Anteile an allen weiblichen Erwerbstätigen 

Quelle: Sellach 2000: 22, nach: Deutscher Frauenrat (Hg.): Informationen für die Frau, 4/1999

Der Anteil der weiblichen geringfügig Beschäftigten mit nur einer Erwerbstätigkeit hat sich im Zeitraum von 1991 bis 1998 nahezu verdoppelt. Von den insgesamt 2,1 Mio. geringfügig Beschäftigten mit nur einer Erwerbstätigkeit waren 1998 im gesam-ten Bundesgebiet 75% weiblich (West: 77% - Ost: 61%). Diese Ergebnisse verdeutlichen einmal mehr die prekäre Situation eigenständiger weiblicher Existenzsicherung. Dies gilt insbesondere für verheiratete Frauen, deren Anteil an allen weiblichen geringfügig Beschäftigten 75% beträgt. Im Rahmen des ‚Versorger-Modells’ sind sie abhängig vom Einkommen des (Ehe)Partners und vom Fortbe-stand dieses Versorgungszusammenhangs. Die fehlenden bzw. geringfügigen Ansprüche an das System der Sozialversicherung bedeuten ein zusätzliches Armutsrisiko, das sich bei einer Trennung  vom (Ehe)Partner und/oder spätestens in der Alterssicherung zu einer Armutslage entwickeln kann. Holst und Maier51 stellen fest, dass die Frauen, die eine geringfügige Beschäftigung ausüben, meist Hausfrauen, Erwerbslose, Rentnerinnen, Schülerinnen und Studentinnen sind. Dies verweist neben den Armutsrisiken verheirateter geringfügig beschäftigter Frauen zugleich auf die höheren Verarmungsrisiken arbeitsloser und älterer Frauen, die aufgrund geringer Anwartschaften an die jeweiligen Sozialversicherungsträger auf einen Zusatzverdienst in Form geringfügiger Beschäftigung angewiesen sind. 

Die bestehenden Benachteiligungen von Frauen auf dem Arbeitsmarkt und die hieraus resultierenden Armutsrisiken lassen sich  jedoch nur zum Teil aus der im Vergleich zu Männern niedrigeren Erwerbsbeteiligung und dem überproportionalen Anteil von Frauen in prekären Beschäftigungsverhältnissen erklären. 

Die geschlechtspezifischen Einkommensunterschiede und der hohe Anteil der Frauen im Niedriglohn-Sektor (‚working-poor’) verdeutlichen, dass auch bei Vollzeitbeschäftigung Armuts- und Sozialhilferisiken für Frauen bestehen können. 

2.1.2
Geschlechtsspezifische Einkommensdifferenzen in der BRD 

Die Diskriminierung von Frauen im Bereich des Arbeitsmarktes zeigt sich, neben den bisher genannten Aspekten am deutlichsten im Bereich der Entlohnung. Unabhängig von der Art der Beschäftigung, d.h. also auch bei gleichwertiger Arbeit und Vollzeitbeschäftigung, sind Frauenlöhne nach wie vor niedriger als die der Männer. Wenngleich dies auch keine neue Erkenntnis darstellt, sollen die nach wie vor bestehenden Lohndiskriminierungen an dieser Stelle nicht unerwähnt bleiben. Frauen erreichen nur ca. zwei Drittel der Männerlöhne, wobei die geschlechtsspezi-fischen Lohndisparitäten im Osten aufgrund des allgemein niedrigeren Lohnniveaus (noch) nicht so stark ausgeprägt sind wie in den alten Bundesländern. 

Tabelle 6:
Einkommen vollzeitbeschäftigter Arbeiter/innen und Angestellter

	Verdienst
	Früheres Bundesgebiet
	Neue Länder

	
	Jahr
	Männer
	Frauen
	In %*
	Männer
	Frauen 
	In %*

	Durchschnittlicher Bruttowochenverdienst Arbeiter/innen im produ-zierenden Gewerbe 
	1995
	1.032
	734
	71,1
	749
	566
	75,6

	
	1996
	1.040
	750
	72,1
	774
	597
	77,1

	
	1997
	1.052
	762
	72,4
	790
	614
	77,7

	
	1998
	1.076
	783
	72,8
	806
	636
	78,9

	Durchschnittlicher Bruttomonatsverdienst Angestellte und Produzierendes Gewerbe
	1995
	6.702
	4.596
	68,6
	4.798
	3.583
	74,7

	
	1996
	6.920
	4.784
	69,1
	5.187
	3.875
	74,7

	
	1997
	7.003
	4.899
	69,6
	5.340
	3.991
	74,7

	
	1998
	7.142
	5.028
	70,4
	5.488
	4.117
	75,0

	Durchschnittlicher Bruttomonatsverdienst  Handel, Kredit und Versicherungsgewerbe
	1995
	5.431
	3.947
	72,2
	3.967
	3.444
	86,8

	
	1996
	5.307
	3.973
	74,9
	3.799
	3.236
	85,2

	
	1997
	5.391
	4.082
	75,7
	3.942
	3.377
	85,7

	
	1998
	5.506
	4.148
	76,0
	4.038
	3.497
	86,6


Anmerkungen: * in % der Männerlöhne und Gehälter.

Quelle: Sellach 2000: 24, nach : Zahlenkompaß 1998, Statistisches Bundesamt 1998

In welchem Ausmaß dies Einkommensarmut und Armutsrisiken bedeutet, wird jedoch erst deutlich, wenn man den Frauenanteil im Niedriglohnsektor betrachtet. Stiegler bemerkt hierzu: „Die Tatsache, dass jemand trotz einer Vollzeitbeschäftigung an die Armutsgrenze kommt, wird als Skandal immer noch verschleiert. Erst recht wird vertuscht, dass es sich dabei überproportional um Frauen handelt“ (Stiegler 1998: 20). Im folgenden soll daher die prekäre Situation der vollzeitbeschäftigten Frauen im Niedriglohnsektor (‚working-poor’) dargestellt werden.

Frauen im Niedriglohnsektor 
Die Ergebnisse aus den Arbeitgebermeldungen über sozialversicherungspflichtige Beschäftigte verdeutlichen, dass überwiegend Frauen von Einkommensarmut trotz Vollzeitbeschäftigung betroffen sind. Bei einer Armutsgrenze von 50% des durchschnittlichen Einkommens aller Beschäftigten war 1990 das „Ausmaß der Einkommensarmut ganzjährig vollzeitbeschäftigter Frauen fast zehnmal so hoch wie das der Männer und betraf 25,9 % aller vollzeitarbeitenden Frauen“ (Stiegler 1998: 11). Stiegler stellt zudem fest, dass es „darüber hinaus einen Trend in der Gruppe der Arbeiterinnen zu geben scheint, der bisher nur für NRW empirisch nachgewiesen ist. Trotz besserer Qualifikation verschlechtert sich die Position der Frauen in der Erwerbsarbeit. Waren 1966 von 100 Industriearbeiterinnen noch 46 in der niedrigsten Lohngruppe eingruppiert, waren es 1992 bereits 64 Arbeiterinnen (zum Vergleich Männer 1966: 13%, 1992: 12%). An der unteren Schwelle der Tarife und in den Niedriglohnbranchen ergibt sich aus dieser Lohndrift ein Armutsrisiko“ (Stiegler 1998: 20). Eine auf Grundlage einer 1%-Stichprobe52 der Beschäftigten-statistik der Bundesanstalt für Arbeit durchgeführte Untersuchung53 bestätigt den überproportionalen Frauenanteil an allen Beschäftigten im Niedriglohnsektor. Im Jahr 1978 waren demnach 78,4% aller ganzjährig vollzeitbeschäftigten ‚Niedrig-löhner’ deutsche Frauen (deutsche Männer: 16,7%). Dies entspricht einem Anteil von 19,6% aller deutschen ganzjährig vollzeitbeschäftigten Frauen (deutsche Männer: 2,1). Im Vergleich dazu scheint sich die Situation im Jahr 1990 verbessert zu haben, der Anteil der deutschen Frauen im Niedriglohnsektor an allen deutschen vollzeitbeschäftigten Frauen sank auf 13,7%, dennoch war der Anteil der deutschen Frauen an allen ‚Niedriglöhnern’ mit 76% unverändert hoch54. Diese Ergebnisse finden insbesondere im ‚mainstream’ der Armutsforschung bislang nur wenig Berücksichtigung. Dies gilt  in besonderer Weise für die auf dem Haushaltsansatz basierenden Untersuchungen zur Einkommensarmut. Frauen werden hier i.d.R. mit einem nicht ihrer realen Beschäftigungssituation entsprechenden Einkommen aufgeführt und gelten bei einem ausreichenden Gesamthaushaltseinkommen weder als arm noch als armutsgefährdet.  „Allerdings sind sie arm im Sinne einer individuell betrachteten Lebenssituation, eine Betrachtungsweise, die gerade bei verheirateten Frauen selten angelegt wird“ (Stiegler 1998: 20). 

Erklärungsansätze zu geschlechtsspezifischen Einkommensdisparitäten

Die geschlechtsspezifischen Unterschiede in der Einkommensstruktur werden in der neueren Arbeitsmarktforschung auf verschiedene Ursachen zurückgeführt. So wird, gestützt durch statistische Analysen, davon ausgegangen, dass die Einkommens-disparitäten angesichts von Diskriminierungsverboten heute eher eine mittelbare denn eine unmittelbare Diskriminierung darstellen. „Statistische Analysen des Zusammenwirkens von einkommensdifferenzierenden Faktoren deuten darauf hin, dass nicht das Geschlecht per se, sondern mit dem Geschlecht korrelierende Faktoren – insbesondere die Unterbrechung von Erwerbsverläufen – sich auf die Höhe der Perioden- und in der Folge der Lebenseinkommen nachteilig auswirken“
 (Pfaff 2000: 282). 

Weitere Ursachen werden in der Segregation des Arbeitsmarktes gesehen. Die horizontale Segregation bezeichnet dabei die Teilung des Arbeitsmarktes in geschlechtsspezifische Branchen und Berufe. Bestimmte Branchen (wie z.B. das Dienstleistungsgewerbe, Handel, Gesundheitswesen) und Berufe  sind durch einen überproportionalen Frauenanteil und ein im Vergleich zu den ‚typischen Männerbranchen und -berufen’ niedrigeres Lohnniveau gekennzeichnet. Unter-suchungen belegen, dass z.B. das Einkommen einer weiblichen kaufmännischen Angestellten unterhalb des Einkommens eines ungelernten männlichen Arbeiters in der Baubranche liegt55. Der horizontalen Segregation geht jedoch ein ebenso geteilter Ausbildungsmarkt voraus. Das Berufswahlverhalten von Mädchen und Jungen ist auch heute noch im wesentlichen durch eine Konzentration auf die jeweils ‚typischen Frauen- bzw. Männerberufe’ bestimmt. Die wesentlichen Ursachen werden dabei in den Geschlechterpräferenzen der ausbildenden Betriebe und der von jungen Frauen zu Recht angezweifelten Chancen gesehen, sich nach Abschluss einer Ausbildung in einem ‚Männerberuf’ beruflich adäquat weiterent-wickeln zu können.    

Auch die Bemühungen um eine Förderung von ‚Frauen in Männerberufen’ durch verschiedene arbeitsmarktpolitische Kampagnen hat daran nichts wesentliches geändert, es sei man versteht die erfolgreiche Rekrutierung weiblicher Auszu-bildender in schlecht bezahlten und perspektivlosen Männerberufen (z.B. in der Gastronomie) als ‚Gleichberechtigung’. Hier zeigt sich allenfalls einmal mehr, dass Frauen ein beliebtes ‚Reservepotential’ des Arbeitsmarktes bilden, das je nach Nachfrage zum Einsatz kommen soll. 

Ein weiteres Kennzeichen des geteilten Arbeitsmarktes ist die vertikale Segregation, die sich bereits nach der Ausbildung und bei Berufsbeginn negativ auf die beruflichen Perspektiven und folglich auch das Einkommensniveau von Frauen auswirkt. Frauen werden demnach trotz formal gleicher Qualifikation im Vergleich zu Männern häufiger ausbildungsfremd, bzw. unterhalb ihrer beruflichen Kenntnisse eingesetzt oder trotz gleichwertiger Arbeit in niedrigere Lohngruppen eingestuft56. Die Karriere- und Einkommenschancen von Frauen werden demnach bereits bei Berufsbeginn blockiert. Die Ursachen dieser Benachteiligungen werden zumeist anhand des Alternativrollenkonzepts und des Konzepts der statistischen Diskriminierung erklärt.

Die Grundannahme des Alternativrollenkonzepts besagt, dass verschiedene Gruppen von Arbeitnehmern zur Sicherung ihres Lebensunterhalts gesellschaftlich anerkannte Alternativen zur Erwerbsarbeit haben. Dies gilt insbesondere für verheiratete Frauen, die über ihren Partner abgesichert sind und die Rolle der nichterwerbstätigen Hausfrau/Mutter einnehmen können. Alternativrollenträger werden von den Arbeitgebern zumeist als nicht beschäftigungsstabil wahrgenom-men, da sie neben der Erwerbsarbeit über alternative Möglichkeiten der Existenzsicherung verfügen. Vermutet wird daher eine geringere Arbeitsmotivation, und ein geringeres Investitionsverhalten in berufliche Qualifizierung und Weiter-bildung, da die ‚Alternativrollenträger’ (im Sinne rational handelnder Individuen) aufgrund anderer Prioritäten selbst von einer kurzen Nutzungsdauer der erworbe-nen Qualifikation ausgehen. Berufliche Positionen, die mit einem hohen Aus- und Weiterbildungsaufwand verbunden57 sind, werden daher selten mit ‚Alternativrollen-trägern’ besetzt58. 

In diesem Zusammenhang wird auch das Konzept der statistischen Diskriminierung wirksam. Diskriminierung wird in diesem Kontext häufig als Auswahlproblem bei der Rekrutierung neuer Mitarbeiter interpretiert. Eine Orientierung an ‚signifikanten Merkmalen’ der Gruppe aus der der jeweilige Bewerber stammt, wird als Entscheidungshilfe bzw. Signal genutzt. Hierzu zählt neben anderen Faktoren, wie z.B. der Dauer der vorherigen Arbeitslosigkeit oder der Nationalität, auch das Geschlecht. Wenn Arbeitgeber von verheirateten Frauen, aber auch von Frauen im allgemeinen, diskontinuierliche Berufsverläufe, ein geringes Qualifikationsniveau und mangelndes Engagement erwarten, sind auch Frauen betroffen, die nie heiraten bzw. Kinder haben wollen, sondern eine kontinuierliche Erwerbskarriere anstreben59. Das Konzept der statistischen Diskriminierung zeigt sich besonders deutlich in dem geringen Frauenanteil bei Maßnahmen betrieblicher Weiterbildung und Qualifizierung wie auch in  Führungspositionen.

2.1.3
Arbeitslosigkeit von Frauen in West und Ost 

Arbeitslosigkeit, insbesondere Langzeitarbeitslosigkeit in Zusammenhang mit zahl-reichen sozialstaatlichen Kürzungen im Bereich des AFG, gilt nach wie vor als zentrale Ursache der gestiegenen Anzahl von Sozialhilfeempfänger/innen, wobei die Zunahme männlicher (Langzeit)Arbeitsloser an allen Sozialhilfeempfängern unter dem Begriff der ‚Neuen Armut’ die fachwissenschaftliche Diskussion seit Anfang der neunziger Jahre dominierte. Die Arbeitslosigkeit von Frauen spielte, zumindest was die Situation in Westdeutschland betrifft, eine untergeordnete Rolle. 

Vorab ist jedoch anzumerken, dass die Arbeitslosenquoten von Frauen generell mit Vorsicht zu betrachten sind. In der amtlichen Statistik werden nur die Personen erfasst, die sich auch arbeitssuchend bzw. arbeitslos melden. Unerfasst bleibt die sogenannte ‚Stille Reserve’, die zum Großteil aus Frauen besteht, die sich aus unterschiedlichen Gründen gar nicht erst respektive mehr arbeitslos melden. Die Gründe für den Rückzug in die ‚Stille Reserve’ werden zum einen in einer gewissen Resignation aufgrund der schlechten Chancen auf dem Arbeitsmarkt vermutet – insbesondere, wenn kein ‚passender’ Arbeitsplatz hinsichtlich der ‚Vereinbarkeit von Familie und Beruf’ gefunden wird. Weitere Ursachen sind fehlende Anwartschaften an Leistungen nach dem AFG aufgrund geringer oder gar nicht geleisteter Beitragszahlungen und/oder aufgrund der Anrechnung des Einkommens des Ehepartners bei verheiraten Frauen. Trotz der schlechteren Arbeitsmarktlage in den neuen Bundesländern ist bei den ostdeutschen Frauen bislang noch kein Rückzug in die ‚Stille Reserve’ zu beobachten. Die Arbeitslosenquoten westdeutscher Frauen würden demnach höher ausfallen, wenn sie sich ebenso selbstverständlich wie die Frauen im Osten erwerbslos melden würden60.
Tabelle 7:
Arbeitslose in Prozent der abhängigen zivilen Erwerbspersonen nach Geschlecht und Bundesgebiet 

	Jahr
	BRD insgesamt
	Bundesgebiet West
	Bundesgebiet Ost

	
	Männer
	Frauen
	Männer
	Frauen
	Männer
	Frauen

	1991
	6,4
	8,5
	5,8
	7,0
	8,5
	12,3

	1992
	7,1
	10,2
	6,2
	7,2
	11,4
	21,2

	1993
	8,6
	11,3
	8,0
	8,4
	11,0
	21,0

	1994
	9,5
	12,0
	9,2
	9,2
	10,9
	21,5

	1995
	9,6
	11,4
	9,3
	9,2
	10,7
	19,3

	1996
	11,0
	12,1
	10,4
	9,9
	13,7
	19,9

	1997
	12,2
	13,3
	11,2
	10,7
	16,6
	22,5

	1998
	11,9
	12,8
	10,6
	10,3
	17,4
	21,8

	1999
	11,3
	12,2
	9,9
	9,8
	17,1
	20,9


Anmerkung:  Arbeitslosenquoten im Jahresdurchschnitt

Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln (Hg.) (2000): Zahlen zur wirtschaftlichen Entwicklung der BRD (23). 

Ein Vergleich der Arbeitslosenquoten west- und ostdeutscher Frauen zu den Arbeitslosenquoten der Männer verdeutlicht die benachteiligte Situation insbesondere der ostdeutschen Frauen, die nach der ‚Wende’ und im Kontext des Strukturwandels die  ‚Verliererinnen’ auf dem Arbeitsmarkt sind. 

Während die Erwerbsbeteiligung der Frauen in Westdeutschland von 1990 bis 1997 insbesondere in den personenbezogenen Dienstleistungen, bei Bildungs-, Beratungs- und Pflegetätigkeiten und in Büro- und Verkaufstätigkeiten61 zugenom-men hat62, zog sich der Abbau insbesondere von Frauenarbeitsplätzen im Osten durch alle Wirtschaftsbereiche „unabhängig davon, ob es sich hierbei um prosperierende, stagnierende oder rückläufige Branchen handelt“ (Holst/Kirner 1995: 312). Besonders betroffen waren weibliche Angestellte im Dienstleistungs-sektor. Generell lässt sich ein infolge der Umstrukturierung zunehmender Verdrängungsprozess von Frauen aus ehemals ‚frauendominierten’ Branchen und Berufen zugunsten von Männern feststellen (ebd.: 314). 

Ostdeutsche Frauen waren 1993 mit 65,4% an allen Arbeitslosen in den neuen Bundesländern deutlich überrepräsentiert (ebd.:311). Geschlechtsspezifische und regionale Unterschiede zeigen sich auch in der Dauer der Arbeitslosigkeit, westdeutsche Frauen waren im Durchschnitt 30,8 Wochen (Männer: 27,8 Wochen) arbeitslos, ostdeutsche Frauen waren durchschnittlich 36 Wochen arbeitslos gemeldet (Männer: 24,6 Wochen)63. Bei der Dauer der Arbeitslosigkeit spielt u.a. auch die Altersstruktur eine wesentliche Rolle. Im Vergleich zu männlichen Arbeitslosen in den neuen Bundesländern waren bei den ostdeutschen Frauen höhere Anteile bei der Gruppe der über 45-Jährigen feststellbar.  Im Zuge der Umstrukturierung setzen die Unternehmen jedoch vor allem auf männliche jüngere Arbeitnehmer64, ältere arbeitslosen Frauen haben demnach, trotz ihrer vermutlich längeren Berufserfahrung und eventuell auch besseren Qualifikationen, besondere Probleme, die Arbeitslosigkeit zu überwinden.

Geschlechtsspezifische Unterschiede bestehen ebenso in den zu erwartenden Lohnersatzleistungen bei Arbeitslosigkeit. Aufgrund der geringeren Erwerbseinkom-men von Frauen im Vergleich zu Männern und der Beitragsbezogenheit der Leistungsansprüche liegen diese für Frauen nicht selten an bzw. unterhalb der Armutsgrenze und erfordern zusätzliche sozialstaatliche Leistungen, wie z.B. den Bezug von Sozialhilfe. Im Folgenden soll daher der Frage nachgegangen werden, in wie weit sich die Armutsrisiken, die aus den ungleichen Arbeitsmarktchancen von Frauen resultieren im System sozialer Sicherung fortsetzen. Grundlage der Überlegungen ist die eingangs genannte These von der ‚Spaltung des Sozialstaats’ in eine ‚Arbeiter- und Armenpolitik’, nach der Frauen aufgrund ihrer unzureichenden oder fehlenden sozialversicherungsrechtlichen Anwartschaften häufiger als Männer auf den Bezug von Sozialhilfe angewiesen sind. 

2.2

Defizite im System sozialer Sicherung

In der Debatte um die Verortung von Frauen in der Sozialpolitik besteht im Bereich der feministischen Sozialpolitikforschung weitgehender Konsens darin, dass die zentrale Ursache strukturell angelegter Armutsrisiken in der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung begründet ist. Dies gilt in erster Linie für den Großteil der Frauen in (Ehe)Partnerschaften, die durch ihre geringe und diskontinuierliche Erwerbsbe-teiligung keine oder nur geringe eigene Anwartschaften an das System der Sozial-versicherungen erwerben und folglich vom Einkommen bzw. den abgeleiteten Ansprüchen des (Ehe)Partners abhängig sind. Das Manko dieses Erklärungsan-satzes wird jedoch in der fehlenden Berücksichtigung der Heterogenität weiblicher Lebenslagen gesehen.

 „Auch in der feministischen Analyse drohen Frauen leicht, zu einer einheitlichen sozialen Gruppe zu verschmelzen, wenn sie sozialpolitisch vorzugsweise als Mütter wahrgenommen werden“ (Mädje/Neusüß 1996: 212f.). Erforderlich ist daher eine differenziertere Analyse der geschlechtsspezifischen Benachteiligungen von Frauen in der Sozialpolitik, da die sozialpolitisch unterstelle Normalbiographie von Frauen, d.h. die durch den Versorgungszusammenhang ‚Ehe/Familie’ definierte Absicherung von Frauen, zunehmend zur Makulatur wird. Dies wird durch die zunehmende Pluralisierung weiblicher Lebensformen, die abnehmende Heiratsneigung von Frauen mit oder ohne Kindern, die anhaltend hohen Scheidungsraten und die gestiegene Erwerbsneigung deutlich.

„Weder wird also die traditionelle Ordnung von Frauen ohne weiteres akzeptiert, noch finden sie unbedingt einen Mann, der sowohl bereit als auch in der Lage ist, sie ökonomisch (teilweise) zu unterstützen. Das bedeutet auch, dass die geschlechtshierarchische Arbeitsteilung einem Wandel unterworfen ist. Noch unzureichend geklärt ist, für welche Gruppen von Frauen dies mit einer Ab- oder Zunahme sozialer Risiken verbunden ist und ob gegebenenfalls nur ‚alte’ gegen ‚neue’ Risiken vertauscht werden. Fest steht jedoch: In dem Maße, in dem sich weibliche (und männliche) Lebensgestaltungswünsche heterogenisieren, verliert eine homogenisierende sozialpolitische Verortung und Analyse ihr Fundament“ (Mädje/Neusüß 1996: 215.). Zudem werden in einem solchen Vorgehen ‚strategische Probleme’ gesehen65, da eine einseitige Ausrichtung sozialpolitischer Handlungskonzepte auf die Gruppe der Ehefrauen/Mütter die ebenfalls bestehen-den sozialen Risikolagen der Frauen ohne Kinder vernachlässigt (z.B. der Frauen, die trotz Vollzeiterwerbsarbeit kein existenzsicherndes Einkommen erzielen oder der älteren Frauen, die aufgrund unzureichender Rentenansprüche nach wie vor von Altersarmut betroffen sind). Dass eine Verbesserung der sozialpolitischen Absicherung der Erziehungsleistung von Frauen mit Kindern notwendig ist, bleibt zwar unbestritten, dennoch besteht die Gefahr, dass „der Staat versucht, für junge Frauen mit kleinen Kindern durch die bestehenden familienpolitischen Leistungen wie Erziehungsgeld und das Versprechen auf Anerkennung der Kindererziehungszeiten bei der Rente die Rolle der nichterwerbstätigen Mutter materiell und ideell attraktiv zu machen“ (Holst/Kirner 1995: 318). Die Tatsache, dass familienpolitische Leistungen die fehlenden Beitragszeiten in der Sozialversicherung nicht kompensieren, bleibt dabei ebenso unberücksichtigt wie die zunehmende Erwerbsneigung von Frauen. Zu vermuten ist, dass hier eher eine Entlastungsfunktion der ohnehin angespannten Arbeitsmarktlage zuungunsten erwerbstätiger Frauen intendiert ist.

Im Anschluß sollen ausgewählte Bereiche des sozialstaatlichen Sicherungssystems, in denen Armuts- und Sozialhilferisiken für Frauen bestehen, näher betrachtet werden. Dies sind die Arbeitslosenversicherung und die gesetzliche Altersversiche-rung, die im Gegensatz zu den Leistungen aus der Kranken-, Pflege- und Unfallversicherung einkommensabhängig sind und aufgrund unzureichender Anwartschaften zu Armutslagen bei Arbeitslosigkeit und/oder Ausscheiden aus der Erwerbsarbeit wegen Alter oder Berufs- und Erwerbsunfähigkeit führen können. Ziel ist, zu untersuchen, in welchem Ausmaß und in welchen Bereichen für Frauen trotz der formal bestehenden Gleichberechtigung der Geschlechter im Sozialstaat Armutsrisiken bestehen. In einem ersten Schritt wird im Anschluss an das vorherige Kapitel die Situation der Frauen in der Arbeitslosenversicherung untersucht. Anschließend wird die Situation der Alterssicherung von Frauen auf strukturell angelegte Defizite betrachtet. Entgegen der im ‚mainstream’ der Armutsforschung vertretenen Auffassung vom ‚Ende der weiblichen Altersarmut’ zeigen repräsentative Untersuchungen zum Sozialhilfebezug in NRW66, dass sich der Anteil der von Armut und Sozialhilfebedürftigkeit betroffenen älteren Frauen in den letzten zwanzig Jahren nur unwesentlich verändert hat. Vor dem Hintergrund der Zunahme der Armut alleinerziehender Frauen und der Kinderarmut gerät dieser Befund leicht in den Hintergrund. 

2.2.1
Frauen in der Arbeitslosenversicherung 

Die Arbeitsmarktpolitik in der BRD umfasst die aktive Arbeitsförderung und die passiven Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung wie z.B. Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe und Unterhaltsleistungen bei Fort- und Weiterbildung67. 

Die rechtlichen Bestimmungen nach § 8 des AFG (SGB III) sehen im Bereich der aktiven Arbeitsmarktpolitik zwar eine Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern am Arbeitsmarkt durch Maßnahmen der aktiven Arbeitsförderung vor68 - faktisch profitieren jedoch in erster Linie Männer von diesen Maßnahmen, da der Anspruch seit der Reform des AFG im Jahr 1997 auf Personen im Leistungsbezug begrenzt wurde. Frauen, die aufgrund der genannten Probleme hinsichtlich kontinuierlichen Erwerbsarbeit und Beitragszahlungen die Anwartschaftszeiten nicht erfüllen, werden demnach doppelt benachteiligt. Trotz der rechtlichen Normierung ist eine gleichberechtigte Teilhabe von Frauen am Arbeitsmarkt und Erwerbsleben durch die derzeitige ‚aktive Arbeitsförderung’ bislang nicht erreicht. „Die Statistiken der geförderten Personen weisen für den Berichtsmonat Dezember 1998 im Bereich des ursprünglichen Bundesgebiets eine deutliche Unterrepräsentanz von Frauen aus. Frauen kommen nur in der Förderung von Teilzeitbeschäftigung und Berufsrückkehr, also typisch weiblichen Strukturmerkmalen, auf einen Anteil von fast 100%“ (Sellach 2000: 42). In den neuen Ländern ist die Quote der Frauen an allen Maßnahmen der aktiven Arbeitsförderung mit 60% weitaus höher, was in erster Linie auf die wesentlich höheren Arbeitslosenquoten ostdeutscher Frauen zurückgeführt werden kann.

Im Vordergrund der folgenden Überlegungen stehen die Lohnersatzleistungen im Fall von Arbeitslosigkeit, da hier aufgrund der im Vergleich zu Männern niedrigeren Erwerbseinkommen von Frauen und der Beitragsäquivalenz der Lohnersatz-leistungen erhöhte Armuts- und Sozialhilferisiken für Frauen vermutet werden können. Die Lohnersatzleistungen aus der Arbeitslosenversicherung werden nach zwei Hauptleistungsarten unterschieden; das Arbeitslosengeld, auf das der einzelne einen individuellen einklagbaren Rechtsanspruch hat und die Arbeitslosenhilfe, die einer Bedürftigkeitsprüfung unterliegt und zudem über Bundesmittel finanziert wird. Die Höhe und Dauer der Leistungen sind ebenso wie die jeweils zu erfüllenden Anwartschaftszeiten je nach Leistungsart unterschiedlich geregelt .

Arbeitslosengeld

Voraussetzung für den Anspruch auf Arbeitslosengeld ist derzeit ein in den letzten drei Jahren vor Antragsstellung mindestens zwölf Monate dauerndes versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis69, die Höhe der Leistungen beträgt 60% des letzten Nettoentgelts (für Arbeitslose mit Kindern 67%)70. Die Dauer des Leistungsbezugs richtet sich nach der Dauer der Versicherungspflicht-verhältnisse und dem Lebensalter bei Antragsstellung71. Frauen, die aufgrund ihrer ‚häuslichen Bindung’ nur in geringem Umfang erwerbstätig waren bzw. die erforderlichen Anwartschaftszeiten aufgrund von Erwerbsunterbrechungen nicht erfüllen können, sind entweder ganz von den Leistungen ausgeschlossen oder beziehen Leistungen, die keine ausreichende Existenzsicherung gewährleisten bzw. unterhalb der Armutsgrenze liegen. Ein Vergleich der Anteile der Leistungsempfänger in den Jahren von 1980-1992 zeigt, dass der Anteil der männlichen Leistungsempfänger durchweg um ca. 45% über dem Anteil der Leistungsempfängerinnen lag72. Arbeitslose Frauen, die dennoch die Voraussetzungen zum Leistungsbezug erfüllen, erhalten durchschnittlich weniger Arbeitslosengeld als männliche Arbeitslose, da die Orientierung der Lohnersatz-leistungen am vorherigen Einkommen aufgrund der geringeren Erwerbseinkommen von Frauen zu deutlich niedrigeren Ansprüchen führt. 

Arbeitslosenhilfe

Nach Auslaufen des Arbeitslosengeldanspruchs und bei fehlenden Anspruch auf Arbeitslosengeld, greift unter gewissen Voraussetzungen die Arbeitslosenhilfe73 als zweite Sicherungsstufe bei Arbeitslosigkeit. Da diese Leistungen jedoch einer Bedürftigkeitsprüfung74 unterliegen, werden insbesondere Frauen, die mit einem (Ehe)Partner zusammenleben, unter Verweis auf die Unterhaltspflicht des (Ehe)Partners vom Leistungsbezug (und somit auch von der Teilnahme an berufs-qualifizierenden Maßnahmen) ausgeschlossen. Ein geschlechtsspezifischer Vergleich der durchschnittlichen monatlichen Lohnersatzleistungen belegt, dass die Leistungsansprüche arbeitloser Frauen durchgehend niedriger ausfallen als die Ansprüche der Männer.  

Tabelle 8:
Monatliches Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe von Männern und Frauen in Westdeutschland (Durchschnittswerte)

	Arbeitslosengeld

	Jahr
	Männer
	Frauen

	
	Verheiratet
	Ledig
	Verheiratet
	Ledig

	1992
	1.708 DM
	1.287 DM
	965 DM
	1.102 DM

	1998
	1.862 DM
	1.278 DM
	971 DM
	1.120 DM

	Arbeitslosenhilfe

	Jahr
	Männer
	Frauen

	
	Verheiratet
	Ledig
	Verheiratet
	Ledig

	1992
	1.104 DM
	998 DM
	708 DM
	870 DM

	1998
	1.235 DM
	1.001 DM
	714 DM
	887 DM


Quelle:  Sell, Stefan 1994: 118 (nach BA 1993: 832) und Sellach 2000: 38 (nach BA vom 21.06.2000).

Besonders gravierend sind die geschlechtsspezifischen Unterschiede bei den Leistungsansprüchen verheirateter Arbeitsloser. Männliche verheiratete Arbeitslose bezogen 1992 ein um 77% höheres Arbeitslosengeld als verheiratete arbeitslose Frauen75. Bei der Arbeitslosenhilfe betrug die Differenz zwischen verheirateten Männern und Frauen 56%. Geringer sind die Unterschiede bei ledigen Frauen und Männern. Die Tatsache, dass sich an diesen Relationen auch 1998 nichts wesentliches geändert hat, belegt die strukturellen Defizite in der Arbeitslosenver-sicherung, die für Frauen mit einem höheren Armutsrisiko einhergehen. Differenziertere Ergebnisse bezüglich der geringen Leistungsansprüche und der daraus resultierenden höheren individuellen Armutsrisiken von arbeitslosen Frauen zeigt ein Vergleich der Anteile von Männern und Frauen in den jeweiligen  Lohnersatzeinkommensklassen. 

Tabelle 9:
Empfänger/innen von Arbeitslosengeld im Dezember 1998 

	Bundesgebiet West

	Höhe in DM
	Insgesamt
	Verheiratet
	Ledig

	
	Männer
	Frauen
	Männer
	Frauen
	Männer
	Frauen

	bis 600
	2,5
	17,7
	0,8
	22,5
	5,0
	10,1

	600-1200
	19,2
	50,4
	9,1
	50,0
	34,0
	51,1

	1200-1800
	44,3
	26,1
	38,4
	21,8
	53,0
	33,1

	1800-2400
	23,7
	4,9
	35,7
	4,8
	6,3
	4,9

	2400 u.m.
	10,2
	0,9
	16,0
	0,9
	1,8
	0,8

	Bundesgebiet Ost

	bis 600
	2,8
	10,6
	0,4
	9,2
	6,3
	13,1

	600-1200
	39,9
	53,5
	30,4
	53,1
	54,0
	54,1

	1200-1800
	46,6
	31,9
	52,9
	32,6
	37,0
	30,5

	1800-2400
	8,9
	3,8
	13,4
	4,7
	2,3
	2,2

	2400 u.m.
	1,8
	0,3
	2,9
	0,4
	0,2
	0,1


Anmerkungen: In % an allen Arbeitslosengeldempfänger/innen der jeweiligen Gruppe

Quelle: Sellach 2000: 38 (nach: BA, 21.06.2000)

Lohnersatzleistungen unterhalb von 1200 DM monatlich können als besonderes Armutsrisiko gelten und je nach Anspruchsvoraussetzung zum ergänzenden Bezug von Sozialhilfe führen. Der Vergleich der jeweiligen Frauen- und Männeranteile in dieser Gruppe zeigt, dass 68% der Frauen im alten Bundesgebiet und nur 22% der Männer ein monatliches Arbeitslosengeld unterhalb von 1200 DM bezogen haben. Im neuen Bundesgebiet sind die Unterschiede aufgrund des allgemein niedrigeren Lohnniveaus und der höheren (Vollzeit)Erwerbsquote ostdeutscher Frauen nicht ganz so stark ausgeprägt (Frauen: 64%; Männer: 42,7%). Signifikante Unterschiede bestehen in den alten Bundesländern zwischen verheirateten und ledigen Arbeitslosengeldempfänger/innen. Verheiratete Frauen sind mit 72,5% (Männer: 9,9%) in der Gruppe der Leistungsempfänger unterhalb von 1200 DM deutlich überrepräsentiert. In den neuen Bundesländern sind es immer noch doppelt so viele Frauen im Vergleich zu Männern, die ein Lohnersatzeinkommen unter 1200 DM beziehen (Frauen: 62,3%; Männer: 30,8%). Die Frage, ob verheiratete Arbeitslosen-geldempfängerinnen unterhalb von 1200 DM bereits als arm zu bezeichnen sind oder an der Armutsschwelle leben, ist jedoch nur in Zusammenhang mit dem jeweiligen Haushaltskontext zu beantworten. Ein individuelles Armutsrisiko besteht in jedem Fall für diese Frauen, da sie bei Scheitern des ehelichen Versorgungszusammenhangs zunächst über kein eigenes existenzsicherndes Einkommen verfügen und vermutlich ergänzend auf den Bezug von Sozialhilfe angewiesen sind. Für ledige Frauen bedeuten die geringen Lohnersatzleistungen in höherem Ausmaß ein Armutsrisiko, wenn sie nicht über zusätzliche Unterstützung (z.B. von den Eltern) oder Einkommen (z.B. geringfügige Beschäftigung) verfügen. Die Tatsache, dass die meisten der geringfügig Beschäftigten Hausfrauen, Rentnerinnen und insbesondere auch arbeitslose Frauen sind, verdeutlicht die Defizite im Bereich der Arbeitslosenversicherung.

Für den Bereich der Arbeitslosenhilfe zeigt sich ein ähnliches Bild. Auch hier waren Frauen 1998 in der Gruppe der Bezieher/innen mit einem Leistungsanspruch unterhalb von 1200 DM überrepräsentiert (Frauen: 88,7%; Männer: 67,1%). Hier ist jedoch zu berücksichtigen ist, dass die Arbeitslosenhilfe nur noch 53% des letzten Nettoeinkommens beträgt (nach dem erhöhten Leistungssatz 57%)76 und die Anteile von Frauen (und Männern) in den unteren Lohnersatzeinkommensklassen demzufolge höher ausfallen als beim Arbeitslosengeld. Die geschlechtsspezifischen Unterschiede sind auch hier bei den verheirateten Leistungsempfänger/innen im alten Bundesgebiet besonders ausgeprägt (Frauen: 90,4%; Männer: 45,8%). 

In Ostdeutschland betrug der Anteil aller Frauen an den Empfänger/innen von Arbeitslosenhilfe unter 1200 DM im Jahr 1998 93% (Männer: 84,2%). Verheiratete Frauen waren mit 94% in der unteren Leistungsgruppe vertreten (verheiratete Männer: 72,6%). 

Insgesamt waren Ende 1998 im alten Bundesgebiet 42% aller Arbeitslosengeld-empfänger/innen weiblich, in den neuen Bundesländern waren dies 45%. Der Anteil der Frauen an allen Arbeitslosenhilfebeziehenden betrug im Westen 33%; in den neuen Bundesländern hingegen 59%. 

Am Beispiel der Arbeitslosenversicherung zeigt sich die Fortsetzung der Ungleichheiten am Arbeitsmarkt im System sozialer Sicherung Diskontinuierliche Erwerbsverläufe führen zu fehlenden Anwartschaftszeiten, niedrige Frauenlöhne und Einkommen aus unsicheren Beschäftigungsverhältnissen führen aufgrund der Beitragsbezogenheit der Leistungen zu geringeren Ansprüchen an Lohnersatz-leistungen nach dem AFG, die in der Folge wiederum ein erhöhtes Armuts- und Sozialhilferisiko von Frauen bedeuten. Die Absicherung sozialer Risiken durch die Lohnersatzleistungen der Sozialversicherung ist durch die Orientierung an einer kontinuierlichen und vollzeitigen Erwerbsarbeit jedoch nicht nur in der Arbeitslosenversicherung für Frauen bislang unzureichend. Armutsrisiken existieren für Frauen aus den genannten Gründen ebenfalls im Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung. 

2.2.2
Die aktuelle Situation der Altersicherung von Frauen 

Die nach wie vor bestehende Altersarmut von Frauen ist in den letzten Jahren wieder zunehmend in den Hintergrund der armutspolitischen Diskussion geraten. Wenngleich die Zunahme alleinerziehender Frauen und Kinder an allen Sozialhilfeempfängern ein derzeit aktuelles und zu Recht diskutiertes Problem darstellt und besonderen Handlungsbedarf erfordert, kann auch die Situation der Alterssicherung von Frauen bislang als unzureichend hinsichtlich der Vermeidung von Altersarmut bezeichnet werden. Die steigende Anzahl von Frauen in prekären Beschäftigungsverhältnissen und die zunehmende ‚Herauslösung aus familien-zentrierten Lebensmodellen’77 entsprechen längst nicht mehr den Normalitätsvor-stellungen, die im Bereich sozialer Sicherung für Frauen vorgesehen sind und verweisen in Zukunft auf eine Zunahme der Altersarmut von Frauen. 

Ein erster Ansatzpunkt zur Bestimmung weiblicher Altersarmut setzt bereits bei der Verteilung der Bevölkerung in höherem Lebensalter an. Die höhere Lebenserwartung von Frauen und die dementsprechende Altersverteilung in der Bevölkerung - 1997 waren 70% der über 75-Jährigen weiblich - zeigt, dass Frauen bereits aufgrund der Altersverteilung bei entsprechend niedriger Rente ein höheres Armutsrisiko tragen und eine im Vergleich zu Männern längere Armutsperiode zu bewältigen haben78. Gleichzeitig nimmt bei steigendem Lebensalter der Bedarf an hauswirtschaftlichen und pflegerischen Dienstleistungen zu, der derzeit durch die Leistungen der Pflegeversicherung nur bei weit fortgeschrittener Pflegebedürftigkeit abgedeckt wird79. Dies bedeutet, dass insbesondere ledige bzw. alleinstehende Frauen aufgrund der fehlenden familiären Unterstützung diese Leistungen bezahlen müssen, was im ungünstigen Fall zu einem Armutsrisiko im Sinne einer ‚Versorgungsarmut’ führen kann, falls sie diese zusätzlichen Kosten nicht aufbringen können. Zwar könnte dagegen argumentiert werden, dass diese Frauen unter Umständen ähnliche Erwerbsverläufe wie Männer aufweisen und dementsprechend eine ausreichende Alterssicherung garantiert sei; zu berücksichtigen sind in diesem Kontext jedoch die niedrigeren Erwerbseinkommen von Frauen im Vergleich zu Männern, die i.d.R. keine ausreichenden eigenen Rentenansprüche garantieren können. Dies zeigt sich auch in dem nicht unerheblichen Anteil der älteren Frauen, die auch nach Einführung der Leistungen der Pflegeversicherung auf die ergänzende Hilfe zur Pflege nach dem BSHG angewiesen sind (Pfaff 2000: 273). 

Eine Übersicht der durchschnittlichen monatlichen Rentenzahlbeträge von Männern und Frauen verdeutlicht die unzureichende Alterssicherung von Frauen.

Abbildung 1:
Durchschnittliche Renten von Männern und Frauen 1998 in Ost- und Westdeutschland

	Durchschnittliche Rentenzahlbeträge
	Altes Bundesgebiet
	Neue Bundesländer

	
	Männer
	Frauen
	Männer
	Frauen

	Einzelrente
	1.820 DM
	928 DM
	1.853 DM
	1.161 DM

	Mehrfachrente
	2.090 DM
	1.825 DM
	2.217 DM
	2.056 DM

	Einzel- und Mehrfachrente
	1.826 DM
	1.177 DM
	1.871 DM
	1.461 DM


Quelle: Sellach 2000, S. 29.

Die durchgängig geringeren Renten von Frauen im Vergleich zu Männern belegen die Fortschreibung der Benachteiligungen am Arbeitsmarkt während der Erwerbsphase und die unzureichende Berücksichtigung von Kindererziehungszeiten in der gesetzlichen Rentenversicherung. Diskontinuierliche Erwerbsverläufe und geringe Einkommen resultieren in niedrigeren durchschnittlichen Renten, selbst dann noch, wenn Frauen lebenslang vollzeitbeschäftigt waren80. In den letzten Jahren ist das durchschnittliche Rentenniveau zwar infolge der unterschiedlichen Rentenreformen angestiegen und häufig wird die verbesserte Situation der Altersicherung von Frauen aus der Zunahme der weiblichen Erwerbsbeteiligung und der gestiegenen Anzahl der Doppelrentnerinnen erklärt. Die Altersarmut gilt im Vergleich zu den 60er und 70er Jahren nicht mehr als drängendes Problem, dennoch ist sie nach wie vor weiblich, wie ein geschlechtsspezifischer Vergleich der Rentenansprüche unterhalb von 1200 DM zeigt. 

Tabelle 10:
Rentnerinnen mit einem Renteneinkommen unter 1200 DM 

	Alte Bundesländer

	Rentenart
	unter 600 DM
	600 – 1.200 DM

	
	Insgesamt
	Darunter Frauen
	Insgesamt
	Darunter Frauen 

	Versichertenrente
	2.497.560
	76,5
	1.818.627
	62,7

	Witwen/Witwerrente
	649.091
	93,5
	587.303
	97,9

	kombinierte Rente
	70.824
	95,1
	368.181
	96,8

	Neue Bundesländer und Berlin-Ost

	Rentenart
	unter 600 DM
	600 – 1.200 DM

	
	Insgesamt
	Darunter Frauen
	Insgesamt
	Darunter Frauen

	Versichertenrente
	139.117
	81,4
	655.717
	90,1

	Witwen/Witwerrente
	57.331
	63,8
	117.837
	91,7

	kombinierte Rente
	966
	96,9
	28.237
	97,6


Anmerkungen: Frauenanteile in % an allen Rentnern der jeweiligen Gruppe

Quelle: Sellach 2000: 36 (nach: VDR Statistik: Rentenbestand am 31.12.1998) und eigene Berechnungen

Der überproportionale Anteil der Frauen an allen Rentnern mit einer Rente unterhalb von 1200 DM verdeutlicht, dass die eigenständige Altersicherung von Frauen deutliche Defizite aufweist. Bei den Versichertenrenten (den eigenständig erworbenen Rentenansprüchen aus Erwerbsarbeit) bezogen 76,5% der Frauen im alten Bundesgebiet (Ost: 81,4%) eine Rente unterhalb von 600 DM; unterhalb von 1200 DM waren dies 62,7% (Ost: 90,1%). Die Ursachen liegen in diskontinuierlichen Erwerbsverläufen und geringen Erwerbseinkommen der Rentnerinnen begründet. Zudem kann vermutet werden, dass die Lebensläufe der derzeitigen Rentnerinnen-Generation in höherem Ausmaß, als dies für die heutige Generation der Frauen im erwerbsfähigen Alter zutrifft, durch die Orientierung am Modell der ‚Ernährer-Ehe’ und die vollständige Aufgabe der Erwerbstätigkeit zugunsten der Haus- und Familienarbeit gekennzeichnet waren. Die akzessorische Absicherung durch die Hinterbliebenenrenten garantiert jedoch kein existenzsicherndes Einkommen im Alter. Die Hinterbliebenenrenten betragen derzeit 60% der Rente des verstorbenen Ehepartners, wobei die Anrechnung eigener Lohn- oder Lohnersatzeinkommen, soweit diese 40% der Bemessungsgrenze überschreiten, bei vielen Rentnerinnen zur Kürzung der Witwenrenten geführt hat. Der hohe Frauenanteil an allen Rentnern, die eine kombinierte Rente (der eigenen und abgeleiteten Rentenan-sprüche) unterhalb von 1200 DM bezogen, verdeutlicht, dass die Aussage von den ‚gutsituierten Doppelrentnerinnen’ relativiert werden muss. 

Individuell betrachtet bedeuten die geringen Rentenansprüche durchaus ein erhöhtes Armutsrisiko, wobei jedoch zu berücksichtigen ist „dass geringe Renteneinkommen nicht für alle Frauen die einzige Einkommensquelle darstellen, sie aber in weitaus geringerem Umfang als Männer über weitere Einkünfte verfügen“ (Sellach 2000: 36). Dies bezieht auch die zusätzlichen Renteneinkünfte, etwa aus betrieblichen Altersversorgungssystemen, mit ein. Frauen sind zum einen überwiegend in Branchen und Betrieben tätig, in denen entweder keine betrieblichen Altersversorgungssysteme aufgebaut sind oder die keine ausreichende Zusatzversorgung garantieren können. Zum anderen sind Anspruch und Höhe betrieblicher Rentenzahlungen von einer kontinuierlichen Betriebszugehörigkeit und einem entsprechenden Einkommen abhängig81. „Das bedeutet, dass Frauen, denen bereits durch relativ geringe Löhne eine niedrige gesetzliche Rentenversicherungsleistung zusteht, auch durch die betrieblichen Altersversorgungssystem kaum der Altersarmut entgehen können“ (Stiegler 1998: 21f.)

Abschließend bleibt festzustellen, dass fehlende bzw. geringe Anwartschaften an die gesetzliche Rentenversicherung wie auch an die zusätzlichen Altersversorgungssysteme Armuts- und Sozialhilferisiken im Alter bedeuten. „Hinzu kommen Versorgungsdefizite, die bis zu einer existenziellen Unterversorgung reichen und als Erscheinungsformen ‚absoluter Armut’ charakterisiert werden können“ (Sellach 2000: 37).

3.
Umfang und Struktur der Sozialhilfebedürftigkeit in der 

Bundesrepublik Deutschland 

Anhand der zuvor beschriebenen Situation von Frauen am Arbeitsmarkt und im System sozialstaatlicher Sicherung wird deutlich, dass sozialen Problemlagen und Armutsrisiken von Frauen vielfältige Ursachen zugrunde liegen und monokausale Erklärungsansätze nur Teilbereiche bzw. die Armutsrisiken bestimmter Gruppen von Frauen erklären können. Die zentralen Ursachen sind jedoch in den nach wie vor bestehenden Diskriminierungen von Frauen am Arbeitsmarkt und in der Funktionsweise und Orientierung sozialstaatlicher Sicherungssysteme am Modell der ‚Versorger-Ehe’ zu verorten. Frauen sind - so die These - aufgrund dieser Benachteiligungen häufiger auf den Bezug von Sozialhilfe verwiesen. Im Bereich der Armutsforschung und -berichterstattung gilt die Sozialhilfeschwelle als ‚quasi-offizielle’ Armutsgrenze, da der Sozialhilfebezug Ausdruck einer sozialen Notlage ist und in der Regel auch einen sozialen Abstieg bezeichnet. In welchem Ausmaß von einer Verstetigung von Armutslagen gesprochen werden kann, ist bislang jedoch noch umstritten. Die Ergebnisse der ‚dynamischen Armutsforschung’ verweisen zwar auf eine Verzeitlichung von Armutslagen, sind jedoch in der fachwissen-schaftlichen Diskussion umstritten. 

Je nach Art der Notlage wird die Sozialhilfe in zwei Hilfearten unterschieden. Die Hilfe zum Lebensunterhalt (HLU) als ‚Sozialhilfe im engeren Sinn’ wird gewährt, wenn eine Person/ein Haushalt den Bedarf an Nahrung, Kleidung, Unterkunft, Hausrat etc. nicht aus eigener Kraft decken kann. Die Empfänger/innen der HLU bilden zugleich den Personenkreis, der im Blickpunkt der Armutsdiskussion steht. Die Hilfe in besonderen Lebenslagen (HbL) umfasst u.a. die Hilfe zur Pflege, die Eingliederungshilfe für Behinderte und die Krankenhilfe für Personen/Haushalte in außergewöhnlichen Notsituationen, z.B. bei gesundheitlichen und/oder sozialen Beeinträchtigungen. Wenngleich seit der Verabschiedung des BSHG (1962) ein Rechtsanspruch auf diese Leistungen besteht, unterliegt die Inanspruchnahme jedoch dem Prinzip der Nachrangigkeit und einer Bedürftigkeitsprüfung im Einzelfall. Nachrangigkeit bedeutet in diesem Zusammenhang, dass die erforderliche Hilfe nicht von vorgelagerten öffentlichen oder privaten Sicherungssystemen erbracht werden können. Dies betrifft Leistungen der Sozialversicherungsträger, eigenes Vermögen und Unterhaltsleistungen durch Familienangehörige. 

Zu untersuchen ist im folgenden Kapitel, in wie weit die Ursachen weiblicher Sozialhilfeabhängigkeit auf die genannten Defizite  im Bereich des Arbeitsmarktes und dem System sozialstaatlicher Sicherung zurückzuführen sind. Von besonderem Interesse ist der Erwerbsstatus sozialhilfebeziehender Frauen in ihrem jeweiligen Haushaltskontext, sowie die Ursachen und Gründe der Nicht-Erwerbstätigkeit. 

Methodisches Vorgehen

Die Zunahme der Empfänger/innen von HLU und die gestiegenen Sozialausgaben bewirkten ein erhöhtes Informationsbedürfnis und führten zu neuen Fragestellungen in Politik , Sozialverwaltung  und Öffentlichkeit, die mit dem bis 1993 geltenden Erhebungsprogramm der amtlichen Sozialhilfestatistik nur unzureichend beantwortet werden konnten. Die verstärkte fachwissenschaftliche und öffentliche Diskussion über sozialpolitische Handlungsoptionen und die Notwendigkeit, hinreichende Informationen zur Problembeschreibung im Sozialbereich zu liefern, führte 1994 zu einer Neuregelung des Erhebungsverfahrens der Sozialhilfestatistik82. Die Erhebungsmerkmale wurden ergänzt ausgeweitet und so die inhaltliche Aussage-fähigkeit erweitert. Seit 1994 lassen sich daher detailliertere Aussagen zu sozialpolitisch relevanten Fragestellungen hinsichtlich des Umfangs und der Struktur sozialhilfebeziehender Personen und Bedarfsgemeinschaften treffen. Wenngleich die amtliche Sozialhilfestatistik auch nach der Statistikreform von 1994 noch einige Mängel aufweist, stellt sie dennoch die wichtigste Informationsquelle zum Sozialhilfebezug dar, da sie kontinuierlich und flächendeckend Informationen zu Entwicklung und Strukturen des Sozialhilfebezugs liefert83. Im Bereich der Armutsforschung und -berichterstattung wird die amtliche Sozialhilfestatistik bislang noch wenig genutzt, um Entwicklung und Ursachen des Sozialhilfebezugs einzelner Bevölkerungsgruppen zu untersuchen, insbesondere die geschlechtsspezifische Dimension ist bislang kaum untersucht worden. Aussagen zu sozialhilfebezie-henden Frauen beschränken sich derzeit noch im wesentlichen auf die Gruppe der Alleinerziehenden, die zwar in besonderem Ausmaß auf den Sozialhilfebezug angewiesen sind und die auch die Gruppe darstellen, in der alle klassisch weiblichen Benachteiligungen zusammentreffen, jedoch nicht die einzige Gruppe von Frauen mit einem erhöhten Sozialhilferisiko ist. Im folgenden soll daher untersucht werden, welche Gruppen von Frauen, neben den Alleinerziehenden, verstärkt auf den Bezug von Sozialhilfe angewiesen sind.

Der erste Teil dieses Kapitels umfasst einen allgemeinen Überblick zur Entwicklung des Sozialhilfebezugs von Männern und Frauen in Westdeutschland im Zeitraum von 1980-1999 und im Zeitraum von 1991-1999 in West- und Ostdeutschland anhand der veröffentlichten Standardtabellen und spezifischer Zeitreihen des Statistischen Bundesamtes. Da die veröffentlichten aggregierten Daten, insbesondere die veröffentlichten Zeitreihen, zumeist nur auf eindimensionale demographische Personenmerkmale (wie z.B. Alter, Geschlecht, Nationalität) begrenzt sind und detailliertere Aussagen zu den sozialen Konstellationen, die eng mit den Ursachen des Sozialhilfebezugs von Frauen verknüpft sind, nur bedingt möglich sind, kann die geschlechtsspezifische Entwicklung des Sozialhilfebezugs im Zeitverlauf nur auf einer allgemein gehaltenen Ebene dargestellt werden. 
Die Mikrodaten der amtlichen Sozialhilfestatistik

Grundlage der anschließenden Querschnittsanalyse sind die anonymisierten Mikrodaten der amtlichen Sozialhilfestatistik der Bundesrepublik Deutschland, die nach § 132 Abs. 2 BSHG erhoben werden. Diese Daten liegen für das Berichtsjahr 1997 als 25%-Stichprobe vor. Im Gegensatz zu aggregierten Daten lassen sich anhand der anonymisierten Einzeldaten repräsentative Aussagen zum Umfang und zu den Strukturen sozialhilfebeziehender Personen und ihrem jeweiligen Haushaltskontext in Deutschland treffen. Die räumlichen Disparitäten der Sozialhilfebedürftigkeit können aufgrund der im Datensatz erhobenen regionalen Gliederung jedoch nur anhand eines Ost-West-Vergleichs ermittelt werden. Eine vertiefende Analyse auf der Ebene einzelner Bundesländer ist anhand der 25%-Stichprobe nicht möglich. Die Kombination der unterschiedlichen Erhebungsmerk-male ermöglicht im weiteren Verlauf der Querschnittsanalyse Aussagen zu sozialpolitisch relevanten Fragestellungen hinsichtlich der Ursachen und Strukturen weiblicher Sozialhilfebedürftigkeit. Im Mittelpunkt der Analyse stehen Fragen zum Erwerbsstatus, Qualifikationsniveau und Erwerbspotential sozialhilfebeziehender Frauen in ihrem jeweiligen Haushaltskontext im Vergleich zu männlichen Hilfeempfängern.

Zentrale Fragestellungen sind:

- In welchem Umfang sind sozialhilfebeziehende Frauen und Männer erwerbstätig? Lassen sich bereits hier geschlechtsspezifische Unterschiede hinsichtlich des Erwerbspotentials im Niedriglohn-Sektor erklären?

- Welche sozialstaatlichen Transferleistungen und Einkommensarten werden auf den Bezug der Sozialhilfe angerechnet und in wie weit sind unzureichende Lohnersatzleistungen bzw. geringe Erwerbseinkommen ursächlich für den Sozialhilfebezug von Frauen? 

- Welche Ursachen und Gründe liegen der Nicht-Erwerbstätigkeit zugrunde und in wie weit lassen sich diese u.a. durch schulische und berufliche Qualifikations-defizite, das Alter der Hilfeempfänger, den jeweiligen Haushaltskontext, bzw. die Anzahl und das Alter der Kinder erklären?

- In welchem Umfang stehen sozialhilfebeziehende Frauen und Männer für eine Eingliederung in den Arbeitsmarkt zur Verfügung?  

3.1

Die zeitliche Entwicklung der Sozialhilfeabhängigkeit in der 

Bundesrepublik Deutschland 

Die Entwicklung der Sozialhilfebedürftigkeit im früheren Bundesgebiet im Zeitraum von 1980 bis 1999 verdeutlicht, dass Frauen seit jeher in höherem Ausmaß als Männer auf den Bezug von Sozialhilfe angewiesen waren. 1980 waren noch 62,8% aller Sozialhilfeempfänger weiblich (männlich: 37,2%). Im weiteren Verlauf zeigt sich jedoch eine Angleichung zwischen den Geschlechtern, die in erster Linie auf den Anstieg der Anzahl männlicher Arbeitsloser, die aufgrund geringer (oder ruhender) Lohnersatzleistungen verstärkt auf den Bezug von HLU angewiesen waren und auf die verbesserte Situation der Alterssicherung von Frauen zurückzuführen ist. Diese Entwicklung führte in der fachwissenschaftlichen Diskussion zu der Feststellung vom ‚Ende der weiblichen Armut’ und wurde im ‚mainstream’ der Armutsforschung als  Widerlegung der These von der ‚Feminisierung der Armut’ gesehen. Die Ursachen und Strukturen weiblicher Sozialhilfebedürftigkeit bleiben bei dieser rein auf der anteilsmäßigen Entwicklung der Anzahl der Sozialhilfeempfänger/innen beruhenden Betrachtungsweise jedoch unberücksichtigt. Die zentralen Ursachen der gestiegenen Sozialhilfebedürftigkeit werden demnach in der anhaltenden Massenarbeitslosigkeit gesehen. Eine zentrale Bedeutung wird daher der Wiedereingliederung von Sozialhilfeempfänger/innen in die Erwerbsarbeit beigemessen, die jedoch weniger über eine ‚Wiederbelebung’ der aktiven Arbeitsmarktpolitik, als über sanktionierende, d.h. leistungsmindernde Maßnahmen für ‚arbeitsunwillige’ Hilfeempfänger und -empfängerinnen erfolgen soll. Dabei bleiben jedoch wesentliche Aspekte der Ursachen und der Entwicklung des Sozialhilfebezugs unberücksichtigt. Dies betrifft insbesondere haushalts-, lebenslagenbezogene und nicht zuletzt geschlechtsspezifische Faktoren, die in einer sozialpolitisch sinnvollen und relevanten Ursachenanalyse des Sozialhilfebezugs ermittelt werden müssen.  

Der folgende einleitende Überblick zur zeitlichen Entwicklung der Sozialhilfebe-dürftigkeit bezieht sich auf die Sozialhilfedichten84 in Westdeutschland im Zeitraum von 1980-1999 (1991-1999 Ost- und Westdeutschland), sowie auf die Anteile der männlichen bzw. weiblichen Hilfeempfänger an allen Hilfeempfänger/innen am Ende des jeweiligen Berichtsjahres. 

Abbildung 2:
Geschlechtsspezifische Anteile an allen Hilfeempfängern 1980-1999 in Deutschland (HLU a.v.E.; Jahresende)
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Quelle: Statistisches Bundesamt 2000, Zeitreihen

Abbildung 3:
Geschlechtsspezifische Sozialhilfedichten 1980-1999 in Deutschland (HLU a.v.E.; Jahresende)
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 Quelle: Statistisches Bundesamt 2000, Zeitreihen

Der Zeitvergleich der geschlechtsspezifischen Sozialhilfedichten belegt, dass Frauen durchgängig ein höheres Sozialhilferisiko im Vergleich zu Männern tragen. Gleichzeitig wird deutlich, dass die Abstände der Sozialhilfedichten zwischen den Geschlechtern im Zeitraum von 1994-1999 in der BRD insgesamt zwar relativ konstant bei durchschnittlich 0,7 Prozentpunkten liegen, dennoch höher ausfallen als in den vorherigen Berichtsjahren. Dies ist jedoch nur zum Teil auf die Neustrukturierung der Sozialhilfestatistik im Jahr 1994 und die Herausnahme der (zumeist männlichen) Asylbewerber aus der Sozialhilfestatistik zurückzuführen85. Das Risiko, auf den Bezug von Sozialhilfe angewiesen zu sein, ist in den neuen Bundesländern noch nicht so stark ausgeprägt wie im alten Bundesgebiet, wobei im Zeitverlauf jedoch eine Angleichung der Sozialhilfedichten in Ost und West zu verzeichnen ist. 

Abbildung 4:
Geschlechtsspezifische Sozialhilfedichten 1991-1999 in Ost- und Westdeutschland (HLU a.v.E.; Jahresende)
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Quelle: Statistisches Bundesamt 2000, Zeitreihen

Ein Vergleich der Entwicklung der Sozialhilfedichten in Ost- und Westdeutschland zeigt, dass die Sozialhilferisiken sowohl für Frauen als auch für Männer im alten Bundesgebiet seit 1998 leicht rückläufig sind und eine Angleichung der Sozialhilfequoten zwischen den Geschlechtern zu verzeichnen ist. In den neuen Bundesländern hingegen zeichnet sich ein Anstieg des Sozialhilferisikos und eine Auseinanderentwicklung der geschlechtsspezifischen Sozialhilfedichten ab. Die geschlechtsspezifischen Unterschiede sind im Osten dennoch mit durchschnittlich 0,3 Prozentpunkten deutlich niedriger als im Westen (0,8 Prozentpunkte). Die Ursachen können in der höheren Erwerbsbeteiligung ostdeutscher Frauen und in den geringer ausgeprägten geschlechtsspezifischen Unterschieden im Bereich der Lohnersatzeinkommen und Versichertenrenten vermutet werden.  

Die überproportionale Sozialhilfebetroffenheit von Frauen drückt sich ebenfalls in ihrem Anteil an allen Hilfeempfängern aus. Nach einem leichten Rückgang zwischen 1994 und 1997 ist seit 1998 wieder ein leichter Anstieg der Anteile weiblicher Hilfebezieher zu verzeichnen. Im gesamten Bundesgebiet waren 1999 56,4% aller Empfänger laufender Hilfe zum Lebensunterhalt weiblich (männlich: 43,6%), dies entspricht einer Differenz von 12,8 Prozentpunkten. Die Entwicklung der Anteile weiblicher und männlicher Hilfebezieher verlief im früheren Bundesgebiet und in den neuen Ländern ähnlich, wobei sich die geschlechtsspezifischen Anteile in den neuen Bundesländern weniger stark unterschieden.  

Abbildung 5:
Geschlechtsspezifische Anteile an allen Hilfeempfängern 1991-1999 in Ost- und Westdeutschland (HLU a.v.E.; Jahresende)
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Quelle: Statistisches Bundesamt 2000, Zeitreihen

Anhand dieser eindimensionalen Darstellung nach ‚Geschlecht’  lässt sich zwar die höhere Sozialhilfeabhängigkeit und ein höheres Sozialhilferisiko von Frauen im Vergleich zu Männern belegen, unberücksichtigt bleibt hierbei jedoch zunächst die soziale Konstellation, d.h. die Haushalts-, Familien- und Lebensform der Empfängerinnen von Sozialhilfe, die eng mit den Ursachen der Sozialhilfebedürftigkeit zusammenhängen. Im folgenden soll daher die zeitliche Entwicklung der Sozialhilferisiken verschiedener Haushaltstypen im gesamten Bundesgebiet dargestellt werden. Dabei gilt das Interesse in erster Linie den Sozialhilferisiken der Haushalte mit bzw. ohne Kindern und insbesondere den alleinerziehenden und den alleinstehenden Frauen. 

Abbildung 6:
Sozialhilfedichten von Haushalten mit Kindern 1991-1999 in Deutschland (HLU a.v.E.; Jahresende)
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Das Sozialhilferisiko der Haushalte mit Kindern insgesamt hat sich im Zeitverlauf von 28,5% im Jahr 1991 im Jahr 1999 nahezu verdoppelt (40,5%), wobei ab 1998 ein leichter Rückgang der Sozialhilfequoten zu verzeichnen ist.  Besonders betroffen sind jedoch nach wie vor alleinerziehende Frauen mit einem Anstieg um 5,4 Prozentpunkten und Paare86 mit Kindern (+5,6 Prozentpunkte). Alleinerziehende Männer tragen mit durchschnittlich 7 % das geringste Sozialhilferisiko an allen Haushalten mit Kindern. 

Abbildung 7:
Sozialhilfedichten von Haushalten ohne Kinder 1991-1999 in Deutschland (HLU a.v.E.; Jahresende)
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Anmerkung: Seit 1994 zählen zu Paaren ohne Kinder auch nicht-eheliche Lebensgemeinschaften ohne Kinder
Quelle: Statistisches Bundesamt 2000, Zeitreihen

Das Sozialhilferisiko der Haushalte ohne Kinder ist mit 11,6 % im Jahr 1999 deutlich niedriger als für Haushalte mit Kindern (40,5%). Ähnlich wie bei den Haushalten mit Kindern ist auch hier ein leichter auch Rückgang der Sozialhilfequoten ab 1998 zu verzeichnen. 
Die altersspezifische Entwicklung der Sozialhilfebedürftigkeit zeigt, dass sich insbesondere für Kinder und Jugendliche das Sozialhilferisiko im Zeitverlauf erhöht hat. Die Sozialhilfedichte der Kinder und Jugendlichen im Alter bis unter 15 Jahren betrug 1991 noch 5% und ist im Zeitverlauf auf 7% im Jahr 1999 angestiegen. Kinder und Jugendliche sind, gemessen an der Sozialhilfedichte der Gesamtbevölkerung (1999: 3,4%), einem doppelt so hohen Sozialhilferisiko ausgesetzt. Dies verweist zugleich auf die zunehmenden Armutsrisiken von alleinerziehenden Frauen und der Frauen in (Ehe)Partnerschaften mit Kindern. 

3.2 Empfänger und Empfängerinnen von Sozialhilfe 1997 in Deutschland 

Im gesamten Bundesgebiet bezogen 1997 am Jahresende 2,8 Mio. Personen laufende Hilfe zum Lebensunterhalt;  1,6 Mio. (56,1%) aller Hilfeempfänger waren weiblich (männlich: 1,2 Mio.; 43,9%). Gemessen an den geschlechtspezifischen Anteilen an der Gesamtbevölkerung, der Sozialhilfequote, wird deutlich, dass Frauen mit 3,9% ein um 0,7 Prozentpunkte höheres Sozialhilferisiko im Vergleich zu Männern (3,2%) tragen.

Von den insgesamt 2,8 Mio. Hilfeempfängern waren 23% nicht-deutscher Nationalität (11,7% weiblich; männlich: 11,3%). Die geschlechtsspezifischen Unter-schiede hinsichtlich der Anteile an allen Hilfeempfänger/innen sind bei der ausländischen Bevölkerung im Vergleich zur deutschen Bevölkerung geringer ausgeprägt. Das Sozialhilferisiko ausländischer Personen, gemessen an der gesamten ausländischen Bevölkerung, war jedoch mit 9% im Vergleich zum Sozialhilferisiko der deutschen Bevölkerung (3%) dreimal so hoch. 

Die geschlechtspezifische Verteilung in Ost- und Westdeutschland zeigt, dass der Anteil weiblicher Empfänger mit 56,3% im früheren Bundesgebiet geringfügig höher war als in den neuen Ländern (53,9%). Gemessen an der Gesamtbevölkerung war das Sozialhilferisiko jedoch für westdeutsche Frauen mit 4,1% fast doppelt so hoch wie für die Frauen in den neuen Bundesländern (2,6%). Die Ursachen können in der höheren Erwerbsbeteiligung ostdeutscher Frauen und ihren höheren Ansprüchen an sozialstaatliche Lohnersatzleistungen, wie Arbeitslosengeld und Versichertenrenten begründet liegen.

Ein altersspezifischer Vergleich der Anteile von Frauen und Männern an allen Hilfeempfänger/innen der jeweiligen Altersklasse zeigt eine Auseinanderentwicklung der Anteile ab dem 15. Lebensjahr, wobei die Altersgruppe der 21- bis unter 40-Jährigen die höchsten Anteile weiblicher Hilfebezieher aufweist. Zu vermuten ist, dass die Mehrzahl der Frauen dieser Altersgruppe alleinerziehend sind bzw. in (Ehe)Partnerschaften mit Kindern leben und aufgrund von Familien-/Erziehungs-phasen nicht-erwerbstätig oder nur in geringem Umfang erwerbstätig sind, geringe bzw. keine Ansprüche auf Lohnersatzleistungen haben und aufgrund des geringen oder fehlenden Einkommens des (Ehe)Partners auf den zusätzlichen Bezug von Sozialhilfe angewiesen sind. 

Sozialhilfebeziehende Frauen im erwerbsfähigen Alter von 15 bis unter 65 Jahren waren mit einem Anteil von 58,4% (Männer: 41,6%) überproportional an allen Hilfeempfängern dieser Altersgruppe vertreten. Das Sozialhilferisiko für Frauen im erwerbsfähigen Alter betrug 1997 3,8% und ist damit um 1,2 Prozentpunkte höher als das der Männer dieser Altersgruppe (2,6%). 

Abbildung 8:
Sozialhilfedichten nach Altersklassen und Geschlecht 1997 in Deutschland (HLU a.v.E.; Jahresende) 
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Quelle: Sozialhilfestatistik 1997, eigene Auswertungen




         Ruhr-Universität Bochum, ZEFIR

Zu untersuchen ist im weiteren Verlauf, in welchem Umfang diese Frauen trotz Erwerbstätigkeit auf den Bezug laufender Hilfe zum Lebensunterhalt angewiesen waren, in welchen Haushaltsformen diese Frauen leben und aus welchen Gründen  keine Erwerbstätigkeit ausgeübt wird.

Ab dem 60. Lebensjahr ist ein überproportionaler Anstieg der Anteile weiblicher Hilfeempfänger zu verzeichnen, wobei die Auseinanderentwicklung mit zunehmendem Alter steigt. Der Anteil weiblicher Hilfeempfänger über 60 Jahren an allen Hilfeempfängern betrug 1997 am Jahresende 66,5% (männliche Hilfeempfänger über 60: 33,5%). Das Risiko im Alter, sozialhilfeabhängig zu sein lag für über 60-jährige Frauen bei 1,7% (Männer: 1,2%), wobei die vergleichsweise geringen geschlechtsspezifischen Unterschiede bei der Sozialhilfequote lediglich auf die höhere Lebenserwartung der Frauen und die entsprechende Altersverteilung in der Bevölkerung93 zurückzuführen sind. Altersarmut ist nach wie vor weiblich und stellt in mehrfacher Hinsicht eine besonders prekäre Situation für die Betroffenen dar, da zum einen Ausstieg aus der Sozialhilfe mit zunehmendem Alter immer unwahrscheinlicher wird und diese Armutslagen daher zumeist dauerhaft sind. Zum anderen ist ein erhöhter alltäglicher Hilfe- und Pflegebedarf vorhanden, der oftmals aufgrund fehlender sozialer bzw. familiärer Unterstützungsleistungen nur über zusätzliche, die ohnehin prekäre Einkommenssituation belastende, Dienstleistungs-angebote erbracht werden kann. Die gesetzliche Pflegeversicherung übernimmt diese Leistungen jedoch zumeist nur nach einem Nachweis über einen erhöhten Pflegebedarf. Die Situation der älteren Hilfeempfängerinnen erfordert daher eine genauere Betrachtung, zumal die Armutsbetroffenheit älterer Frauen in der Armutsforschung mittlerweile kaum noch Beachtung findet.   

Abbildung 9:
Geschlechtsspezifische Anteile nach Altersklassen in Deutschland (HLU a.v.E., Jahresende)
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Quelle: Sozialhilfestatistik 1997, eigene Auswertungen
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Die alters- und geschlechtsspezifische Verteilung der Sozialhilfequoten und der Anteile an allen Hilfeempfänger/innen zeigt, dass bis zum 15. Lebensjahr nur geringe geschlechtsspezifische Unterschiede bestehen. Von besonderem Interesse für die anschließende Analyse sind daher die Gruppen der Frauen im erwerbsfähigen Alter und die älteren Frauen, die im Vergleich zu Männern überproportional vom Sozialhilfebezug betroffen sind. Einen Schwerpunkt bildet die Frage nach dem Erwerbsstatus und Erwerbspotential dieser Frauen, wobei lebenslagenrelevante Faktoren wie z.B. der jeweilige Haushaltskontext und die erworbenen Schul- und Berufsausbildungsabschlüsse in die Untersuchung einbezogen werden.

3.2.1
Erwerbsstatus und Qualifikationsniveaus sozialhilfebeziehender Frauen und Männer in der BRD

Mit der Neustrukturierung der Sozialhilfestatistik im Jahr 1994 wurde erstmals der Erwerbsstatus der Empfänger/innen laufender Hilfe zum Lebensunterhalt erfasst. Im Vergleich zu den vorherigen Berichtsjahren, in denen lediglich die Hauptursache des Sozialhilfebezugs erhoben wurde94, lassen sich nun auch Informationen zum Umfang der Beschäftigung, zu den Lohnersatzleistungen bei Arbeitslosigkeit und zu den Gründen der Nicht-Erwerbstätigkeit ermitteln. In Kombination mit anderen Erhebungsmerkmalen, wie dem Typ der Bedarfsgemeinschaft, in dem die Hilfeempfänger leben, den schulischen und beruflichen Ausbildungsabschlüssen, lassen sich über das veröffentlichte Tabellenmaterial hinausgehende Informationen zu den Lebenslagen der Sozialhilfeempfänger/innen gewinnen. Im Folgenden soll der Erwerbsstatus sozialhilfebeziehender Frauen im Vergleich zu Männern dargestellt werden. Einbezogen wurden alle Empfänger und Empfängerinnen von HLU außerhalb von Einrichtungen im erwerbsfähigen Alter (von 15 bis unter 65 Jahren), dies waren insgesamt 62% aller Hilfeempfänger/innen (1,8 Mio. Personen im gesamten Bundesgebiet). Im früheren Bundesgebiet waren 58,6% aller Empfänger/innen im erwerbsfähigen Alter, in den neuen Bundesländern waren dies 56,6%. 

Tabelle 11:
Empfänger/innen im erwerbsfähigen Alter in Deutschland nach Erwerbsstatus (HLU a.v.E.; Jahresende)

	Erwerbsstatus
	Insgesamt
	Weiblich
	Männlich

	
	
	Anzahl
	In %
	Anzahl
	In %

	Erwerbstätig insgesamt:
	138.252
	86.084 
	62,3
	52.168
	37,7

	Vollzeit
	64.644
	29.436
	45,5
	35.208
	54,5

	Teilzeit
	73.608
	56.648
	76,7
	16.960
	23,3

	Arbeitslos gemeldet:
	703.460
	301.684
	42,9
	401.776
	57,1

	mit AFG-Leistungen
	291.336
	125.208
	43,0
	166.128
	57,0

	ohne AFG-Leistungen
	412.124
	176.476
	42,8
	235.648
	57,2

	Nicht erwerbstätig insgesamt:
	940.580
	652.296
	69,4
	288.284
	30,6

	Aus- und Fortbildung
	102.636
	54.096
	52,7
	48.540
	47,3

	häuslicher Bindung
	265.908
	262.028
	98,5
	3.880
	1,5

	Krankheit, Behinderung, AU
	156.836
	84.992
	54,2
	71.844
	45,8

	Altersgründen
	415.200
	251.180
	60,5
	164.020
	39,5

	Insgesamt
	1.782.292
	1.040.064
	58,4
	742.228
	41,6


Quelle: Sozialhilfestatistik 1997, eigene Auswertungen

                                Ruhr-Universität Bochum, ZEFIR

Sozialhilfebeziehende Frauen im erwerbsfähigen Alter waren mit einem Anteil von 58,4% an allen Hilfeempfängern im erwerbsfähigen Alter im Vergleich zu männlichen Empfängern deutlich überrepräsentiert. Gravierende Unterschiede zeigen sich insbesondere bei den erwerbstätigen Sozialhilfeempfänger/innen, von denen 62,3% weiblich waren (männlich: 37,7%). Die Mehrzahl der Frauen war teilzeitbeschäftigt (65,8%); vollzeitbeschäftigt waren 34,2% aller erwerbstätigen Sozialhilfeempfängerinnen. 

Der Anteil der arbeitslos gemeldeten sozialhilfebeziehenden Frauen lag unter dem Anteil der männlichen arbeitslos gemeldeten Hilfeempfänger; wobei die geringen Anteile der arbeitslos gemeldeten Sozialhilfeempfängerinnen und die hohen Anteile in der Gruppe der Nicht-Erwerbstätigen auf den hohen Anteil der Frauen in der ‚Stillen Reserve’ hindeuten. Unzureichenden Ansprüche an das vorgelagerte Sicherungssystem der Arbeitslosenversicherung und die Schwierigkeiten, einen Arbeitsplatz zu finden, der mit der Kindererziehung vereinbar ist, führen dazu, dass sich ein Großteil der sozialhilfebeziehenden (insbesondere der westdeutschen) Frauen vermutlich gar nicht erst arbeitslos meldet. Unter den nicht-erwerbstätigen Empfänger/innen waren 69,4% weiblich (männlich:30,6%), wobei die meisten Hilfeempfängerinnen aufgrund ’häuslicher Bindung’ (98,5%) an der Aufnahme einer Erwerbsarbeit gehindert waren. Der Begriff der ‚häuslichen Bindung’ ist zwar nicht näher definiert, naheliegend ist jedoch, dass insbesondere alleinerziehende und Frauen in (Ehe)Partnerschaften mit Kindern aufgrund der schlechten Vereinbarkeit von Familie und Beruf und fehlender Kinderbetreuungseinrichtungen in diese Kategorie einzuordnen sind. Unter der ‚häuslichen Bindung’ kann neben der Versorgung und Betreuung von Kindern ebenfalls die Versorgung des (Ehe)Partners und oder anderer z.B. älterer Familienangehöriger/Lebenspartner verstanden werden. Zu untersuchen ist demnach auch, in welchem Umfang und auch Frauen ohne Kinder aufgrund ihrer ‚häuslicher Bindung’ nicht-erwerbstätig sind. 

Die Betrachtung der Anteile in Ost- und Westdeutschland zeigt, dass der Anteil der erwerbstätigen Hilfeempfängerinnen in den neuen Bundesländern mit 59,8% zwar unterhalb des Anteils im früheren Bundesgebiet (62,6%) liegt, jedoch deutliche Unterschiede hinsichtlich der Art und des Umfangs der Beschäftigung und der Anteile arbeitslos gemeldeter Hilfeempfängerinnen bestehen.   

Im Gegensatz zum gesamten Bundesgebiet und zu den alten Bundesländern - war die Mehrzahl der vollzeiterwerbestätigen (53,6%) und der arbeitslos gemeldeten Hilfeempfänger/innen mit Lohnersatzleistungen (56,7%) in Ostdeutschland weiblich. Die Ursachen dieser im Vergleich zum früheren Bundesgebiet gegensätzlichen geschlechtsspezifischen Verteilung sind einerseits in der höheren Erwerbsneigung und -beteiligung ostdeutscher Frauen begründet, verweisen jedoch zugleich auf eine höhere Sozialhilfebedürftigkeit trotz Erwerbsarbeit. Ostdeutsche vollzeit-erwerbstätige Frauen erreichen nur rund 80% der Löhne westdeutscher vollzeitbeschäftigter Frauen (vgl. 2.1.2). Entsprechend geringer fallen die im Fall von Arbeitslosigkeit zu erwartenden Lohnersatzleistungen aus und führen dazu, dass der ergänzende Bezug von Sozialhilfe erforderlich wird. Im Gegensatz dazu war die Mehrzahl der arbeitslosen Hilfeempfänger/innen mit AFG-Leistungen im früheren Bundesgebiet männlich (59,3%). 

Tabelle 12:
Empfänger/innen im erwerbsfähigen Alter in den neuen Bundesländern (ohne Berlin-Ost) nach Erwerbsstatus und Anteilen in % (HLU a.v.E.; Jahresende)

	Erwerbsstatus
	Insgesamt
	Weiblich
	Männlich

	
	
	Anzahl
	In %
	Anzahl
	In %

	Erwerbstätig insgesamt:
	15.268
	9.136
	59,8
	6.132
	40,2

	Vollzeit
	11.640
	6.240
	53,6
	5.400
	46,4

	Teilzeit
	3.628
	2.896
	79,8
	732
	20,2

	Arbeitslos gemeldet:
	111.472
	54.304
	48,7
	57.168
	51,3

	mit AFG-Leistungen
	41.472
	23.504
	56,7
	17.968
	43,3

	ohne AFG-Leistungen
	70.000
	30.800
	44,0
	39.200
	56,0

	Nicht erwerbstätig insgesamt:
	71.800
	48.976
	68,2
	22.824
	31,8

	Aus- und Fortbildung
	13.204
	7.208
	54,6
	5.996
	45,4

	häuslicher Bindung
	24.148
	23.848
	98,8
	300
	1,2

	Krankheit, Behinderung, AU
	10.396
	5.456
	52,2
	4.940
	47,5

	Altersgründen
	24.052
	12.464
	51,8
	11.588
	48,2

	Insgesamt
	198.540
	112.416
	56,6
	86.124
	43,3


Quelle: Sozialhilfestatistik 1997, eigene Auswertungen
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Die Analyse der Altersstruktur der Hilfeempfänger/innen nach ihrem Erwerbsstatus zeigt, dass die Unterschiede hinsichtlich des Erwerbsstatus abhängig vom Alter bzw. der Lebensphase und Geschlecht der Hilfeempfänger/innen sind. 

In der Altersklasse der 15- bis unter 18-Jährigen sind die geschlechtsspezifischen Unterschiede noch gering. Ab dem 21. Lebensjahr zeichnet sich eine geschlechtsspezifische Auseinanderentwicklung ab. Dies betrifft  insbesondere die Anteile voll- und teilzeiterwerbstätiger, der arbeitslos gemeldeten, sowie der Empfänger/innen, die wegen ‚häuslicher Bindung’ nicht erwerbstätig sind. Besonders betroffen sind männliche Hilfeempfänger in den Altersklassen der 30- bis unter 40-Jährigen, wobei die Anteile der arbeitslos gemeldeten Hilfeempfänger deutlich überwiegen. Die alterspezifische Verteilung nach Erwerbsstatus bei den Hilfeempfängerinnen hingegen zeigt, dass die Nicht-Erwerbstätigkeit aufgrund ‚häuslicher Bindung’ bereits ab dem 25. bis zum 40. Lebensjahr die zentrale Ursache des Sozialhilfebezugs darstellt. Zudem sind die Anteile der erwerbstätigen weiblichen Hilfeempfänger bereits ab dem 18. Lebensjahr höher als die Anteile der männlichen erwerbstätigen Hilfebezieher dieser Altersgruppen. Dies ist zwar hauptsächlich auf die hohe Teilzeitquote der erwerbstätigen Hilfeempfängerinnen zurückzuführen, in wie weit die überwiegende Teilzeiterwerbstätigkeit der Hilfeempfängerinnen auf eigenen Arbeitszeitwünsche oder auf die ungünstige Arbeitsmarktsituation in Kombination mit der ‚Vereinbarkeit von Familie und Beruf’ zurückzuführen ist, soll in der anschließenden haushaltsbezogenen Analyse überprüft werden. 

Abbildung 10:
Empfängerinnen nach Altersklassen und Erwerbsstatus in der BRD 1997 (HLU a.v.E.; Jahresende)
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Quelle: Sozialhilfestatistik 1997, eigene Auswertungen
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Abbildung 11:
Empfänger nach Altersklassen und Erwerbsstatus in der BRD 1997 

(HLU a.v.E.; Jahresende)
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Quelle: Sozialhilfestatistik, eigene Auswertungen
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Schulische und berufliche Qualifikationsniveaus der Hilfeempfänger/innen im erwerbsfähigen Alter 

Die hohen Anteile der Empfänger/innen im erwerbsfähigen Alter lassen vermuten, dass neben den bereits genannten Gründen, wesentliche Ursachen des  Sozialhilfebezug ebenso durch ein geringes Bildungs- und Ausbildungsniveau bedingt sind. Im Folgenden sollen daher die Empfänger/innen im erwerbsfähigen Alter nach ihren schulischen und beruflichen Qualifikationen näher betrachtet werden. 

Methodische Vorbemerkungen:

Aufgrund der noch wenig differenzierten Merkmalsausprägungen der Variablen ‚Höchster Berufsausbildungsabschluß’ lassen sich bislang nur wenig detaillierte und differenzierte Informationen zu den beruflichen Qualifikationsniveaus der Hilfeempfänger/innen gewinnen. Eine genauere Aufschlüsselung nach Branchen oder Berufsbezeichnungen in der Kategorie der Empfänger/innen mit abgeschlossener Lehre ist in der amtlichen Statistik nicht enthalten. Zu vermuten ist jedoch, dass ein Großteil dieser Ausbildungsabschlüsse in Berufen absolviert wurde, die heute kaum noch nachgefragt, bzw. nur gering entlohnt werden und prinzipiell wenig berufliche Perspektiven bieten.

Des weiteren sind z.B. die Anteile der Hilfeempfänger/innen, die mit einem ‚anderen beruflichen Ausbildungsabschluß’ signiert waren, gar nicht zu interpretieren. Zum Teil sind in dieser Kategorie Berufsausbildungsabschlüsse, die in der ehemaligen DDR oder im Ausland erworben wurden, erfasst. Unter Umständen war aufgrund der unterschiedlichen Ausbildungssysteme keine konkrete Zuordnung möglich. Zum Teil sind hier jedoch auch Ungenauigkeiten bei der Signierung zu vermuten, da ein wesentlicher Anteil der Hilfeempfänger/innen (35,5%) in der Kategorie ‚Berufsausbildungsabschluß unbekannt’ signiert wurden.

Tabelle 13:
Hilfeempfänger/innen im erwerbsfähigen Alter nach schulischer und beruflicher Qualifikation in Deutschland (HLU a.v.E.; Jahresende) 


	Höchster allgemeinbildender Schulabschluß*

	
	insgesamt
	in %
	männlich
	in %
	weiblich
	in %

	kein Schulabschluß
	134.620
	13,1
	56.748
	13,5
	77.872
	12,8

	Volks- oder Hauptschulabschluß
	530.288
	51,6
	220.944
	52,4
	309.344
	51,0

	Realschulabschluß (oder gleichwertig)
	183.680
	17,9
	64.536
	15,3
	119.144
	19,6

	(Fach-) Hochschulreife
	92.320
	9,0
	41.420
	9,8
	50.900
	8,4

	Sonstiger Schulabschluß
	87.428
	8,5
	38.144
	9,0
	49.284
	8,1

	insgesamt
	1.028.336
	100,0
	421.792
	100,0
	606.544
	100,0

	Höchster Berufausbildungsabschluß**

	
	insgesamt
	in %
	männlich
	in %
	weiblich
	in %

	Kein Ausbildungsabschluß
	566.076
	51,9
	219.772
	48,4
	346.304
	54,5

	Abgeschlossene Lehre 
	375.236
	34,4
	175.560
	38,6
	199.676
	31,4

	Beruflich/schulische Ausbildung
	36.328
	3,3
	11.532
	2,5
	24.796
	3,9

	Fach-, Meister- oder Technikerschule
	21.072
	1,9
	8.992
	2,0
	12.080
	1,9

	Fachhochschul-, Hochschulabschluß
	39.792
	3,7
	18.300
	4,0
	21.492
	3,4

	Anderer beruf. Ausbildungsabschluß
	51.224
	4,7
	20.220
	4,5
	31.004
	4,9

	insgesamt
	1.089.728
	100,0
	454.376
	100,0
	635.352
	100,0


* ohne Empfänger/innen, die noch in schulischer Ausbildung waren und deren Schulabschluß unbekannt war

** ohne Empfänger/innen, die noch in beruflicher Ausbildung waren und deren Ausbildungsabschluß unbekannt war

Quelle: Eigene Auswertungen 
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Insgesamt hatten 13,1% aller einbezogenen Hilfeempfänger/innen im erwerbsfähi-gen Alter keinen Schulabschluß, davon waren 12,8% weiblich (männlich: 13,5%). Einen Volks- oder Hauptschulabschluß hatten insgesamt mit 51,6% mehr als die Hälfte aller Hilfeempfänger/innen; dies waren 51,0% der betrachteten weiblichen Hilfeempfängerinnen im erwerbsfähigen Alter (männlich: 52,4%). Die geschlechts-spezifischen Unterschiede hinsichtlich der einzelnen schulischen Qualifikation sind insgesamt jedoch nur gering ausgeprägt. 

Die Verteilung der Hilfeempfänger/innen nach ihrem höchsten Berufsausbildungs-abschluß zeigt, dass sich die defizitäre schulische Bildung im Bereich der beruflichen Ausbildung fortsetzt. So hatten mehr als die Hälfte aller Hilfeempfänger und Empfängerinnen keinen Ausbildungsabschluß (51,9%). Der Anteil der sozialhilfebeziehenden Frauen ohne beruflichem Ausbildungsabschluß lag mit 54,5% über dem Anteil der männlichen Hilfeempfänger ohne Berufsausbildung (48,4%). Eine abgeschlossene Berufsausbildung in einem Lehrberuf hatten 34,4% aller Hilfeempfänger/innen. Der Anteil der männlichen Hilfeempfänger mit einer abgeschlossenen Lehre betrug 38,6%, von allen sozialhilfebeziehenden Frauen im Erwerbsalter hatten hingegen nur 31,4% eine Lehre absolviert.  

Die alters- und geschlechtsspezifische Verteilung zeigt, dass die Anteile der männlichen Hilfeempfänger ohne beruflichen Ausbildungsabschluß in den Altersklassen der unter 30-Jährigen überwiegen. Ab dem 30. Lebensjahr überwiegen hingegen die Anteile der weiblichen Hilfeempfänger ohne beruflichen Ausbildungsabschluß.  

Abbildung 12:
Geschlechts- und altersspezifische Anteile der Hilfeempfänger/innen ohne Berufsausbildungsabschluß 1997 in Deutschland (HLU a.v.E.; Jahresende)
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Die Anteile der männlichen Hilfeempfänger mit einer abgeschlossenen Lehre steigen mit dem 30. Lebensjahr, die Anteile der Hilfeempfängerinnen mit einer abgeschlossenen Lehre nehmen hingegen ab dem 30. Lebensjahr ab. Zu vermuten ist, dass hier der Haushaltskontext der sozialhilfebeziehenden Frauen und die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung eine wesentliche Rolle spielt. In der geschlechtsspezifischen Zuordnung der Familien- und Hausarbeit und der damit verbundenen Aufgabe bzw. Einschränkung der Berufstätigkeit und der beruflichen Qualifizierung kann eine der wesentlichen Ursachen für die hohen Anteile der Hilfeempfängerinnen ohne ausreichende berufliche Qualifikation vermutet werden.     

Abbildung 13:
Hilfeempfänger/innen mit abgeschlossener Lehre nach Altersklassen  1997 in Deutschland (HLU a.v.E.; Jahresende)
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In Kombination mit dem Erwerbsstatus der Hilfeempfänger/innen zeigt sich ein ähnliches Bild. Die wesentlichen Ursachen für die hohen Anteile der nicht-erwerbstätigen und arbeitslos gemeldeten Hilfeempfänger/innen können auf grundsätzlich fehlende bzw. gering qualifizierende berufliche Ausbildungsab-schlüsse zurückgeführt werden. Der geschlechtsspezifische Vergleich zeigt jedoch auch, dass weibliche Hilfeempfängerinnen unabhängig von den jeweiligen Berufs-ausbildungsabschlüssen häufiger nicht-erwerbstätig waren, männliche Hilfeem-pfänger waren hingegen häufiger arbeitslos gemeldet. Dies lässt vermuten, dass neben den defizitären beruflichen Qualifikationen andere Faktoren ursächlich für den Sozialhilfebezug von Frauen sind. Die Verteilung der Hilfeempfänger/innen nach ihrem Erwerbsstatus hat bereits gezeigt, dass sozialhilfebeziehende Frauen im erwerbsfähigen Alter in der Gruppe der nicht-erwerbstätigen Hilfeempfänger/innen, insbesondere in der Gruppe der Hilfeempfänger/innen, die aufgrund ‚häuslicher Bindung’ nicht-erwerbstätig waren, überdurchschnittlich vertreten waren. 

Tabelle 14:
Geschlechtsspezifische Anteile der Hilfeempfänger/innen nach Berufsausbildungsabschluß und Erwerbsstatus in Deutschland (HLU a.v.E.; Jahresende)

	Weiblich

	Höchster Berufsausbildungs-abschluß
	insgesamt
	vollzeit-

erwerbstätig
	teilzeit-

erwerbstätig
	arbeitslos

gemeldet
	nicht

erwerbstätig

	
	Absolut
	In % an Spalte 1

	kein Ausbildungsabschluss
	312.436
	2,2
	5,9
	33,6
	58,3

	abgeschlossene Lehre
	197.516
	4,5
	8,7
	42,1
	44,7

	beruflich-schulische Ausbildung
	24.440
	4,3
	5,9
	45,6
	44,2

	Fachschule, Meister-, Technikerschule
	11.876
	4,4
	5,2
	48,5
	41,9

	Fachhochschul-, Hochschulabschluss
	20.852
	3,6
	4,9
	56,9
	34,5

	anderer berufl. Ausbildungsabschluss
	30.620
	4,4
	6,4
	45,5
	43,7

	insgesamt
	597.740
	3,3
	6,8
	38,6
	51,3

	männlich

	Höchster Berufsausbildungs-abschluß
	insgesamt
	Vollzeit-

erwerbstätig
	Teilzeit-

erwerbstätig
	arbeitslos

gemeldet
	nicht

erwerbstätig

	
	Absolut
	In % an Spalte 1

	kein Ausbildungsabschluss
	188.528
	4,4
	3,0
	66,6
	26,0

	abgeschlossene Lehre
	173.596
	6,0
	2,0
	75,6
	16,4

	beruflich-schulische Ausbildung
	11.364
	7,4
	1,7
	75,6
	15,4

	Fachschule, Meister-, Technikerschule
	8.784
	4,7
	3,0
	72,8
	19,5

	Fachhochschul-, Hochschulabschluss
	17.724
	5,1
	3,6
	75,4
	15,9

	anderer berufl. Ausbildungsabschluss
	19.944
	6,9
	2,5
	75,0
	15,6

	insgesamt
	419.940
	5,3
	2,6
	71,5
	20,7


Quelle: Sozialhilfestatistik 1997, eigene Auswertungen
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Abschließend ist festzustellen, dass sowohl die männlichen als auch die weiblichen Empfänger von Sozialhilfe deutliche Bildungsdefizite im Vergleich zur Gesamtbevölkerung aufweisen. Deutlich wird jedoch auch, dass hinsichtlich des beruflichen Qualifikationsniveaus der Hilfeempfänger/innen geschlechtsspezifische Unterschiede ab dem 30. Lebensjahr bestehen, die vermutlich auf die den Frauen zugeordnete ‚Vereinbarkeit von Familie und Beruf’ zurückgeführt werden kann.  Im Folgenden sollen daher die Hilfeempfängerinnen nach ihrem jeweiligen Haushaltskontext näher betrachtet werden.   

3.2.2
Sozialhilfeempfängerinnen in ihrem jeweiligen Haushaltskontext

Anhand der bisherigen Ergebnisse wird bereits deutlich, dass die Ursachen der Sozialhilfeabhängigkeit von Frauen geschlechtsspezifisch bedingt sind. Der überproportionale Anteil sozialhilfebeziehender Frauen, die wegen ‚häuslicher Bindung’ nicht erwerbstätig sind und die höheren Anteile erwerbstätiger Hilfeempfängerinnen im Vergleich zu männlichen Hilfeempfängern lassen vermuten, dass die wesentlichen Ursachen weiblicher Armuts- und Sozialhilferisiken in der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung, d.h. der den Frauen zugeordneten Vereinbarkeit von Familie und Beruf, und den im Vergleich zu Männern deutlich ungünstigeren Erwerbs- und Verdienstchancen liegen. Im Folgenden schließt sich daher die Frage nach dem jeweiligen Haushaltskontext sozialhilfebeziehender Frauen an. 

In der amtlichen Sozialhilfestatistik lassen sich über die Kategorie der ‚Bedarfsgemeinschaften’ Aussagen zum jeweiligen Haushaltskontext der Hilfeem-pfängerinnen treffen. Im Folgenden stehen die alleinlebenden Frauen, die alleinerziehenden Frauen und die Frauen in (Ehe)Partnerschaften95 ohne bzw. mit Kindern im Mittelpunkt der Analyse.  

Zu den Personen in einer Bedarfsgemeinschaft gehören alle Personen, die in die Berechnung mit einbezogen werden, d.h. deren Einzeleinkommen und -vermögen angerechnet wird96. Die Erfassung der Personen in einer Bedarfsgemeinschaft erfolgt nach ihrer ‚Stellung zum Haushaltsvorstand’, wobei der Haushaltsvorstand i.d.R. die Person ist, die den Hauptanteil der Kosten für die Bedarfsgemeinschaft  trägt und/oder das höchste Einkommen aufweist. Die anderen Personen werden entsprechend ihrer Stellung zum Haushaltsvorstand erfasst, z.B. als ‚Ehegatte(in), Verwandte(r), Kind oder sonstige Person’. Zu den ‚sonstigen Personen’ zählen u.a. auch die Partner/innen eines Haushaltsvorstands in nicht-ehelichen Lebensgemein-schaften. 

Tabelle 15:
Bedarfsgemeinschaften in Ost- und Westdeutschland 1997 (HLU a.v.E; Jahresende) 

	Typ der Bedarfsgemeinschaft
	BRD insgesamt
	Früheres Bundesgebiet  incl. Berlin-Ost
	Neue Länder ohne Berlin-Ost

	
	Anzahl
	in %
	Anzahl
	in %
	Anzahl
	in %

	Paare ohne Kinder
	121.468
	8,2
	110.460
	8,3
	11.008
	7,1

	Paare mit Kindern insgesamt:
	207.312
	13,9
	181.644
	13,6
	25.668
	16,6

	Darunter mit:  1 Kind unter 18
	81.716
	5,5
	70.620
	5,3
	11.096
	7,2

	2 Kinder unter 18
	71.320
	4,8
	62.152
	4,7
	9.168
	5,9

	3 u. m. Kinder unter 18
	54.276
	3,6
	48.872
	3,7
	5.404
	3,5

	männliche Alleinstehende 
	288.072
	19,4
	256.640
	19,2
	31.432
	20,3

	weibliche Alleinstehende 
	333.548
	22,4
	308.380
	23,1
	25.168
	16,3

	männliche Alleinerziehende 
	10.420
	0,7
	9.332
	0,7
	1.088
	0,7

	Darunter mit:  1 Kind unter 18
	6.248
	0,4
	5.552
	0,4
	696
	0,5

	2 Kinder unter 18
	2.920
	0,2
	2.628
	0,2
	292
	0,2

	3 u. m. Kinder unter 18
	1.252
	0,1
	1.152
	0,1
	100
	0,1

	weibliche Alleinerziehende 
	324.916
	21,8
	286.384
	21,5
	38.532
	24,9

	Darunter mit:  1 Kind unter 18
	182.436
	12,3
	160.648
	12,0
	21.788
	14,1

	2 Kinder unter 18
	100.384
	6,7
	88.928
	6,7
	11.456
	7,4

	3 u. m. Kinder unter 18
	42.096
	2,8
	36.808
	2,8
	5.288
	3,4

	Sonstige
	202.684
	13,6
	180.916
	13,6
	21.768
	14,1

	insgesamt
	1.488.420
	100,0
	1.333.756
	100,0
	154.664
	100,0


Quelle: Sozialhilfestatistik 1997, eigene Auswertungen 


    Ruhr-Universität Bochum, ZEFIR

Die Betrachtung der rund 1,5 Mio. Bedarfsgemeinschaften, die zum Jahresende 1997 im gesamten Bundesgebiet Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen bezogen, zeigt, dass fast jede zweite Bedarfsgemeinschaft entweder eine alleinlebende(22,4%) oder eine alleinerziehende Frau (21,8%) war. Der Anteil der Paare mit Kindern betrug 13,9%. In den neuen Bundesländern war der Anteil  alleinlebender Frauen mit 16,3% niedriger als im gesamten und im früheren Bundesgebiet, die Anteile alleinerziehender Frauen (24,9%) und der Paare mit Kindern (16,6%) waren jedoch höher als im gesamten und im früheren Bundesgebiet. Das Sozialhilferisiko betrug, gemessen an den jeweiligen Privathaushalten der Gesamtbevölkerung, im gesamten Bundesgebiet für alleinlebende Frauen 4,4% und für alleinerziehende Frauen 27,8%.

Die Verteilung der  Hilfeempfängerinnen im erwerbsfähigen Alter97 auf die einzelnen Typen der Bedarfsgemeinschaft zeigt, dass alleinerziehende Frauen mit 33,8% den höchsten Anteil darstellen, gefolgt von alleinlebenden Frauen (24,9%), Frauen in (Ehe)Partnerschaften mit Kindern (21,8%) und Frauen in (Ehe)Partnerschaften ohne Kinder (10,8%). Insgesamt stellen Frauen mit Kindern mit 55,6% die Mehrzahl dar (Frauen ohne Kinder insgesamt: 35,7%)98.

Abbildung 14:
Hilfeempfängerinnen im erwerbsfähigen Alter nach Typ der Bedarfsge-meinschaft in Deutschland (HLU a.v.E.; Jahresende)
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                                     Ruhr-Universität Bochum, ZEFIR
3.3

Alleinerziehende und Frauen in (Ehe)Partnerschaften mit Kindern

Insgesamt lebten am Jahresende 1997 im gesamten Bundesgebiet 324.828 Hilfeempfängerinnen im erwerbsfähigen Alter in Alleinerziehenden-Haushalten und 209.502 Empfängerinnen in ehelichen und nicht-ehelichen Lebensgemeinschaften mit Kindern unter 18 Jahren. 

Die Mehrzahl der sozialhilfeabhängigen Kinder unter 18 Jahren (54,3%) lebte in weiblichen Alleinerziehenden-Haushalten (in männlichen Alleinerziehenden-Haushalten waren dies nur 1,7%), in den Haushalten von Ehepaaren und nicht-ehelichen Lebensgemeinschaften lebten 44% aller Kinder unter 18 Jahren.  
Tabelle 16:
Alleinerziehende und Frauen in (Ehe)Partnerschaften im erwerbsfähigen Alter nach Altersklassen und Anzahl der Kinder in Deutschland (HLU a.v.E.; Jahresende)

	Alleinerziehende mit:

	Altersklassen
	insgesamt
	in %**
	1 Kind
	2 Kindern 
	3 u.m. Kindern

	15 - 18
	432
	0,1
	412
	16
	*

	18 - 21
	9.728
	3,0
	8.904
	756
	68

	21 - 25
	36.600
	11,3
	28.880
	6.648
	1.072

	25 - 30
	71.584
	22,0
	44.036
	21.128
	6.420

	30 - 40
	152.144
	46,8
	67.288
	56.508
	28.348

	40 - 50
	48.208
	14,8
	27.868
	14.400
	5.940

	50 - 60
	5.880
	1,8
	4.744
	892
	244

	60 - 65
	252
	0,1
	236
	16
	0

	insgesamt
	324.828
	100,0
	182.368
	100.364
	42.096

	in %
	100,0
	​​         -
	56,1
	30,9
	13,0

	Frauen mit (Ehe)Partnerschaften mit:

	Altersklassen
	insgesamt
	in %**
	1 Kind
	2 Kindern 
	3 u.m. Kindern

	15 - 18
	548
	0,3
	476
	64
	*

	18 - 21
	8.816
	4,2
	7.052
	1.300
	464

	21 - 25
	24.824
	11,9
	14.952
	7.732
	2.140

	25 - 30
	42.264
	20,2
	16.128
	16.364
	9.772

	30 - 40
	85.500
	40,9
	19.984
	33.208
	32.308

	40 - 50
	39.952
	19,1
	19.056
	11.672
	9.224

	50 - 60
	6.696
	3,2
	4.872
	1.192
	632

	60 - 65
	452
	0,2
	368
	64
	20

	insgesamt
	209.052
	100,0
	82.888
	71.596
	54.568

	in %
	100,0
	        -
	39,6
	34,2
	26,1


Anmerkung: Die mit * gekennzeichneten Zellen enthalten Werte unter 10 und werden nicht ausgewiesen; ** In % an Spalte 1
Quelle: Sozialhilfestatistik 1997, eigene Auswertungen
                                    Ruhr-Universität Bochum, ZEFIR

Die altersspezifische Betrachtung zeigt, dass die höchsten Anteile in beiden Gruppen bei den 30- bis unter 40-Jährigen zu verzeichnen waren. Entgegen dem mitunter verbreiteten Vorurteil von den überwiegend jüngeren bzw. minderjährigen alleinerziehenden Sozialhilfeempfängerinnen, zeigt die alterspezifische Verteilung, dass die Anteile der 15- bis unter 18-Jährigen Alleinerziehenden nur minimal waren.

Unterschiede bestehen hinsichtlich der Anzahl der Kinder, so hatte die Mehrzahl der Alleinerziehenden ein Kind unter 18 Jahren (56,1%),  während die Verteilung nach Anzahl der Kinder bei Frauen in (Ehe)Partnerschaften relativ gleichmäßig war. 

Aufgrund der geringen Anteile der 15- bis unter 18-jährigen und der 60- bis unter 65-jährigen Frauen mit Kindern, werden in der folgenden Analyse nach Erwerbsstatus nur die Altersgruppen der 18- unter 60-Jährigen näher betrachtet. 

Tabelle 17:
Hilfeempfängerinnen im Alter von 18 bis unter 60 Jahren mit Kindern nach Erwerbsstatus und Typ der Bedarfsgemeinschaft in Deutschland (HLU a.v.E.; Jahresende) 

	Erwerbsstatus
	Frauen mit Kindern insgesamt
	Alleinerziehende
	(Ehe)Frauen mit Kindern

	
	insgesamt
	in %*
	insgesamt
	in %**
	insgesamt
	in %**

	erwerbstätig
	53.200
	10,0
	39.584
	12,2
	13.616
	6,5

	Darunter:        vollzeiterwerbstätig
	17.544
	3,3
	11.532
	3,6
	6.012
	2,9

	                        teilzeiterwerbstätig
	35.656
	6,7
	28.052
	8,7
	7.604
	3,7

	arbeitslos gemeldet
	130.216
	24,5
	72.144
	22,2
	58.072
	27,9

	Darunter:          mit AFG-Leistung
	60.516
	11,4
	40.976
	12,6
	19.540
	9,4

	                       ohne AFG-Leistung
	69.700
	13,1
	31.168
	9,6
	38.532
	18,5

	nicht erwerbstätig
	348.780
	65,5
	212.416
	65,5
	136.364
	65,5

	Darunter:     Aus- und Fortbildung
	7.436
	1,4
	4.260
	1,3
	3.176
	1,5

	                         häusliche Bindung
	229.396
	43,1
	147.708
	45,6
	81.688
	39,3

	         Krankheit, Behinderung, AU
	9.080
	1,7
	5.828
	1,8
	3.252
	1,6

	                                Altersgründe
	102.868
	19,3
	54.620
	16,9
	48.248
	23,2

	insgesamt
	532.196
	100,0
	324.144
	100,0
	208.052
	100,0


Anmerkungen: * in % an allen Hilfeempfängerinnen mit Kindern; ** in % an allen Hilfeempfängerinnen der jeweiligen Gruppe

Quelle: Sozialhilfestatistik 1997, eigene Auswertungen
                                   Ruhr-Universität Bochum, ZEFIR
Von den insgesamt 532.196 Hilfeempfängerinnen im erwerbsfähigen Alter mit Kindern war im gesamten Bundesgebiet jede Zehnte erwerbstätig. Alleinerziehende Sozialhilfeempfängerinnen waren mit einem Anteil von 12,2% häufiger erwerbstätig als sozialhilfebeziehende (Ehe)Frauen mit Kindern, von denen nur jede Sechste erwerbstätig war. Die ökonomische Notwendigkeit einer eigenständigen Existenz-sicherung und die unzureichenden Unterhaltszahlungen führen bei alleinerziehen-den Frauen im Vergleich zu (Ehe)Frauen mit Kindern zu einer höheren Erwerbsorientierung. Der hohe Anteil der erwerbstätigen alleinerziehenden Sozialhilfeempfängerinnen lässt sich zum Teil vor dem Hintergrund ihrer ungünstigen Arbeitsmarktchancen interpretieren99. Vorurteile seitens der Arbeitgeber hinsichtlich der ‚vollen Verfügbarkeit und Einsetzbarkeit’ alleinerziehender Frauen, sowie fehlende Kinderbetreuungseinrichtungen führen dazu, dass ein Großteil der alleinerzie-henden Sozialhilfeempfängerinnen gezwungen ist, auch unqualifizierte, prekäre und Teilzeitbeschäftigungsverhältnisse anzunehmen, die zwar kein ausreichendes Einkommen garantieren, aber mit der Kindererziehung vereinbar sind. Die Mehrzahl der alleinerziehenden erwerbstätigen Sozialhilfeempfängerinnen (71%) war dementsprechend in Teilzeitbeschäftigungsverhältnissen tätig100.

Im Vergleich dazu waren nur 6,5% der sozialhilfebeziehenden Frauen in (Ehe)Partnerschaften mit Kindern erwerbstätig101. Die Ursachen können darin begründet liegen, dass das Haushaltseinkommen aufgrund des Einkommens eines (Ehe)Partners ausreicht und (Ehe)Frauen mit Kindern daher seltener auf den Bezug ergänzender Hilfe zum Lebensunterhalt angewiesen waren102. 

Bei den arbeitslos gemeldeten Hilfeempfängerinnen mit Kindern sind ebenfalls deutliche Unterschiede zwischen alleinerziehenden und Frauen in (Ehe)Partner-schaften mit Kindern feststellbar. So waren Frauen in (Ehe)Partnerschaften zwar häufiger arbeitslos gemeldet, bezogen aber im Vergleich zu Alleinerziehenden seltener Leistungen nach dem AFG,  was im wesentlichen darauf zurückzuführen ist, dass auch hier sowohl bei Ehefrauen wie auch bei Frauen in nicht-ehelichen Lebensgemeinschaften das Einkommen des Partners das Haushaltseinkommen sicherstellt und bei der Leistungsbemessung nach dem AFG angerechnet wird.

Die Einkommenssituation sozialhilfebeziehender Frauen mit Kindern 

Da das auf den Bezug der Sozialhilfe angerechnete Einkommen, bzw. das Haupteinkommen in der Sozialhilfestatistik als haushaltsbezogenes Merkmal erhoben wurde, lassen sich nur Aussagen zur Einkommenssituation der jeweiligen Bedarfsgemeinschaften treffen. Konkrete Aussagen zur Einkommenssituation von Frauen sind demnach nur für ‚einzelne Haushaltsvorstände’ und ‚Alleinerziehende’ möglich, eine geschlechtsspezi-fische Differenzierung der jeweiligen erzielten Einkommen ist bei den Bedarfsgemeinschaften der Ehepaare und nicht-ehelichen Lebensgemein-schaften nicht möglich. 

Tabelle 18:
Haupteinkommen alleinerziehender Frauen im Alter von 18 bis unter 60 Jahren (HLU a.v.E.; Jahresende; BRD)

	Haupteinkommensart
	absolut
	in %

	Kindergeld
	87.720
	27,1

	Wohngeld
	79.844
	24,6

	Private Unterhaltsleistungen
	40.872
	12,6

	Einkünfte aus unselbständiger Arbeit
	38.876
	12,0

	Einkünfte aus selbständiger Arbeit
	2.500
	0,8

	Unterhaltsvorschuß oder -ausfallleistungen
	24.128
	7,4

	Sonstige Einkünfte
	16.416
	5,1

	Arbeitslosenhilfe
	15.272
	4,7

	Arbeitslosengeld
	9.348
	2,9

	Hinterbliebenenrente
	3.628
	1,1

	Keine Einkünfte
	3.036
	0,9

	Erwerbs- oder Berufsunfähigkeitsrente
	1.416
	0,4

	Leistungen der GKV
	1.004
	0,3

	Versorgungsbezüge
	56
	0,0

	Altersrente
	28
	0,0

	insgesamt
	324.144
	100,0


Quelle: Sozialhilfestatistik 1997, eigene Auswertungen
                                    Ruhr-Universität Bochum, ZEFIR

Die prekäre Einkommenssituation alleinerziehender Sozialhilfeempfängerinnen zeigt sich in ihren Haupteinkommensarten, die im wesentlichen aus sozialstaatlichen Transferleistungen und privaten Unterhaltsleistungen bestehen. So bezog nahezu jede dritte alleinerziehende Hilfeempfängerin Kindergeld als Haupteinkommen, bei einem weiteren Drittel war dies das Wohngeld. Ein Haupteinkommen aus Erwerbs-arbeit hatten dagegen nur 12,8% aller alleinerziehenden Hilfeempfängerinnen und nur 7,6% bestritten ihr Haupteinkommen aus Leistungen nach dem AFG. Jede achte alleinerziehende Hilfeempfängerin war zudem aufgrund der nicht geleisteten Unterhaltsverpflichtungen der Männer103 auf Unterhaltsvorschuß- oder Ausfall-leistungen angewiesen.  

Die Verteilung der Anteilen der nicht-erwerbstätigen Hilfeempfängerinnen mit Kindern verdeutlicht, dass die ‚häusliche Bindung’ der Hauptgrund für die Nicht-Erwerbstätigkeit war, wobei Alleinerziehende häufiger wegen der Kinderbe-treuung nicht erwerbstätig waren (45,6%), als Frauen in (Ehe)Partnerschaften mit Kindern (39,3%). Die Anteile der Alleinerziehenden und Frauen in (Ehe)Partnerschaften, die aus anderen Gründen nicht erwerbstätig waren, unterschieden sich nur geringfügig. 

Da der Erwerbsstatus der Hilfeempfängerinnen mit Kindern maßgeblich von der Anzahl und dem Alter der Kinder abhängig ist, soll im folgenden untersucht werden, welchen Einfluss Alter und Anzahl der Kinder auf die Verteilung des Erwerbsstatus alleinerziehender und Frauen in (Ehe)Partnerschaften mit Kindern haben. Dabei sollen vor allem die Frauen mit mindestens ein Kind unter 7 Jahren betrachtet werden, da hier ein besonderer Betreuungs- und Erziehungsbedarf besteht, der sich je nach Haushaltskontext unterschiedlich auf die Erwerbsmöglichkeiten der Hilfeempfängerinnen auswirkt.

Insgesamt hatten 56% aller alleinerziehenden Hilfeempfängerinnen im erwerbsfähigen Alter zwar ‚nur’ ein Kind, bei 62,2% war dies jedoch ein Kind unter 7 Jahren; bei den Frauen in (Ehe)Partnerschaften mit einem Kind waren 54% der Kinder unter 7 Jahre alt. Insgesamt ist die Verteilung nach dem Alter der Kinder jedoch bei beiden Gruppen von Frauen ähnlich, so hatten 62,8% aller Alleinerziehenden mindestens ein Kind unter 7 Jahren (Frauen in (Ehe)Partnerschaften: 61,2%).

Tabelle 19:
Hilfeempfängerinnen im Alter von 18 bis unter 60 Jahren mit mindestens einem Kind unter 7 Jahren nach Anzahl der Kinder und Erwerbsstatus in Deutschland (HLU a.v.E.; Jahresende)

	Alleinerziehende mit mindestens 1 Kind unter 7 Jahren

	darunter mit:
	insgesamt
	In %
	darunter erwerbstätig
	in %*
	darunter nicht erwerbstätig
	in %*

	1 Kind
	113.548
	55,6
	9.768
	8,6
	103.708
	91,3

	2 Kindern
	60.300
	29,6
	5.188
	8,6
	55.112
	91,4

	3 u.m. Kindern
	30.244
	14,8
	1.776
	5,9
	28.468
	94,1

	insgesamt
	204.092
	100,0
	16.732
	8,2
	187.288
	91,8

	 (Ehe) Frauen mit mindestens 1 Kind unter 7 Jahren

	darunter mit:
	insgesamt
	In %
	darunter erwerbstätig
	in %*
	darunter nicht erwerbstätig
	in %*

	1 Kind
	45.400
	35,5
	2.628
	5,8
	42.772
	94,2

	2 Kindern
	42.628
	33,3
	2.004
	4,7
	40.624
	95,3

	3 u.m. Kindern
	39.984
	31,2
	1.456
	3,6
	38.568
	96,5

	insgesamt
	128.012
	100,0
	6.088
	4,8
	121.964
	95,3


Anmerkungen: * in % an Spalte 1

Quelle: Sozialhilfestatistik 1997, eigene Auswertungen

                                Ruhr-Universität Bochum, ZEFIR
Insgesamt war jede zwölfte alleinerziehende Hilfeempfängerin erwerbstätig, von den alleinerziehenden Empfängerinnen mit mindestens einem Kind unter sieben Jahren war dies jedoch nur noch jede Achte.  Dies verweist auf die besonderen Probleme Alleinerziehender hinsichtlich der Vereinbarkeit von Kinderbetreuung und Erwerbs-tätigkeit. Sozialhilfebeziehende (Ehe)Frauen mit mindestens einem Kind unter sieben Jahren waren zwar ebenfalls, jedoch nicht im selben Ausmaß wie alleinerziehende Hilfeempfängerinnen dieser Kategorie, aufgrund des Alters der Kinder in ihrer Erwerbsarbeit eingeschränkt. Insgesamt war jede sechste sozialhilfebeziehende (Ehe)Frau mit Kindern erwerbstätig, von denjenigen, die mindestens ein Kind unter sieben Jahren hatten, war immerhin noch jede Fünfte erwerbstätig. Die Ursachen können sind darin zu vermuten, dass Hilfeempfänge-rinnen in (Ehe)Partnerschaften mit Kindern häufiger auf familiäre Hilfe und Unter-stützung hinsichtlich der Kinderbetreuung zurückgreifen können als Alleinerzie-hende.  

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass Hilfeempfängerinnen mit Kindern unter 18 Jahren mit einem Anteil von 55,6% die Mehrzahl der sozialhilfebeziehen-den Frauen im erwerbsfähigen Alter darstellen. Die Betrachtung nach ihrem Erwerbsstatus hat gezeigt, dass aufgrund der ‚Vereinbarkeit von Familie und Beruf’ besondere Problemlagen, insbesondere für alleinerziehende Frauen mit Kindern unter 7 Jahren bestehen. Fehlende Kinderbetreuungseinrichtungen, aber auch eine fehlende partnerschaftliche Teilung der ‚Haus- und Familienarbeit’ resultieren in überproportionalen Anteilen von Hilfeempfängerinnen, die aufgrund ’häuslicher Bindung’ nicht erwerbstätig waren. Im Folgenden soll untersucht werden, in wie weit sich die Situation sozialhilfebeziehender Frauen mit Kindern von der Situation der Hilfeempfängerinnen ohne Kinder unterscheidet. Zu vermuten ist zunächst, dass die Anteile der Hilfeempfängerinnen ohne Kinder, die aufgrund der ‚häuslichen Bindung’ nicht erwerbstätig waren, deutlich geringer ausfallen. Zu untersuchen ist folglich, welche Ursachen bei diesen Hilfeempfängerinnen wesentlich für ihren Sozialhilfe-bezug sind. 

3.4

Alleinstehende Frauen und Frauen in Ehe/Partnerschaften ohne Kinder

Im gesamten Bundesgebiet waren 1997 am Jahresende 621.620 alleinstehende Personen auf den Bezug von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt angewiesen waren. Die Mehrzahl waren alleinlebende Frauen (53,7%). Die alterspezifische Verteilung zeigt, dass insgesamt 71,6% aller alleinlebenden Hilfeempfängerinnen im erwerbsfähigen Alter (15- unter 65 Jahre) waren, wobei die höchsten Anteile in der Altersgruppe der 50- bis unter 60-Jährigen zu verzeichnen waren (18,7%). In (Ehe)Partnerschaften ohne Kinder lebten zum Jahresende 123.484 sozialhilfebe-ziehende Frauen, darunter waren 84% im Alter von 15 bis unter 65 Jahren. Auch hier waren die 50- unter 60-jährigen Frauen mit einem Anteil von 29% am häufigsten vertreten.

Tabelle 20:
Alleinlebende Frauen und Frauen in (Ehe)Partnerschaften ohne Kinder nach Altersklassen in Deutschland (HLU a.v.E.; Jahresende)

	Altersklassen
	insgesamt
	Alleinlebende Frauen
	(Ehe)Frauen ohne Kinder

	
	absolut
	in %
	absolut
	in %
	absolut
	in %

	15 - 18
	1.284
	0,3
	696
	0,2
	588
	0,5

	18 - 21
	21.076
	4,6
	15.384
	4,6
	5.692
	4,6

	21 - 25
	28.716
	6,3
	21.996
	6,6
	6.720
	5,4

	25 - 30
	26.868
	5,9
	21.152
	6,3
	5.716
	4,6

	30 - 40
	50.184
	11,0
	40.344
	12,1
	9.840
	8,0

	40 - 50
	66.412
	14,5
	44.396
	13,3
	22.016
	17,8

	50 - 60
	98.044
	21,5
	62.232
	18,7
	35.812
	29,0

	60 - 65
	50.032
	10,9
	32.732
	9,8
	17.300
	14,0

	zusammen:15 - 65
	342.616
	75,0
	238.932
	71,6
	103.684
	83,9

	65 - 70
	35.068
	7,7
	24.744
	7,4
	10.324
	8,4

	70 - 75
	28.868
	6,3
	22.868
	6,9
	6.000
	4,9

	75 - 80
	20.860
	4,6
	18.560
	5,6
	2.300
	1,9

	80 - 85
	13.980
	3,1
	13.160
	3,9
	820
	0,7

	über 85
	15.632
	3,4
	15.276
	4,6
	356
	0,3

	zusammen: über 65
	114.408
	25,0
	94.608
	28,4
	19.800
	16,0

	insgesamt
	457.024
	100,0
	333.540
	100,0
	123.484
	100,0


Quelle: Sozialhilfestatistik 1997, eigene Auswertungen

                                Ruhr-Universität Bochum, ZEFIR

Der Erwerbsstatus sozialhilfebeziehender Frauen ohne Kinder

Da die Anteile der Hilfeempfängerinnen im Alter von 15 bis unter 18 Jahren sowohl bei sozialhilfebeziehenden alleinlebenden Frauen (0,2%) wie auch bei (Ehe)Frauen ohne Kindern (0,5%) gering waren, werden in der folgenden Analyse des Erwerbsstatus und der beruflichen Qualifikationen nur die Frauen im Alter von 18 bis unter 65 Jahren betrachtet. 

Der Erwerbsstatus der alleinlebenden Hilfeempfängerinnen und der sozialhilfe-beziehenden (Ehe)Frauen ohne Kindern unterscheidet sich deutlich vom Erwerbs-status der Hilfeempfängerinnen mit Kindern. So waren - im Gegensatz zu den sozialhilfebeziehenden Frauen mit Kindern - alleinlebende und Hilfeempfängerinnen in (Ehe)Partnerschaften ohne Kinder wesentlich häufiger arbeitslos gemeldet (41,8%). Bei beiden Gruppen überwiegen die Anteile der arbeitslos gemeldeten Hilfeempfängerinnen ohne AFG-Leistungen, wobei die Anteile der arbeitslos gemeldeten sozialhilfebeziehenden (Ehe)Frauen ohne Kinder, die weder Arbeits-losengeld noch Arbeitslosenhilfe bezogen, im Vergleich zu den alleinlebenden arbeitslosen Hilfeempfängerinnen ohne AFG-Leistungen deutlich höher ausfielen. 

Von allen arbeitslos gemeldeten Hilfeempfängerinnen in (Ehe)Partnerschaften ohne Kinder bezogen 72,5% keine Lohnersatzleistungen nach dem AFG. Zu vermuten ist, dass diese Hilfeempfängerinnen häufiger ihre Erwerbsarbeit aufgrund des (ausreichenden Haushalts-) Einkommens des Partners unterbrochen bzw. ganz aufgegeben haben und folglich keine Ansprüche an Lohnersatzleistungen nach dem AFG erwerben konnten. Fast ein Drittel (27,5%) der arbeitslos gemeldeten Hilfeempfängerinnen in (Ehe)-Partnerschaften ohne Kinder bezog Leistungen nach dem AFG, die jedoch in Kombination mit dem gesamten Haushaltseinkommen so geringfügig waren, dass der  zusätzliche Bezug laufender Hilfe zum Lebensunterhalt erforderlich war.

Im Gegensatz dazu bezog nahezu die Hälfte aller alleinlebenden arbeitslos gemeldeten Hilfeempfängerinnen Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe (46,3%). Dies zeigt, dass insbesondere alleinstehende arbeitslose Hilfeempfängerinnen trotz des Bezugs von Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe überproportional auf den ergänzenden Bezug von Sozialhilfe angewiesen waren. Die Ursachen können vor dem Hintergrund der bestehenden geschlechtsspezifischen Benachteiligungen am Arbeitsmarkt und der Fortsetzung im System sozialer Sicherung interpretiert werden. Erwerbstätige Frauen erreichen durchschnittlich nur ca. zwei Drittel der Männerlöhne (vgl. 3.1.2) und beziehen aufgrund der Beitragsäquivalenz in der Arbeitslosenversicherung auch nur geringere Lohnersatzeinkommen im Fall von Arbeitslosigkeit (vgl.3.2.1). Alleinstehende arbeitslose Hilfeempfängerinnen, die aufgrund ihres Haushaltskontexts auf keine zusätzlichen Einkünfte zurückgreifen können, sind demnach häufiger auf den ergänzenden Bezug laufender Hilfe zum Lebensunterhalt angewiesen. Dies verdeutlichen auch die Anteile der erwerbstätigen alleinstehenden Hilfeempfängerinnen. Wenngleich zwischen den Anteilen der erwerbstätigen alleinlebenden Hilfeempfängerinnen und der Hilfeempfängerinnen in (Ehe)Partnerschaften ohne Kinder insgesamt nur geringfügige Unterschiede bestehen, sind teilzeiterwerbstätige alleinlebende Hilfeempfängerinnen im Vergleich zu (Ehe)Frauen ohne Kindern häufiger auf den Bezug laufender Hilfe zum Lebensunterhalt angewiesen. So waren 68% aller alleinstehenden erwerbstätigen Hilfeempfängerinnen teilzeiterwerbstätig, der Anteil der teilzeiterwerbstätigen sozialhilfeabhängigen (Ehe)Frauen ohne Kinder betrug dagegen ‚nur’ 59%. Auch hier lassen sich die Unterschiede aus dem jeweiligen Haushaltskontext erklären; während sozialhilfebeziehende teilzeiterwerbstätige (Ehe)Frauen ohne Kinder durch das zusätzliche Einkommen des (Ehe)Partners als relativ abgesichert gelten können, kann die Teilzeitbeschäftigung als einzige Einkommensquelle bei den alleinlebenden Hilfeempfängerinnen kaum eine ausreichende Existenzsicherung gewährleisten. Vor dem Hintergrund dieser Ergebnisse ist insbesondere die ‚vielgepriesene’ Zunahme der weiblichen Erwerbsbeteiligung, die im wesentlichen aus der Zunahme bzw. der Umwandlung von Vollzeit- in Teilzeitarbeitsplätzen resultiert (vgl. 3.1.1), kritisch zu beurteilen, da hieraus insbesondere für alleinstehende Frauen ein erhöhtes Armutsrisiko sowohl während der Erwerbsphase als auch im Alter entstehen kann. 

Nicht erwerbstätig waren jeweils ca. 50% aller Sozialhilfeempfängerinnen ohne Kinder, wobei die Hauptursachen der Nicht-Erwerbstätigkeit - im Gegensatz zur ‚häuslichen Bindung’ der Sozialhilfeempfängerinnen mit Kindern - sowohl bei den alleinlebenden Hilfeempfängerinnen wie auch bei den sozialhilfebeziehenden (Ehe)Frauen ohne Kindern ‚Altersgründe’ sowie  ‚Krankheit, Behinderung und Arbeitsunfähigkeit’ waren. Der Anteile der Hilfeempfängerinnen ohne Kinder, die aufgrund ihrer ‚häuslichen Bindung’ nicht erwerbstätig waren, ist bei beiden Gruppen nur gering ausgeprägt (ca. 4,5%). Dies zeigt jedoch, dass unter der ‚häuslichen Bindung’ auch die Versorgung älterer Familienangehöriger oder der jeweiligen Lebenspartner zu fassen ist, die sozialhilfebeziehende Frauen ebenfalls - wenn auch nicht im gleichen Ausmaß wie die Kinderbetreuung - an der Aufnahme einer Erwerbsarbeit hindern kann. 

Im Vergleich zum Erwerbsstatus der sozialhilfebeziehenden Frauen mit Kindern wird deutlich, dass dem Sozialhilfebezug der Hilfeempfängerinnen ohne Kinder andere Ursachen zugrunde liegen. Sozialhilfebeziehende Frauen mit Kindern waren in erster Linie wegen ihrer ‚häuslichen Bindung’, nicht erwerbstätig, die höchsten Anteile waren in der Gruppe der 30- bis unter 40-jährigen Hilfeempfängerinnen zu verzeichnen. 

Im Gegensatz dazu sind bei den Hilfeempfängerinnen ohne Kinder die Altersgruppen der 50- bis unter 65-Jährigen am häufigsten vertreten, wobei die Hauptursachen des Sozialhilfebezugs Arbeitslosigkeit in Kombination mit altersspezifischen Gründen sind. 

Tabelle 21:
Der Erwerbsstatus sozialhilfebeziehender Frauen ohne Kinder  (HLU a.v.E.; Jahresende; BRD)

	Erwerbsstatus
	Frauen ohne Kinder
	Alleinstehende Frauen
	(Ehe)Frauen 

ohne Kinder 

	
	
	
	

	
	absolut 
	in %
	absolut
	in %
	absolut
	in %

	erwerbstätig
	26.700
	7,8
	19.248
	8,1
	7.452
	7,2

	vollzeiterwerbstätig
	9.112
	2,7
	6.092
	2,6
	3.020
	2,9

	teilzeiterwerbstätig
	17.588
	5,2
	13.156
	5,5
	4.432
	4,3

	arbeitslos gemeldet
	142.612
	41,8
	99.920
	41,9
	42.692
	41,4

	mit AFG-Leistung
	58.024
	17,0
	46.260
	19,4
	11.764
	11,4

	ohne AFG-Leistung
	84.588
	24,8
	53.660
	22,5
	30.928
	30,0

	nicht erwerbstätig:
	172.020
	50,4
	119.068
	50,0
	52.952
	51,4

	Aus- und Fortbildung
	7.944
	2,3
	6.040
	2,5
	1.904
	1,8

	 häuslicher Bindung
	15.444
	4,5
	10.672
	4,5
	4.772
	4,6

	Krankheit, Behinderung, AU
	64.504
	18,9
	48.476
	20,3
	16.028
	15,5

	aus Altersgründen
	84.128
	24,6
	53.880
	22,6
	30.248
	29,3

	insgesamt
	341.332
	100,0
	238.236
	100,0
	103.096
	100,0


Quelle: Sozialhilfestatistik 1997, eigene Auswertungen

                                Ruhr-Universität Bochum, ZEFIR

Die insgesamt hohen Anteile der arbeitslos gemeldeten und nicht-erwerbstätigen Hilfeempfängerinnen ohne Kinder lassen vermuten, dass die wesentlichen Ursachen einer fehlenden Arbeitsmarktintegration - im Gegensatz zur häuslichen Bindung der Empfängerinnen mit Kindern – neben den alterspezifischen Gründen wie Krankheit, Behinderung und Arbeitsunfähigkeit ebenfalls auf ein geringes berufliches Qualifikationsniveau zurückzuführen sind. In der personenbezogenen Analyse wurde  bereits deutlich, dass Sozialhilfeempfänger/innen deutliche Defizite bezüglich ihrer schulischen und beruflichen Qualifikationsniveaus aufwiesen.  

Im Folgenden sollen daher die Hilfeempfänger und -empfängerinnen ohne Kinder nach ihrem beruflichen Qualifikationsniveau betrachtet werden.

Tabelle 22:
Alleinstehende Hilfeempfänger/innen nach höchstem Berufsaus-

bildungsabschluß und Geschlecht 1997 in Deutschland (HLU a.v.E.; Jahresende) 

	Höchster Berufsausbildungsabschluß
	männliche Alleinstehende
	weibliche Alleinstehende

	
	absolut
	in %
	absolut
	in %

	kein Ausbildungsabschluss
	79.744
	44,7
	81.408
	55,6

	abgeschlossene Lehre
	76.568
	42,9
	45.436
	31,0

	beruflich-schulische Ausbildung
	4.600
	2,6
	5.184
	3,5

	Fachschule, Meister-, Technikerschule
	3.136
	1,8
	2.216
	1,5

	Fachhochschul-, Hochschulabschluss
	7.012
	3,9
	5.280
	3,6

	anderer berufl. Ausbildungsabschluss
	7.252
	4,1
	6.828
	4,7

	insgesamt
	178.312
	100,0
	146.352
	100,0


Anmerkung: Ohne Hilfeempfängerinnen, die noch in beruflicher Ausbildung standen und deren Abschluß unbekannt war

Quelle: Sozialhilfestatistik 1997, eigene Auswertungen





  Ruhr-Universität Bochum, ZEFIR

Tabelle 23:
Hilfeempfänger/innen in (Ehe)Partnerschaften ohne Kinder nach höchstem Berufsausbildungsabschluß und Geschlecht 1997 in Deutschland (HLU a.v.E.; Jahresende) 

	Höchster Berufsausbildungsabschluß
	männlich
	weiblich

	
	absolut
	in %
	absolut
	in %

	kein Ausbildungsabschluss
	21.732
	39,0
	32.156
	55,8

	abgeschlossene Lehre
	24.904
	44,7
	15.872
	27,5

	berufl.-schulische Ausbildung
	1.560
	2,8
	2.108
	3,7

	Fachschule, Meister-, Technikerschule
	1.668
	3,0
	1.432
	2,5

	Fachhochschul-, Hochschulabschluss
	2.960
	5,3
	3.072
	5,3

	anderer berufl. Ausbildungsabschluss
	2.952
	5,3
	2.980
	5,2

	insgesamt
	55.776
	100,0
	57.620
	100,0


Anmerkung:Ohne Hilfeempfängerinnen, die noch in beruflicher Ausbildung standen und deren Abschluß unbekannt

war

Quelle: Sozialhilfestatistik 1997, eigene Auswertungen


                         Ruhr-Universität Bochum, ZEFIR


Das berufliche Qualifikationsniveau der Hilfeempfänger/innen ohne Kinder weist deutliche geschlechtsspezifische Unterschiede auf. So waren die Anteile der weiblichen Hilfeempfängerinnen ohne beruflichen Ausbildungsabschluß deutlich höher als diejenigen der männlichen Hilfeempfänger dieser Kategorie. Die altersspezifische Verteilung zeigt, dass insbesondere jüngere Hilfeempfängerinnen in den Altersgruppen der bis zu 25-Jährigen und über 50-jährige Hilfeempfängerinnen am häufigsten in der Kategorie der Hilfeempfängerinnen ohne beruflichen Ausbildungsabchluß vertreten waren.

Abbildung 15: Hilfeempfängerinnen in (Ehe)Partnerschaften ohne Kinder nach Altersklassen und Berufsausbildungsabschluß 1997 in Deutschland (HLU a.v.E.; Jahresende)
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Quelle: Sozialhilfestatistik 1997, eigene Auswertungen
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Abbildung 15:
Alleinstehende Hilfeempfängerinnen nach Altersklassen und Berufs-ausbildungsabschluß 1997 in Deutschland (HLU a.v.E.; Jahresende)
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Quelle: Sozialhilfestatistik 1997, eigene Auswertungen
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Die Einkommenssituation alleinlebender Hilfeempfänger/innen

Aufgrund der haushaltbezogenen Erhebung der auf den Bezug der Sozialhilfe angerechneten Einkommen lassen sich auch zur Einkommenssituation alleinstehen-der Hilfeempfänger/innen geschlechtsspezifische Informationen gewinnen. 

Tabelle 22:
Haupteinkommen alleinlebender Hilfeempfänger/innen im Alter  von 18 bis unter 60 Jahren in Deutschland (HLU a.v.E.; Jahresende)

	Haupteinkommensart
	Frauen
	Männer

	
	absolut
	in %
	absolut
	in %

	Wohngeld
	65.616
	31,9
	98.428
	38,9

	Keine Einkünfte
	39.804
	19,4
	74.764
	29,5

	Einkünfte aus Erwerbsarbeit
	23.048
	11,2
	16.588
	7,0

	Leistungen nach AFG insgesamt
	32.856
	16,0
	36.636
	15,5

	Darunter:  Arbeitslosengeld
	12.028
	5,9
	12.036
	5,1

	                 Arbeitslosenhilfe
	20.828
	10,1
	24.600
	10,4

	Sonstige Einkünfte
	9.116
	4,4
	9.344
	3,7

	Kindergeld
	9.672
	4,7
	6.536
	2,6

	Private Unterhaltsleistungen
	6.752
	3,3
	1.088
	0,4

	Erwerbs- oder Berufsunfähigkeitsrente
	8.536
	4,2
	7.364
	2,9

	Hinterbliebenenrente
	7.480
	3,6
	932
	0,4

	Leistungen der GKV
	1.308
	0,6
	900
	0,4

	Unterhaltsvorschuß oder -ausfallleistungen
	892
	0,4
	440
	0,2

	Altersrente
	384
	0,2
	216
	0,1

	Versorgungsbezüge
	32
	0,0
	28
	0,0

	Renten aus betrieblicher Altersversorgung
	8
	0,0
	12
	0,0

	insgesamt
	205.504
	100,0
	235.276
	100,0


Quelle: Sozialhilfestatistik 1997, eigene Auswertungen

                    Ruhr-Universität Bochum, ZEFIR

Die geschlechtsspezifische Betrachtung nach der Haupteinkommensart alleinleben-der Hilfeempfänger/innen zeigt, dass alleinlebende Hilfeempfängerinnen im Ver-gleich zu männlichen alleinstehenden Hilfeempfängern trotz ihrer Einkünfte aus Erwerbsarbeit häufiger auf den ergänzenden Bezug von Sozialhilfe angewiesen waren. Jede elfte Hilfeempfängerin bezog ihr Haupteinkommen aus Erwerbsarbeit, bei den männlichen alleinstehende Hilfeempfänger war dies nur jeder Siebte. Dies entspricht dem Ergebnis der Analyse des Erwerbsstatus sozialhilfebeziehender alleinstehender Männer und Frauen. Der Anteil der erwerbstätigen alleinlebenden Hilfeempfängerinnen im Alter von 18 bis unter 60 Jahren an allen alleinlebenden Hilfeempfängerinnen dieser Altersgruppe war mit 8,7% fast doppelt so hoch wie der entsprechende Anteil der männlichen alleinstehenden Hilfeempfänger (4,6%). 

Geringfügige Unterschiede zeigen sich bei den im Fall von Arbeitslosigkeit  bezogenen Lohnersatzleistungen nach dem AFG. Alleinlebende Hilfeempfänge-rinnen waren jedoch im Gegensatz zu alleinstehenden sozialhilfebeziehenden Männern häufiger aufgrund geringer Leistungsansprüche auf den zusätzlichen Bezug laufender Hilfe zum Lebensunterhalt verwiesen. 

Eine wesentliche Einkommensquelle stellt bei beiden Gruppen das Wohngeld dar. Männliche alleinlebende Hilfeempfänger hatten jedoch in höherem Ausmaß als alleinstehende Hilfeempfängerinnen keinerlei Einkünfte. Nahezu ein Drittel aller männlichen alleinstehenden Hilfeempfänger hatte kein Einkommen, bei den alleinle-benden Hilfeempfängerinnen waren nur 19,4% ohne Einkünfte. Dies ist im wesent-lichen darauf zurückzuführen, dass alleinlebende Hilfeempfängerinnen häufiger erwerbstätig waren und zusätzlich private Unterhaltsleistungen und andere sozialstaatliche Transferleistungen bezogen, die jedoch insgesamt betrachtet so gering ausfielen, dass der zusätzliche Bezug laufender Hilfe zum Lebensunterhalt notwendig war.

Abschließend kann festgestellt werden, dass dem Sozialhilfebezug alleinlebender Frauen im erwerbsfähigen Alter im Vergleich zu männlichen Hilfeempfängern andere Ursachen zugrunde liegen. 

Die altersspezifische Betrachtung in Kombination mit dem Erwerbsstatus zeigt, dass männliche alleinlebende Hilfeempfänger die höchsten Anteile in der Gruppe der 20- unter 40- Jährigen und bei den arbeitslos gemeldeten Hilfeempfängern aufweisen. Die zentralen Ursachen des Sozialhilfebezugs männlicher alleinlebender Hilfeem-pfänger sind auf Arbeitslosigkeit und fehlende oder ruhende Lohnersatzleistungen nach dem AFG zurückzuführen. Zudem sind sowohl bei männlichen wie auch bei weiblichen Hilfeempfängern erhebliche Defizite hinsichtlich der beruflichen Qualifikationen vorhanden, die eine Arbeitsmarktintegration und somit den Ausstieg aus der Sozialhilfe erschweren.  

Weibliche alleinlebende Hilfeempfängerinnen im Erwerbsalter sind im Vergleich zu männlichen alleinlebenden Hilfeempfängern häufiger aufgrund ihrer geringen Erwerbseinkommen sozialhilfeabhängig. In der Altersgruppe der 40- unter 60- Jährigen, die den höchsten Anteil ausmachten, sind wesentliche Ursachen der Nicht-Erwerbstätigkeit Altersgründe in Kombination mit Krankheit, Behinderung und Arbeitsunfähigkeit. Auch der im Vergleich zu männlichen Hilfeempfängern häufigere Bezug sozialstaatlicher Transferleistungen ändert nichts an der prekären Einkommenssituation der alleinlebenden Sozialhilfe-empfängerinnen.

3.5

Ältere Frauen in der Sozialhilfe

Trotz Rentenreformen, der steigenden Erwerbsbeteiligung von Frauen und auch der Zunahme eigener Rentenansprüche hat sich in den letzten zwanzig Jahren nur wenig an der prekären Situation weiblicher Alterssicherung geändert. Ältere weibliche Hilfeempfängerinnen sind im Vergleich zu männlichen Hilfeempfängern nach wie vor deutlich überrepräsentiert. Wenngleich ein Zeitvergleich der geschlechtsspezifischen Anteile an allen über 60-jährigen Hilfeempfängern auf eine allmähliche Angleichung zwischen den Geschlechtern hindeutet, sind auch 1998 immer noch mehr als zwei Drittel der älteren Hilfeempfänger/innen weiblich. Dies zeigt, dass die Altersarmut von Frauen entgegen der weitverbreiteten Auffassung vom Ende der weiblichen Altersarmut in der Armutsforschung ein nach wie vor unzureichend beachtetes und ungelöstes Problem darstellt.  

Abbildung 16:
Geschlechtsspezifische Anteile der über 60-jährigen Hilfeempfänger 1980-1998 im früheren Bundesgebiet (HLU a.v.E.; Jahresende)
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Ruhr-Universität Bochum, ZEFIR

Ein weiteres bislang ungelöstes und statistisch nur durch Schätzwerte angedeutetes Problem bezüglich der Erfassung des Armutspotentials ist die verdeckte Armut , die insbesondere für die Gruppe der älteren Frauen hoch eingeschätzt wird. Vermutet wird, dass ein Großteil der älteren Frauen trotz ihrer prekären Einkommenslage häufig keinen Antrag auf den zusätzlichen Bezug von Sozialhilfe stellen. Die Ursachen können in Unkenntnis und/oder Unsicherheit bezüglich der Antragsstellung und dem Umgang mit Behörden liegen, oftmals wird jedoch auch aus Scham oder aus der Befürchtung, dass die Einkommen der Kinder bei der Leistungsbemessung angerechnet werden könnten, auf die Antragsstellung verzichtet. 

Im gesamten Bundesgebiet war am Jahresende 1997 die Mehrzahl der über 60-jährigen Hilfeempfänger weiblich (66,5%). Die altersspezifische Verteilung der Anteile der über 60-Jährigen männlichen und weiblichen Hilfeempfänger verdeutlicht, dass insbesondere die über 70-Jährigen weiblichen Hilfeempfänge-rinnen überdurchschnittlich auf den Bezug laufender Hilfe zum Lebensunterhalt angewiesen waren. 

Abbildung 17:
Geschlechtsspezifische Anteile der über 60-Jährigen Sozialhilfeem-pfänger-/innen nach Altersklassen in Deutschland (HLU a.v.E.; Jahresende)
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Quelle: Sozialhilfestatistik 1997, eigene Auswertungen    

                    Ruhr-Universität Bochum, ZEFIR
Das Sozialhilferisiko, gemessen an der jeweiligen Gruppe der Gesamtbevölkerung, war für Frauen über 60 Jahren im Vergleich zu Männern durchgängig höher, wobei mit steigendem Alter eine Auseinanderentwicklung der geschlechtsspezifischen Sozialhilfedichten feststellbar ist. Über 80-jährige Frauen waren mit einer Sozialhilfedichte von 1,5% einem mehr als doppelt so hohen Sozialhilferisiko ausgesetzt als Männer (0,6%) dieser Altersklasse. 

Abbildung 18:
Geschlechtsspezifische Sozialhilfedichten der über 60-Jährigen nach Altersklassen in Deutschland (HLU a.v.E.; Jahresende)
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Ruhr-Universität Bochum, ZEFIR
Nahezu drei Viertel der über 60-jährigen weiblichen Hilfeempfänger waren alleinstehend (71,2%); in Ehen und nicht-ehelichen Lebensgemeinschaften lebten dagegen nur 21,1% der über 60-jährigen Sozialhilfeempfängerinnen und 7,7% lebten in sonstigen Bedarfsgemeinschaften. Im Gegensatz waren nur 38% der über 60-jährigen männlichen Hilfeempfänger alleinstehend; in (Ehe)Partnerschaften lebten 55,5 aller männlichen Hilfeempfänger über 60 Jahren und 6,5% in sonstigen Bedarfsgemeinschaften105. 

Abbildung 19:
Hilfeempfängerinnen über 60 Jahren nach Haushaltsform und Altersklassen (HLU a.v.E.; Jahresende; BRD) 
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Abbildung 20:
Hilfeempfänger über 60 nach Haushaltsform und Altersklassen (HLU a.v.E.; Jahresende; BRD) 
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Die höhere Lebenserwartung der Frauen und der Verlust des (Ehe)Partners durch Trennung, Scheidung oder Tod bedeutet, dass die Mehrzahl der älteren Hilfeempfängerinnen mit zunehmendem Alter alleinstehend waren und ihren Lebensunterhalt häufig nicht mehr alleine bestreiten können. Bei den männlichen Hilfeempfängern zeigt sich hingegen, dass auch die ‚Hochbetagten’ wesentlich seltener als die weiblichen Hilfeempfänger dieser Altersgruppe alleinstehend waren. Von den über 80-Jährigen männlichen Hilfeempfängern lebte noch rund die Hälfte in Zwei-Personen Haushalten, bei den weiblichen Hilfeempfängern waren dies nur noch 5%. Die Lebenslage älterer männlicher Hilfeempfänger erscheint demnach trotz des Sozialhilfebezugs weniger prekär zu sein, da sie, zumindest was die (häusliche) Pflege, betrifft, im Vergleich zu den zumeist alleinlebenden weiblichen Hilfeempfängerinnen dieser Altersgruppe als besser versorgt gelten können und unter Umständen seltener auf Dienstleistungsangebote hinsichtlich (Alten)Pflege und alltäglicher Hilfe im Haushalt zurückgreifen müssen. Für die älteren und überwiegend alleinstehenden Hilfeempfängerinnen ergibt sich jedoch aufgrund der eingeschränkten Rentenbezüge und fehlender Unterstützung durch Familienange-hörige oder nachbarschaftliche Hilfen eine besonders prekäre Lage. 

Im Folgenden soll daher die Einkommenssituation der älteren alleinstehenden  Hilfeempfänger/innen näher betrachtet werden. Zu untersuchen ist, in wie weit ältere Frauen trotz der aus Erwerbsarbeit erworbenen eigenen Rentenansprüche, den Ansprüchen aus Hinterbliebenenrenten und kombinierten Renten auf den zusätzlichen Bezug laufender Hilfe zum Lebensunterhalt angewiesen waren.

Tabelle 23:
Haupteinkommen alleinlebender Hilfeempfänger/innen im Alter von über 60 Jahren in Deutschland (HLU a.v.E; Jahresende)

	Haupteinkommensart
	Männlich
	Weiblich

	
	absolut
	in %
	absolut
	in %

	Erwerbs- oder Berufsunfähigkeitsrente
	3.304
	9,6
	5.784
	4,5

	Altersrente
	11.972
	34,9
	53.136
	41,7

	Hinterbliebenenrente
	568
	1,7
	25.756
	20,2

	Wohngeld
	9.352
	27,3
	19.744
	15,5

	Keine Einkünfte
	6.756
	19,7
	13.816
	10,8

	Leistungen nach AFG
	680
	1,9
	712
	0,6

	Einkommen aus Erwerbsarbeit
	480
	1,4
	1.564
	1,2

	Sonstige Einkünfte
	920
	2,7
	3.424
	2,7

	Versorgungsbezüge
	28
	0,1
	116
	0,1

	Renten aus betrieblicher Altersversorgung
	16
	0,0
	96
	0,1

	Kindergeld
	92
	0,3
	224
	0,2

	Private Unterhaltsleistungen
	64
	0,2
	2.748
	2,2

	Leistungen der GKV
	40
	0,1
	60
	0,0

	Unterhaltsvorschuß oder -ausfallleistungen
	                -
	0,0
	160
	0,1

	 insgesamt
	34.276
	100,0
	127.340
	100,0


Quelle: Sozialhilfestatistik 1997, eigene Auswertungen                                             Ruhr-Universität Bochum, ZEFIR

Eigene Rentenansprüche aus Erwerbsarbeit stellten für 41,6% der älteren alleinlebenden Hilfeempfängerinnen die Haupteinkommensart dar; im Vergleich dazu waren jedoch nur 34,9% der männlichen alleinstehenden Hilfeempfänger mit eigenen Rentenansprüchen auf den zusätzlichen Bezug von Sozialhilfe angewiesen. Von den 41,6% der Hilfeempfängerinnen mit einem Haupteinkommen aus eigenen Rentenansprüchen erhielten 8% zusätzlich eine Hinterbliebenenrente. Bei den Empfängerinnen mit Hinterbliebenenrenten als Haupteinkommen bezogen 38,3% zusätzlich eine eigene Versichertenrente. Dies verdeutlicht, dass weder eigene noch kombinierte Rentenansprüche eine ausreichende Existenzsicherung im Alter garantieren können. Alleinlebende ältere Hilfeempfängerinnen sind demnach häufiger als alleinlebende   ältere männliche Hilfeempfänger auf den zusätzlichen Bezug von Sozialhilfe angewiesen. 

Forschungsausblick:

Die Ergebnisse haben gezeigt, dass die bestehenden Diskriminierungen von Frauen am Arbeitsmarkt und die Fortsetzung geschlechtsspezifischer Benachteiligungen zu einem erhöhten Armuts- und Sozialhilferisiko von Frauen führen. Deutlich wurde jedoch auch, dass die Ursachen weiblicher Armutsrisiken bislang noch unzureichend im Bereich der bundesdeutschen Armutsforschung und Sozialberichterstattung thematisiert und in die Analysen einbezogen werden. Die fehlende Geschlechterdifferenz und -sensibilität hinsichtlich der Datenerhebung, Auswertung und Interpretation der Ergebnisse zeigt sich u.a. in den Widersprüchen zu den Ergebnissen aus Frauenforschung und Arbeitsmarktforschung, die bislang in den Analysen der Armutsforschung keine Berücksichtigung finden. 

Ausgehend von der Notwendigkeit eines geschlechtssensiblen Ansatzes (und zwar nicht nur für den Bereich der Armutsforschung) wurde dieser Ansatz im EU-Prinzip des „Gender-Mainstreaming“ umgesetzt. Eine Expertengruppe des Europarats (1998) definiert den Begriff des „Gender-Mainstreaming“ wie folgt:

„Gender-Mainstreaming ist die (Re)Organisation, Verbesserung, Entwicklung und Evaluierung grundsatzpolitischer Prozesse, mit dem Ziel, eine geschlechtsbezogene Sichtweise in alle politischen Konzepte auf allen Ebenen und in allen Phasen durch alle normalerweise an politischen Entscheidungsprozessen beteiligten Akteure einzubringen.“ 

Neben der politischen Forderung enthält das Konzept des „Gender-Mainstreaming“ ebenso eine Forderung an Wissenschaft und Forschung, da die gesellschafts- und sozialpolitische Umsetzung dieses Konzepts erst aufgrund empirischer Analysen sinnvoll ist. Folglich sind geschlechtsspezifische Forschungsansätze und Konzepte zu entwickeln. 

„Geschlechterverhältnisse sollen als analytische Kategorie und Gleichstellung als Perspektive in sämtlichen Bereichen der Politik, Planung und in sozialwissenschaftlichen Analysen als Standardkriterium miteinbezogen werden.“ (Stocker, 2000).

Vor dem Hintergrund der überproportionalen Armuts- und Sozialhilfebetroffenheit von Frauen im Vergleich zu Männern und dem höheren Armutsrisiko aufgrund geschlechtsspezifischer Benachteiligungen im vorgelagerten System des Arbeits-marktes und der sozialen Sicherung sind geschlechtssensible Ansätze im Bereich der Armutsforschung zu erarbeiten, um darauf aufbauend sozialpolitische Handlungskonzepte zu entwickeln, die zu einer Herstellung der Chancengleichheit von Frauen in allen gesellschaftlichen Bereichen beitragen. 

Bezogen auf der Bereich der Armutsforschung bedeutet dies eine stärkere Orientierung an der Leitidee des lebenslagenorientierten Armutskonzepts, das z.T. bereits in einigen neueren Konzepten der Armutsforschung ansatzweise umgesetzt wurde. Weiterhin ist neben der  Verbesserung der vorhandenen Datengrundlagen hinsichtlich der Erhebung des Merkmals ‚Geschlecht’ als Querschnittsmerkmal eine verstärkte Nutzung der bereits zur Verfügung stehenden personenbezogenen Datengrundlagen, wie z.B. des Mikrozensus, für eine geschlechtssensible Forschung erforderlich. Unter Einbeziehung der Ergebnisse aus Frauen-, Arbeitsmarkt- und Sozialstaatsforschung ließen sich detailliertere Informationen zu Armutsrisiken und Armutsbetroffenheit von Frauen gewinnen. 
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8 Vgl.: Reinl, Heidi (1997): Ist die Armut weiblich? Über die Ungleichheit der Geschlechter im Sozialstaat. In: Müller, Siegfried/Otto, Ulrich (1997) (Hg.): Armut im Sozialstaat. Gesellschaftliche Analysen und sozialpolitische Konsequenzen, S. 113-133.


9 Diese widersprüchliche Sichtweise findet sich beispielsweise bei Neumann (Neumann, Udo 1999: Struktur und Dynamik von Armut. S. 109), der zwar aus den Daten des SOEP die hohe Armutsbetroffenheit von Frauen im Vergleich zu Männern ermittelt, jedoch  gleichzeitig auf die höheren Armutsrisiken von Kindern und Jugendlichen verweist, ohne den Zusammenhang zu den Lebenslagen ihrer Mütter (Eltern) herzustellen (vgl.: Sellach, Brigitte 2000, S.3).


10 In erster Linie sollten mit diesem Konzept Geschlechtsunterschiede für verschiedene Gesundheitsrisiken erarbeitet und Unterschiede und Konsequenzen einer geschlechts-neutralen bzw. geschlechtsdifferenten Sichtweise dargestellt werden.


11 Vgl.: Sellach, Brigitte (2000): Ursache und Umfang von Frauenarmut. Unveröffentlichtes Gutachten der Gesellschaft für Sozialwissenschaftliche Frauenforschung im Auftrag des BMFSFJ im Rahmen der Armuts- und Reichtumsberichterstattung des Bundes. S. 4f.


12 Vgl.: Reinl 1997, S. 130f.


13 Vgl.: Noll, Heinz-Herbert (1997): Sozialberichterstattung in Deutschland, S. 18f.


14 Vgl.: Kramer, Caroline (1997): Sozialberichterstattung zur Situation von Frauen. In: Noll, Heinz-Herbert (1997) (Hg.): Sozialberichterstattung in Deutschland, S. 218


15 Vgl. ebd., S. 221


16 Vgl. ebd. S. 220


17 Vgl.: Sellach, Brigitte (2000): Ursache und Umfang von Frauenarmut. Gutachten der Gesellschaft für Sozialwissenschaftliche Frauenforschung e.V. Unveröffentlichtes Manuskript.


18 Vgl.: MAGS (Hg.) (1992): Armut im Alter. Untersuchung zur Lebenslage ökonomisch unterversorgter älterer Frauen in NRW, Landessozialbericht, Bd.1. MAGS (Hg.) (1993): Alleinerziehende – Lebenslagen und Lebensformen Landessozialbericht Bd.3


19 Vgl.: Landeshauptstadt Düsseldorf, Frauenbüro  (1998) (Hg.): Frauenarmutsbericht.


20 Vgl.: Hauser, Richard (1997): Wächst die Armut in Deutschland? S. 42.


21 Vgl. ebd.


22 Vgl.: Stiegler, Barbara (1998): Die verborgene Armut der Frauen, S. 8f.


23 Vgl.: Sellach, Brigitte 2000, S. 3f.


24 Vgl. ebd. 


25 Vgl.: Sørensen, Annemette (1992): Zur geschlechtsspezifischen Struktur von Armut, S. 363.


26 Vgl.: Enders-Dragässer, Uta/Sellach, Brigitte (1999): Der ‚Lebenslagen-Ansatz’ aus der Perspektive der Frauenforschung. In: Zeitschrift für Frauenforschung, 17. Jg., Heft 4, S. 57. 


26 Vgl.: Sellach, Brigitte/Heyer, Alexandra u.a. (1999): Barrieren überwinden. Situation von Mädchen und Frauen mit Behinderungen in Schleswig-Holstein.


27 Vgl.: Enders-Dragässer, Uta/Sellach, Brigitte (1999): Frauen ohne Wohnung. Handbuch für die ambulante Wohnungslosenhilfe für Frauen. Modellprojekt ‚Hilfen für alleinstehende wohnungslose Frauen’ im Auftrag des BMFSFJ.


28 Vgl. hierzu u.a.: Leisering, Lutz (1995): Armutspolitik und Lebenslauf. Zur politisch-administrativen Relevanz der lebenslauftheoretischen Armutsforschung. In: Hanesch, Walter u.a. (Hg.) (1995): Sozialpolitische Strategien gegen Armut, S. 65-111.


29 Vgl.: Buhr, Petra (1995): Dynamik von Armut. Dauer und biographische Bedeutung 


30 Vgl. Zur Fallkontrastierung ausführlicher: Ludwig, M. (1994): Armutskarrieren. Eine soziologische Studie über Lebensläufe, soziales Handeln und Hilfekonzepte von Sozialhilfeempfängern, Ms., Bremen.


31 Vgl.: Beck, Ulrich (1994): Jenseits von Stand und Klasse? In: Beck, Ulrich./Beck-Gernsheim, Elisabeth (Hg.): Riskante Freiheiten. Individualisierung in modernen Gesell-schaften.


32 Vgl.: Busch-Geertsema, Volker/Ruhstrat, Ekke-Ulf (1992): Kein Schattendasein für Langzeitarme! Wider die Verharmlosung Langzeitarmut im Zusammenhang mit der ‚dynamischen’ Armutsforschung. In NDV, Heft 11/1992, S. 367. S.a.: Jacobs, Herbert (1994): Wer dramatisiert denn hier? Anmerkungen zum Forschungsprojekt ‚Sozialhilfekarrieren’ In: Sozialer Fortschritt, Heft 5/1994, S. 122.


33 „Erwerbs- oder Bildungstätigkeit werden zugunsten einer Familienphase unterbrochen oder aufgeschoben, und die Wiederaufnahme wird von den interviewten Frauen von vornherein angestrebt und realisiert“ (ebd., S. 122)


34 Vgl.: Pfaff, Anita B. (2000): Frauen In: Allmendinger, Jutta/Ludwig-Mayerhofer, Wolfgang (2000) (Hg.): Soziologie des Sozialstaats. Gesellschaftliche Grundlagen, historische Zusammenhänge und aktuelle Entwicklungstendenzen, S.274f.


35 1883 Krankenversicherungsgesetz; 1884 Unfallversicherungsgesetz; 1889 Invaliditäts- und Altenversicherung (vgl.: Gerhard, Ute 1988: Sozialstaat auf Kosten der Frauen, S.14).


36 Die akzessorische Absicherung ist die von der eigentlichen Versicherung des Erwerbstä-tigen abgeleitete und abhängige Absicherung.


37 Vgl.: Pfaff, Anita B. 2000, S. 274.


38 Vgl.: Statistisches Bundesamt (Hg.): Fachserie 13, Reihe 2: Sozialhilfe (1980-1999).


39 Vgl.: Pfaff, Anita B. (1992): Feminisierung der Armut durch den Sozialstaat. In: KZfSS, Sonderheft 32/1992, S. 421f.


40 Partizipationsraten bezeichnen den Anteil von Frauen und Männern hinsichtlich ihrer schulischen und beruflichen Qualifikationen.


41 Eine ausführliche Darstellung zur historischen Entwicklung weiblicher Erwerbstätigkeit im Kontext sozialpolitischer Regelungen bei: Gerhard, Ute (1988): Die Verfügbarkeit der Frauen. Arbeitsmarktpolitik gegen Frauen. In: Gerhard, Ute u.a. (1988) (Hg.): Auf Kosten der Frauen: Frauenrechte im Sozialstaat.


42 Vgl.: Holst, Elke/Kirner, Ellen (1995): Ausgrenzung von Frauen nach der ‚Wende’: Maßnahmen zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf, S. 315f.


43 Das erzielbare Einkommen dient in diesem Kontext als Orientierungsgröße hinsichtlich der Entscheidung über die Erwerbsbeteiligung. Vgl.: Maier, Friederike 1996: Arbeitsmarkt und Geschlechterverhältnis. Frauenarbeit als Gegenstand politischer Regulierung, S. 184.


44 Vgl.: Maier, Friederike (1990): Arbeitsmarktsegregation und patriarchiale Gesellschafts-struktur.


45 Vgl.: Geissler, Birgit/Pfau-Effinger (1992): Institutionelle und sozio-kulturelle Kontextbe-dingungen der Entscheidung verheirateter Frauen für Teilzeitarbeit. In: Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, 1992, S. 358-370.


46 Vgl.: Quack, Sigrid (1993): Dynamik der Teilzeitarbeit. Implikationen für die soziale Sicherung von Frauen, S.


47 Vgl.: BMFSFJ (1995) (Hg.): Frauen auf sich gestellt: Zur Lebenssituation alleinstehender Frauen, S. 173f.


48 Das ‚Drei-Phasen-Modell’ bezeichnet den typischen Lebenslauf westdeutscher Frauen mit Kindern, nach einer beruflichen Ausbildung (und eventuell einer kurzen Zeit der Berufstätigkeit) folgt ein Ausstieg aus der Erwerbsarbeit zugunsten einer ‚Familienphase’, um im Anschluss wieder die Erwerbstätigkeit aufzunehmen. In letzter Zeit ist jedoch zu beobachten, dass die Zeiten der Familienphase immer kürzer werden bzw. die Erwerbstätigkeit nicht vollständig aufgegeben wird, sondern oftmals nur in ihrem zeitlichen Umfang reduziert wird. 


49 Die BIBB/IAB-Erhebung ist eine 0,1%-Stichprobe der Erwerbstätigen in der BRD.


50 Vgl.: Bundesanstalt für Arbeit (1999) (Hg.): Studienfachwahl und Arbeitslosigkeit. In: IAB Kurzbericht, Ausgabe 14/1999.


51 Vgl.: Holst, Elke/Maier, Friederike (1998): Normalarbeitsverhältnis und Geschlechterord-nung. Sonderdruck aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, 31. Jg./1998, S. 16.


52 Die 1%-Stichprobe aus der Beschäftigtenstatistik der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten der BRD der Bundesanstalt für Arbeit wurde jährlich im Zeitraum von 1975-1990 vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) gezogen und steht der Wissenschaft für Auswertungen zur Verfügung.


53 Vgl.: Schäfer, Claus (1997): Empirische Überraschung und politische Herausforderung: Niedriglöhne in Deutschland. In: Becker, Irene/Hauser, Richard (Hg.): Einkommensverteilung und Armut, S.96.


54 Vgl. ebd., S. 98f.


55 Vgl.: Feldhoff, Kerstin (1998): Der Anspruch auf gleichen Lohn für gleichwertige Arbeit: Zur mittelbaren Diskriminierung von Frauen in Entgelttarifverträgen, S. 43.


56 Vgl.ebd., S. 48.


57 Dies betrifft sowohl die finanzielle Investition der Arbeitgeber und deren Erwartungen an die zukünftige Einsetzbarkeit der Mitarbeiter, wie auch die Bereitschaft und Motivation der Mitarbeiter.


58 Vgl. : Lehner, Anja (1996) : Der « kleine Unterschied » - Wandel in der Einkommensungleichheit zwischen den Geschlechtern ? In: Müller, Walter (Hg.): Soziale Ungleichheit. Neue Befunde zu Strukturen, Bewusstsein und Politik, S. 83f.


59 Vgl.: Prinz, Karin (1994): Erwerbsverläufe und Alterssicherungen von Frauen. In: Bäcker/Stolz-Willig (Hg.): Kind, Beruf und soziale Sicherung: Zukunftsaufgabe des Sozial-staats, S. 236-265.


60 Vgl.: Sellach, Brigitte 2000, S. 23.


61 Vgl.: BA (1997) (Hg.): Beschäftigungskrise trifft im Westen vor allem die Männer, im Osten die Frauen. In: IAB Kurzbericht, Nr. 9/1997, S.1.


62 In wie weit westdeutsche Frauen von diesem Beschäftigungsanstieg jedoch ‚profitieren’, ist zweifelhaft, da dieser überwiegend aus einer Zunahme der Teilzeitarbeit resultiert  


63 Vgl.: Sellach 2000, S. 23.


64 Vgl.: Holst, Elke/Kirner, Ellen (1995): Ausgrenzung von Frauen in Ostdeutschland nach der ‚Wende’, S.313, nach: ANBA: Heft 9/1993, S. 1703.


65 Mädje/Neusüß 1996, S. 212.


66 Strohmeier, Klaus Peter/Kersting, Volker/Hank, Karsten/Langenhoff, Georg (1998): Armut in Nordrhein-Westfalen. Umfang und Struktur des Armutspotentials. 


67 Weitere Entgeltersatzleistungen sind das Übergangsgeld für Behinderte bei Eingliederungsmaßnahmen, das Kurzarbeitergeld und das Insolvenzgeld für Arbeitnehmer bei Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers (vgl.: die Übersicht in § 116 AFG/SGB III)


68 Damit wird die Benachteiligung von Frauen am Arbeitsmarkt vom Gesetzgeber wahrgenommen; eine entsprechende Arbeitsmarktpolitik wird zur Pflichtaufgabe der Bundesanstalt für Arbeit“ (Sellach 2000: 37).


69 Vgl.: § 123 AFG/SGB III.


70 Vgl.: § 129 AFG/SGB III.


71 Vgl.: § 127 AFG/SGB III.


72 Vgl.: Sell, Stefan (1994): Frauen in der Arbeitslosenversicherung und Arbeitsmarktpolitik. In: Sozialer Fortschritt, Heft 5/1994,  S.118.


73 Vgl.: § 190-194 SGB III.


74 Vgl.: § 193 SGB III.


75 Vgl.: Sell, Stefan 1994, S. 118f.


76 Vgl.: § 195 AFG/SGB III.


77 Vgl.: Reinl, Heidi 1997, S.121f. 


78 Vgl.: Sellach, Brigitte 2000, S. 30f.


79 Vgl. ebd., S. 30 und Pfaff, Anita B. 2000, S. 273.


80 Vgl.: Stiegler, Barbara (1998): Die verborgene Armut der Frauen, S. 21f.


81 Vgl. ebd., S.24 


82 Vgl.: Hoffmann, Ulrich/Beck, Martin (1994): Die neue Sozialhilfe- und Asylbewerber-leistungsstatistik. In: Wirtschaft und Statistik, Heft 2/1994, S.116f. 


83 Vgl.: ebd., S. 116f.


84 Sozialhilfedichten bezeichnen den Anteil aller (oder von spezifischen Gruppen, z.B. differenziert nach Alter, Nationalität, Geschlecht) Sozialhilfeempfänger/ innen an der jeweiligen Bevölkerungsgruppe.


85 Seit Inkrafttreten des Asylbewerberleistungsgesetzes im November 1993 werden Asylbewerber ab 1994 nicht mehr in der Sozialhilfestatistik erfasst, sondern gesondert in der Asylbewerberleistungsstatistik aufgeführt.


86 Dies betrifft sowohl Ehepaare als auch nicht-eheliche Lebensgemeinschaften mit Kindern; letztere sind seit 1994 erstmals auch in der Sozialhilfestatistik aufgeführt.


93  Der Anteil der Frauen an den über 70-Jährigen betrug 1997 67,3%, bei den über 75-Jährigen waren dies bereits 70,7%.


94 Dies waren: ‚Krankheit, Tod des/der Ernährer(s/in), Ausfall des/der Ernährer(s/in), unwirtschaftliches Verhalten, Arbeitslosigkeit, unzureichende Versicherungs- oder Versorgungsansprüche, unzureichendes Einkommen und sonstige Ursachen’. 


95 Frauen in Ehen und in nicht-ehelichen Lebensgemeinschaften werden im Folgenden zu ‚Frauen in (Ehe)Partnerschaften’ zusammengefasst.


96  In dem jeweiligen Haushalt können jedoch noch weitere Personen leben, die nicht zur Bedarfsgemeinschaft zählen, da sie entweder keine Hilfe zum Lebensunterhalt beziehen, bzw. die für sich betrachtet eine weitere Bedarfsgemeinschaft bilden. Die Anzahl der Personen im jeweiligen Haushalt und in der Bedarfsgemeinschaft ist demnach nicht immer identisch.


97 Die im Folgenden dargestellten Anteile der Frauen im erwerbsfähigen Alter in den jeweiligen Bedarfsgemeinschaften beziehen sich jeweils auf alle Frauen, die in ihrer Stellung zum Haushaltsvorstand als ‚Haushaltsvorstand, Ehefrau, Verwandte oder sonstige Person’ signiert wurden. 


98 Die Frauen, die in den ‚sonstigen Bedarfsgemeinschaften’ (8,7%) lebten, lassen aufgrund der in dieser Kategorie erfassten unterschiedlichen Haushaltstypen keine sinnvollen Aussagen zu und werden in den folgenden Darstellungen nicht weiter betrachtet.


99 Eine Studie des IAB zum Erwerbsstatus von alleinerziehenden Frauen und Ehefrauen mit Kindern in der Bundesrepublik im Jahr 1997 kommt zu dem Ergebnis, dass alleinerziehende Frauen im Vergleich zu Ehefrauen doppelt so oft in befristeten Arbeitsverhältnissen tätig sind, häufiger am Wochenende, abends und nachts sowie in Schicht arbeiten und ebenfalls häufiger einen Arbeitsplatzwechsel aufgrund der hohen Belastungen und der Befristung suchten.


100 Detailliertere Informationen zur Art der Beschäftigung, z.B. zu befristeter oder geringfügiger Beschäftigung werden in der Sozialhilfestatistik nicht erhoben.


101 (Ehe)Frauen mit Kindern sind jedoch aufgrund der Vorurteile gegenüber Arbeitnehmerinnen mit Kindern vermutlich in ähnlich prekären Beschäftigungsverhältnissen wie Alleinerziehende tätig.


102  Über die tatsächliche haushaltsinterne Verteilung der Ressourcen und die potentiellen Armutsrisiken der Frauen in (Ehe)Partnerschaften ist damit jedoch noch nichts ausgesagt.


103 In einer Armutsuntersuchung des Deutschen Caritas-Verbands wurden als Haupt-ursachen der ausbleibenden Unterhaltszahlungen in erster Linie Zahlungsunfähigkeit, Zahlungsunwilligkeit und Unerreichbarkeit genannt (vgl.: Deutscher Caritasverband, 1992: Arme unter uns; Ergebnisse und Konsequenzen der Caritas-Armutsuntersuchung, S. 202f.) 


105 Zu den in sonstigen Bedarfsgemeinschaften lebenden ältere Hilfeempfänger/innen zählen z.B. Hilfeempfänger/innen, die in Haushalten von Familienangehörige leben.
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Tabelle1

		Höchster Berufsausbildungsabschluß

		Männlich

				Gesamt		15 bis unter 18 J.				18 bis unter 21 J.				21 bis unter 25 J.				25 bis unter 30 J.				30 bis unter 40 J.				40 bis unter 50 J.				50 bis unter 60 J.				60 bis unter 65 J.

		kein Ausbildungsabschluss, nicht in beruflicher Ausbildung		219,772		33,696		15		24,276		89		25,304		65		27,896		72		50,228		40		29,004		32		20,328		33		9,040		40.2

		abgeschl. Lehre		175,560						2,320		8		11,000		28		22,200		57		55,084		44		44,804		50		30,344		50		9,808		43.7

																																0

		abgeschl. berufl.-schulische Ausbildung		11,532						260		1		764		2		1,684		3		3,640		3		2,960		3		1,636		3		588		2.6

		Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule, Beruf		8,992						68		0		376		1		808		1		2,484		2		2,536		3		1,956		3		764		3.4

		Fachhochschul-, Hochschulabschluss		18,300										260		1		1,996		3		6,324		5		5,160		6		3,352		6		1,208		5.4

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss		20,220						372		1		1,256		3		2,568		4		6,616		5		5,172		6		3,180		5		1,056		4.7

				454,376		33,696				27,296		100		38,960		100		57,152		100		124,376		100		89,636		100		60,796		100		22,464		100.0

		Weiblich

						15 bis unter 18 J.				18 bis unter 21 J.				21 bis unter 25 J.				25 bis unter 30 J.				30 bis unter 40 J.				40 bis unter 50 J.				50 bis unter 60 J.				60 bis unter 65 J.

		kein Ausbildungsabschluss, nicht in beruflicher Ausbildung		346,304		35,696				35,884		86		42,168		59		47,480		47		85,944		44		46,236		46		36,220		56		16,676		66.961130742

		abgeschl. Lehre		199,676						3,800		9		20,884		29		37,852		38		75,236		39		37,172		37		19,460		30		5,272		21.1692900739

																				0

		abgeschl. berufl.-schulische Ausbildung		24,796						840				3,136				4,932		5		9,456				3,948				1,948				536

		Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule, Beruf		12,080						228				1,096				1,952		2		4,668				2,416				1,288				432

		Fachhochschul-, Hochschulabschluss		21,492										656				3,200		3		8,548				5,228				2,928				932

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss		31,004						888				3,380				5,428		5		11,220				5,836				3,196				1,056

				635,352		35,696				41,640				71,320				100,844		100		195,072				100,836				65,040				24,904

		Männlich

				15-18		18-21		21-25		25-30		30-40		40-50		50-60		60-65

		kein Ausbildungsabschluss		100.0		88.9		64.9		64.9		40.4		32.4		33.4		40.2

		abgeschl. Lehre				8.5		28.2		28.2		44.3		50.0		49.9		43.7

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss				2.6		6.8		6.8		15.3		17.7		16.7		16.1

		Weiblich

				15-18		18-21		21-25		25-30		30-40		40-50		50-60		60-65

		kein Ausbildungsabschluss		100.0		86.2		59.1		47.1		44.1		45.9		55.7		67.0

		abgeschl. Lehre				9.1		29.3		37.5		38.6		36.9		29.9		21.2

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss				4.7		11.6		15.4		17.4		17.3		14.4		11.9

				kein Ausbildungsabschluss

				18-21		21-25		25-30		30-40		40-50		50-60		60-65

		weiblich		86.2		59.1		47.1		44.1		45.9		55.7		67.0

		männlich		88.9		64.9		64.9		40.4		32.4		33.4		40.2

				abgeschl. Lehre

				18-21		21-25		25-30		30-40		40-50		50-60		60-65

		weiblich		9.1		29.3		37.5		38.6		36.9		29.9		21.2

		männlich		8.5		28.2		28.2		44.3		50.0		49.9		43.7





Tabelle2

		Höchster Berufsausbildungsabschluß

										Geschlecht

										Männlich																		Weiblich

										Alter zum Berichtszeitpunkt (klassifiziert)																Gesamt		Alter zum Berichtszeitpunkt (klassifiziert)																Gesamt

										15 bis unter 18 J.		18 bis unter 21 J.		21 bis unter 25 J.		25 bis unter 30 J.		30 bis unter 40 J.		40 bis unter 50 J.		50 bis unter 60 J.		60 bis unter 65 J.				15 bis unter 18 J.		18 bis unter 21 J.		21 bis unter 25 J.		25 bis unter 30 J.		30 bis unter 40 J.		40 bis unter 50 J.		50 bis unter 60 J.		60 bis unter 65 J.

		kein Ausbildungsabschluss						vollzeiterwerbstätig		48		440		996		1656		3244		1388		392		76		8240		56		548		1068		1020		2404		1208		572		80		6956

								teilzeiterwerbstätig		60		300		696		1076		2112		904		392		112		5652		56		672		1332		2400		6828		4120		2368		588		18364

								arbeitslos gemeldet- mit AFG-Leistung		228		2772		7212		8208		15008		8852		6040		1084		49404		248		2776		5780		5304		10356		6880		5404		836		37584

								arbeitslos gemeldet- ohnet AFG-Leistung		796		10524		12008		12260		20120		11488		6996		2024		76216		900		11056		9952		7372		14536		12152		9440		1936		67344

								nicht erwerbstätig  wg. Aus- und Fortbildung		22776		6252		1188		372		420		152		68		16		31244		23492		7400		1448		492		612		256		160		8		33868

								nicht erwerbstätig  wg. häusl. Bindung		108		52		76		228		388		240		112		36		1240		816		7360		17792		25624		39612		11108		2828		736		105876

								nicht erwerbstätig  wg. Krankheit, Behinderung, AU		168		660		1292		2308		6004		4084		4828		4752		24096		136		752		1360		2124		5824		5892		10300		9864		36252

								nicht erwerbstätigaus Altersgründen		9512		3276		1836		1788		2932		1896		1500		940		23680		9992		5320		3436		3144		5772		4620		5148		2628		40060

										33696		24276		25304		27896		50228		29004		20328		9040		219772		35696		35884		42168		47480		85944		46236		36220		16676		346304

																												12		112		120		60		104		12						420

																												4		172		376		172		176		108		4				1012

																												28		148		176		84		108		40		8				592

																												1668		3272		1868		868		728		96		4				8504

																												24		460		544		412		484		48		4				1976

																												8		36		44		60		44		16						208

																												196		376		284		140		136		56		4				1192

																												1940		4576		3412		1796		1780		376		24				13904

		abgeschl. Lehre						vollzeiterwerbstätig				192		824		1840		4060		2576		736		116		10344				252		1064		1808		3420		1780		564		48		8936

								teilzeiterwerbstätig				20		148		500		1228		880		600		140		3516				72		812		2468		8304		3996		1276		240		17168

								arbeitslos gemeldet- mit AFG-Leistung				832		4696		8064		18012		13396		7892		1340		54232				1188		5700		6492		13700		8560		4608		456		40704

								arbeitslos gemeldet- ohnet AFG-Leistung				996		4460		9472		25116		20864		12952		3156		77016				1180		3432		5316		13732		11452		6324		1080		42516

								nicht erwerbstätig  wg. Aus- und Fortbildung				112		176		284		740		460		176		16		1964				80		304		452		756		436		124		8		2160

								nicht erwerbstätig  wg. häusl. Bindung				24		20		176		480		244		120		20		1084				792		8416		18892		29884		6028		740		104		64856

								nicht erwerbstätig  wg. Krankheit, Behinderung, AU				12		132		560		2576		3896		5928		4144		17248				40		252		492		1896		2640		4068		2816		12204

								nicht erwerbstätigaus Altersgründen				132		544		1304		2872		2488		1940		876		10156				196		904		1932		3544		2280		1756		520		11132

												2320		11000		22200		55084		44804		30344		9808		175560				3800		20884		37852		75236		37172		19460		5272		199676

		abgeschl. berufl.-schulische Ausbildung						vollzeiterwerbstätig				12		44		160		336		220		60		8		840				52		132		240		384		192		52				1052

								teilzeiterwerbstätig						4		20		60		60		24		20		188				16		72		212		736		316		76		8		1436

								arbeitslos gemeldet- mit AFG-Leistung				64		304		548		1116		760		460		76		3328				144		812		840		1640		884		400		56		4776

								arbeitslos gemeldet- ohnet AFG-Leistung				140		340		792		1660		1428		712		188		5260				376		812		852		2132		1368		708		120		6368

								nicht erwerbstätig  wg. Aus- und Fortbildung				16		12		12		92		28		8				168				40		56		44		136		68		8		4		356

								nicht erwerbstätig  wg. häusl. Bindung								16		32		20						68				120		1080		2340		3612		548		76		8		7784

								nicht erwerbstätig  wg. Krankheit, Behinderung, AU				4		16		44		108		264		244		220		900				4		36		52		300		300		404		276		1372

								nicht erwerbstätigaus Altersgründen				24		44		92		236		180		128		76		780				88		136		352		516		272		224		64		1652

												260		764		1684		3640		2960		1636		588		11532				840		3136		4932		9456		3948		1948		536		24796

		Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule, Beruf						vollzeiterwerbstätig						4		40		184		136		52				416						40		128		236		96		20				520

								teilzeiterwerbstätig						12		12		76		84		72		4		260				8		24		84		280		172		48		4		620

								arbeitslos gemeldet- mit AFG-Leistung				8		104		200		512		524		304		60		1712				24		124		220		600		292		180		4		1444

								arbeitslos gemeldet- ohnet AFG-Leistung				48		212		412		1304		1384		1044		276		4680				120		452		508		1292		1148		644		152		4316

								nicht erwerbstätig  wg. Aus- und Fortbildung				8		12		48		60		72		8				208				12		28		44		52		48		16		4		204

								nicht erwerbstätig  wg. häusl. Bindung								8				8		4		8		28				28		340		788		1816		336		28		8		3344

								nicht erwerbstätig  wg. Krankheit, Behinderung, AU						12		12		108		140		324		292		888						8		40		120		136		180		160		644

								nicht erwerbstätigaus Altersgründen				4		20		76		240		188		148		124		800				36		80		140		272		188		172		100		988

												68		376		808		2484		2536		1956		764		8992				228		1096		1952		4668		2416		1288		432		12080

		Fachhochschul-, Hochschulabschluss						vollzeiterwerbstätig								116		412		236		108		32		904						24		140		284		236		52		12		748

								teilzeiterwerbstätig						4		52		288		180		92		20		636						8		88		488		304		104		40		1032

								arbeitslos gemeldet- mit AFG-Leistung						36		192		1084		836		444		96		2688						60		264		1072		712		368		32		2508

								arbeitslos gemeldet- ohnet AFG-Leistung						152		1324		3608		2996		1984		616		10680						360		1344		3112		2528		1684		336		9364

								nicht erwerbstätig  wg. Aus- und Fortbildung						32		120		192		156		60		16		576						12		120		244		224		32		8		640

								nicht erwerbstätig  wg. häusl. Bindung								20		68		44		4				136						128		968		2544		592		68		8		4308

								nicht erwerbstätig  wg. Krankheit, Behinderung, AU						4		16		156		268		316		292		1052						8		32		152		208		300		340		1040

								nicht erwerbstätigaus Altersgründen						32		156		516		444		344		136		1628						56		244		652		424		320		156		1852

														260		1996		6324		5160		3352		1208		18300						656		3200		8548		5228		2928		932		21492

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss						vollzeiterwerbstätig				16		68		188		612		388		100		8		1380				28		168		280		472		304		84		8		1344

								teilzeiterwerbstätig				4		48		36		172		140		92		12		504				16		112		252		916		444		200		24		1964

								arbeitslos gemeldet- mit AFG-Leistung				104		424		788		1912		1396		856		128		5608				192		856		924		1996		1276		628		80		5952

								arbeitslos gemeldet- ohnet AFG-Leistung				196		592		1260		3188		2372		1396		340		9344				400		704		1076		2452		1964		1164		220		7980

								nicht erwerbstätig  wg. Aus- und Fortbildung				20		32		56		92		56		20				276				28		64		92		116		60		24				384

								nicht erwerbstätig  wg. häusl. Bindung						12		16		56		28		12		4		128				164		1264		2384		4220		920		128		12		9092

								nicht erwerbstätig  wg. Krankheit, Behinderung, AU				4		12		76		256		428		508		432		1716				12		32		68		324		456		612		588		2092

								nicht erwerbstätigaus Altersgründen				28		68		148		328		364		196		132		1264				48		180		352		724		412		356		124		2196

												372		1256		2568		6616		5172		3180		1056		20220				888		3380		5428		11220		5836		3196		1056		31004

										15 bis unter 18 J.		18 bis unter 21 J.		21 bis unter 25 J.		25 bis unter 30 J.		30 bis unter 40 J.		40 bis unter 50 J.		50 bis unter 60 J.		60 bis unter 65 J.

		noch in beruflicher Ausbildung						teilzeiterwerbstätig		24		56		28		36		52		8						204

								arbeitslos gemeldet- mit AFG-Leistung		20		128		312		232		224		96						1012

								arbeitslos gemeldet- ohnet AFG-Leistung		16		132		144		96		200		64						652

								nicht erwerbstätig  wg. Aus- und Fortbildung		1964		2536		1312		532		452		56						6852

								nicht erwerbstätig  wg. häusl. Bindung		4		4		4		8		4		4						28

								nicht erwerbstätig  wg. Krankheit, Behinderung, AU				16		20		52		52		8		4				152

								nicht erwerbstätigaus Altersgründen		192		248		108		104		96		36						784

										2220		3120		1928		1060		1080		272		4				9684
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AE.AS.beruf

		

		Alleinerziehende weiblich

		Höchster Berufsausbildungsabschluß

						Alter zum Berichtszeitpunkt (klassifiziert)

						18 bis unter 21 J.		21 bis unter 25 J.		25 bis unter 30 J.		30 bis unter 40 J.		40 bis unter 50 J.		50 bis unter 60 J.		insgesamt

		kein Ausbildungsabschluss, nicht in beruflicher Ausbildung				5,964		15,128		21,292		39,892		12,120		1,780		96,176		44.2

		abgeschl. Lehre				712		8,636		21,764		44,292		12,464		992		88,860		40.8

		abgeschl. berufl.-schulische Ausbildung				132		1,152		2,708		5,040		1,144		104		10,280		4.7

		Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule, Beruf				40		356		928		2,376		688		44		4,432		2.0

		Fachhochschul-, Hochschulabschluss						112		888		3,356		1,376		148		5,880		2.7

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss				116		1,236		2,680		5,916		1,848		148		11,944		5.5

		Gesamt				6,964		26,620		50,260		100,872		29,640		3,216		217,572		100.0

		Alleinerziehende

		Höchster Berufsausbildungsabschluß

				Männlich				Weiblich				Gesamt

		kein Ausbildungsabschluss, nicht in beruflicher Ausbildung		2312		35.5		96616		44.3		98928

		abgeschl. Lehre		3152		48.5		88888		40.8		92040

		abgeschl. berufl.-schulische Ausbildung		212		3.3		10280		4.7		10492

		Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule, Beruf		184		2.8		4432		2.0		4616

		Fachhochschul-, Hochschulabschluss		332		5.1		5880		2.7		6212

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss		312		4.8		11948		5.5		12260

		Gesamt		6504		100.0		218044		100.0		224548

		Alleinstehende

				Männlich				Weiblich						Gesamt

		kein Ausbildungsabschluss, nicht in beruflicher Ausbildung		79744		44.7		81408		55.6				161152

		abgeschl. Lehre		76568		42.9		45436		31.0				122004

		abgeschl. berufl.-schulische Ausbildung		4600		2.6		5184		3.5				9784

		Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule, Beruf		3136		1.8		2216		1.5				5352

		Fachhochschul-, Hochschulabschluss		7012		3.9		5280		3.6				12292

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss		7252		4.1		6828		4.7				14080

		Gesamt		178312		100.0		146352		100.0				324664

		Paare mit Kindern

				(Ehe)Männer mit Kindern				(Ehe)Frauen mit Kindern

		kein Ausbildungsabschluss, nicht in beruflicher Ausbildung		45416		36.8		62068		50.6

		abgeschl. Lehre		56228		45.5		38748		31.6

		abgeschl. berufl.-schulische Ausbildung		4060		3.3		5488		4.5

		Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule, Beruf		3296		2.7		3172		2.6

		Fachhochschul-, Hochschulabschluss		6740		5.5		5864		4.8

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss		7712		6.2		7244		5.9

		Gesamt		123452		100.0		122584		100.0

				männliche Alleinstehende				weibliche Alleinstehende

		kein Ausbildungsabschluss		79,744		44.7		81,408		55.6

		abgeschlossene Lehre		76,568		42.9		45,436		31.0

		berufl.-schulische Ausbildung		4,600		2.6		5,184		3.5

		Fachschule, Meister-, Technikerschule		3,136		1.8		2,216		1.5

		Fachhochschul-, Hochschulabschluss		7,012		3.9		5,280		3.6

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss		7,252		4.1		6,828		4.7

		insgesamt		178,312		100.0		146,352		100.0

				(Ehe)Männer mit Kindern				(Ehe)Frauen mit Kindern

		kein Ausbildungsabschluss		45,416		36.8		62,068		50.6

		abgeschlossene Lehre		56,228		45.5		38,748		31.6

		berufl.-schulische Ausbildung		4,060		3.3		5,488		4.5

		Fachschule, Meister-, Technikerschule		3,296		2.7		3,172		2.6

		Fachhochschul-, Hochschulabschluss		6,740		5.5		5,864		4.8

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss		7,712		6.2		7,244		5.9

		insgesamt		123,452		100.0		122,584		100.0

				(Ehe)Männer ohne Kinder				(Ehe)Frauen ohne Kinder

		kein Ausbildungsabschluss		21,732		39.0		32,156		55.8

		abgeschlossene Lehre		24,904		44.7		15,872		27.5

		berufl.-schulische Ausbildung		1,560		2.8		2,108		3.7

		Fachschule, Meister-, Technikerschule		1,668		3.0		1,432		2.5

		Fachhochschul-, Hochschulabschluss		2,960		5.3		3,072		5.3

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss		2,952		5.3		2,980		5.2

		insgesamt		55,776		100.0		57,620		100.0

				weibliche Alleinstehende				(Ehe)Frauen ohne Kinder

		kein Ausbildungsabschluss		81,408		55.6		32,156		55.8

		abgeschlossene Lehre		45,436		31.0		15,872		27.5

		berufl.-schulische Ausbildung		5,184		3.5		2,108		3.7

		Fachschule, Meister-, Technikerschule		2,216		1.5		1,432		2.5

		Fachhochschul-, Hochschulabschluss		5,280		3.6		3,072		5.3

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss		6,828		4.7		2,980		5.2

		insgesamt		146,352		100.0		57,620		100.0





paare.kids

		

		Paare mit Kindern

								Geschlecht

								Männlich																Weiblich

								Alter zum Berichtszeitpunkt (klassifiziert)														Gesamt		Alter zum Berichtszeitpunkt (klassifiziert)														Gesamt

								18 bis unter 21 J.		21 bis unter 25 J.		25 bis unter 30 J.		30 bis unter 40 J.		40 bis unter 50 J.		50 bis unter 60 J.		60 bis unter 65 J.				18 bis unter 21 J.		21 bis unter 25 J.		25 bis unter 30 J.		30 bis unter 40 J.		40 bis unter 50 J.		50 bis unter 60 J.		60 bis unter 65 J.

		Höchster Berufsausbildungsabschluß		kein Ausbildungsabschluss, nicht in beruflicher Ausbildung				1488		4372		8716		18000		8816		3292		732		45416		4672		9556		12664		22784		9976		2228		188		62068

				abgeschl. Lehre				336		3024		9408		24348		14864		3680		568		56228		496		4304		8344		17040		7856		684		24		38748

				abgeschl. berufl.-schulische Ausbildung				24		224		716		1792		1092		188		24		4060		100		580		1144		2608		988		68				5488

				Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule, Beruf				8		108		388		1344		1116		308		24		3296		20		216		520		1532		780		100		4		3172

				Fachhochschul-, Hochschulabschluss						40		684		2888		2396		672		60		6740				152		980		2848		1640		236		8		5864

				anderer berufl. Ausbildungsabschluss				44		380		1176		3356		2116		568		72		7712		132		816		1648		3180		1328		128		12		7244

								1900		8148		21088		51728		30400		8708		1480		123452		5420		15624		25300		49992		22568		3444		236		122584

		Paare mit Kindern

				männlich				weiblich

		kein Ausbildungsabschluss, nicht in beruflicher Ausbildung		45416		36.8		62068		50.6

		abgeschl. Lehre		56228		45.5		38748		31.6

		abgeschl. berufl.-schulische Ausbildung		4060		3.3		5488		4.5

		Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule, Beruf		3296		2.7		3172		2.6

		Fachhochschul-, Hochschulabschluss		6740		5.5		5864		4.8

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss		7712		6.2		7244		5.9

		Gesamt		123452		100.0		122584		100.0

				insgesamt				(Ehe)Frauen mit Kindern				Alleinerziehende

		kein Ausbildungsabschluss		158,684		46.6		62,068		50.6		96,616		44.3

		abgeschlossene Lehre		127,636		37.5		38,748		31.6		88,888		40.8

		berufl.-schulische Ausbildung		15,768		4.6		5,488		4.5		10,280		4.7

		Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule		7,604		2.2		3,172		2.6		4,432		2.0

		Fachhochschul-, Hochschulabschluss		11,744		3.4		5,864		4.8		5,880		2.7

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss		19,192		5.6		7,244		5.9		11,948		5.5

		insgesamt		340,628		100.0		122,584		100.0		218,044		100.0

				insgesamt				(Ehe)Frauen ohne kids				Alleinstehende

		kein Ausbildungsabschluss, nicht in beruflicher Ausbildung		113,564		55.7		32,156		55.8		81,408		55.6

		abgeschl. Lehre		61,308		30.1		15,872		27.5		45,436		31.0

		abgeschl. berufl.-schulische Ausbildung		7,292		3.6		2,108		3.7		5,184		3.5

		Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule, Beruf		3,648		1.8		1,432		2.5		2,216		1.5

		Fachhochschul-, Hochschulabschluss		8,352		4.1		3,072		5.3		5,280		3.6

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss		9,808		4.8		2,980		5.2		6,828		4.7

		Gesamt		203,972		100.0		57,620		100.0		146,352		100.0

						Geschlecht				Gesamt

						Männlich		Weiblich

		Höchster Berufsausbildungsabschluß		kein Ausbildungsabschluss, nicht in beruflicher Ausbildung		21732		32156		53888

				noch in beruflicher Ausbildung		496		792		1288

				abgeschl. Lehre		24904		15872		40776

				abgeschl. berufl.-schulische Ausbildung		1560		2108		3668

				Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule, Beruf		1668		1432		3100

				Fachhochschul-, Hochschulabschluss		2960		3072		6032

				anderer berufl. Ausbildungsabschluss		2952		2980		5932

				unbekannt oder leer		37652		44684		82336

		Gesamt				93924		103096		197020
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Tabelle1

		

						Geschlecht

						Männlich																														Weiblich

						Alter zum Berichtszeitpunkt (klassifiziert)																												Gesamt		Alter zum Berichtszeitpunkt (klassifiziert)														Gesamt

						18 bis unter 21 J.				21 bis unter 25 J.				25 bis unter 30 J.				30 bis unter 40 J.				40 bis unter 50 J.				50 bis unter 60 J.				60 bis unter 65 J.						18 bis unter 21 J.		21 bis unter 25 J.		25 bis unter 30 J.		30 bis unter 40 J.		40 bis unter 50 J.		50 bis unter 60 J.		60 bis unter 65 J.

		Höchster Berufsausbildungsabschluß		kein Ausbildungsabschluss, nicht in beruflicher Ausbildung		1368				2084				2040				2920				3060				6012				4248				21732		2788		2584		1848		3288		6308		10492		4848		32156

				noch in beruflicher Ausbildung		196				152				60				56				32												496		392		224		84		60		24		8				792

				abgeschl. Lehre		168				1204				1808				3204				5264				8872				4384				24904		396		1180		1076		1892		4580		5252		1496		15872

				abgeschl. berufl.-schulische Ausbildung		20				60				132				240				276				568				264				1560		64		240		152		264		536		624		228		2108

				Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule, Beruf						32				88				152				336				664				396				1668		24		80		92		96		380		512		248		1432

				Fachhochschul-, Hochschulabschluss						40				208				336				492				1136				748				2960				108		260		228		600		1316		560		3072

				anderer berufl. Ausbildungsabschluss		32				92				192				324				624				1152				536				2952		64		208		208		288		780		1004		428		2980

				unbekannt oder leer		992				1684				2252				4160				5504				12984				10076				37652		1964		2096		1996		3724		8808		16604		9492		44684

		Gesamt				2776				5348				6780				11392				15588				31388				20652				93924		5692		6720		5716		9840		22016		35812		17300		103096

		Paare ohne Kinder

						Weiblich

						Alter zum Berichtszeitpunkt (klassifiziert)																												Gesamt

						18 bis unter 21 J.				21 bis unter 25 J.				25 bis unter 30 J.				30 bis unter 40 J.				40 bis unter 50 J.				50 bis unter 60 J.				60 bis unter 65 J.

		Höchster Berufsausbildungsabschluß		kein Ausbildungsabschluss, nicht in beruflicher Ausbildung		2,788		84		2,584		59		1,848		51		3,288		54		6,308		48		10,492		55		4,848		62		32,156		55.8070114544

				abgeschl. Lehre		396		12		1,180		27		1,076		30		1,892		31		4,580		35		5,252		27		1,496		19		15,872		27.5459909754

		anderer Ausbildungsabschluss insgesamt				152		5		636		14		712		20		876		14		2,296		17		3,456		18		1,464		19		9,592		16.6469975703

				abgeschl. berufl.-schulische Ausbildung		64				240				152				264				536				624				228				2,108

				Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule, Beruf		24				80				92				96				380				512				248				1,432

				Fachhochschul-, Hochschulabschluss						108				260				228				600				1,316				560				3,072

				anderer berufl. Ausbildungsabschluss		64				208				208				288				780				1,004				428				2,980

		Gesamt				3,336				4,400				3,636				6,056				13,184				19,200				7,808				57,620

				18-21		21-25		25-30		30-40		40-50		50-60		60-65

		kein Ausbildungsabschluss		83.6		58.7		50.8		54.3		47.8		54.6		62.1

		abgeschlossene Lehre		11.9		26.8		29.6		31.2		34.7		27.4		19.2

		anderer Ausbildungsabschluss insgesamt		4.6		14.5		19.6		14.5		17.4		18.0		18.8
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AE.AS.beruf

		

		Alleinerziehende weiblich

		Höchster Berufsausbildungsabschluß

						Alter zum Berichtszeitpunkt (klassifiziert)

						18 bis unter 21 J.		21 bis unter 25 J.		25 bis unter 30 J.		30 bis unter 40 J.		40 bis unter 50 J.		50 bis unter 60 J.		insgesamt

		kein Ausbildungsabschluss, nicht in beruflicher Ausbildung				5,964		15,128		21,292		39,892		12,120		1,780		96,176		44.2

		abgeschl. Lehre				712		8,636		21,764		44,292		12,464		992		88,860		40.8

		abgeschl. berufl.-schulische Ausbildung				132		1,152		2,708		5,040		1,144		104		10,280		4.7

		Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule, Beruf				40		356		928		2,376		688		44		4,432		2.0

		Fachhochschul-, Hochschulabschluss						112		888		3,356		1,376		148		5,880		2.7

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss				116		1,236		2,680		5,916		1,848		148		11,944		5.5

		Gesamt				6,964		26,620		50,260		100,872		29,640		3,216		217,572		100.0

		Alleinerziehende

		Höchster Berufsausbildungsabschluß

				Männlich				Weiblich				Gesamt

		kein Ausbildungsabschluss, nicht in beruflicher Ausbildung		2312		35.5		96616		44.3		98928

		abgeschl. Lehre		3152		48.5		88888		40.8		92040

		abgeschl. berufl.-schulische Ausbildung		212		3.3		10280		4.7		10492

		Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule, Beruf		184		2.8		4432		2.0		4616

		Fachhochschul-, Hochschulabschluss		332		5.1		5880		2.7		6212

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss		312		4.8		11948		5.5		12260

		Gesamt		6504		100.0		218044		100.0		224548

		Alleinstehende

				Männlich				Weiblich						Gesamt

		kein Ausbildungsabschluss, nicht in beruflicher Ausbildung		79744		44.7		81408		55.6				161152

		abgeschl. Lehre		76568		42.9		45436		31.0				122004

		abgeschl. berufl.-schulische Ausbildung		4600		2.6		5184		3.5				9784

		Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule, Beruf		3136		1.8		2216		1.5				5352

		Fachhochschul-, Hochschulabschluss		7012		3.9		5280		3.6				12292

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss		7252		4.1		6828		4.7				14080

		Gesamt		178312		100.0		146352		100.0				324664

		Paare mit Kindern

				(Ehe)Männer mit Kindern				(Ehe)Frauen mit Kindern

		kein Ausbildungsabschluss, nicht in beruflicher Ausbildung		45416		36.8		62068		50.6

		abgeschl. Lehre		56228		45.5		38748		31.6

		abgeschl. berufl.-schulische Ausbildung		4060		3.3		5488		4.5

		Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule, Beruf		3296		2.7		3172		2.6

		Fachhochschul-, Hochschulabschluss		6740		5.5		5864		4.8

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss		7712		6.2		7244		5.9

		Gesamt		123452		100.0		122584		100.0

				männliche Alleinstehende				weibliche Alleinstehende

		kein Ausbildungsabschluss		79,744		44.7		81,408		55.6

		abgeschlossene Lehre		76,568		42.9		45,436		31.0

		berufl.-schulische Ausbildung		4,600		2.6		5,184		3.5

		Fachschule, Meister-, Technikerschule		3,136		1.8		2,216		1.5

		Fachhochschul-, Hochschulabschluss		7,012		3.9		5,280		3.6

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss		7,252		4.1		6,828		4.7

		insgesamt		178,312		100.0		146,352		100.0

				(Ehe)Männer mit Kindern				(Ehe)Frauen mit Kindern

		kein Ausbildungsabschluss		45,416		36.8		62,068		50.6

		abgeschlossene Lehre		56,228		45.5		38,748		31.6

		berufl.-schulische Ausbildung		4,060		3.3		5,488		4.5

		Fachschule, Meister-, Technikerschule		3,296		2.7		3,172		2.6

		Fachhochschul-, Hochschulabschluss		6,740		5.5		5,864		4.8

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss		7,712		6.2		7,244		5.9

		insgesamt		123,452		100.0		122,584		100.0

				(Ehe)Männer ohne Kinder				(Ehe)Frauen ohne Kinder

		kein Ausbildungsabschluss		21,732		39.0		32,156		55.8

		abgeschlossene Lehre		24,904		44.7		15,872		27.5

		berufl.-schulische Ausbildung		1,560		2.8		2,108		3.7

		Fachschule, Meister-, Technikerschule		1,668		3.0		1,432		2.5

		Fachhochschul-, Hochschulabschluss		2,960		5.3		3,072		5.3

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss		2,952		5.3		2,980		5.2

		insgesamt		55,776		100.0		57,620		100.0

				weibliche Alleinstehende				(Ehe)Frauen ohne Kinder

		kein Ausbildungsabschluss		81,408		55.6		32,156		55.8

		abgeschlossene Lehre		45,436		31.0		15,872		27.5

		berufl.-schulische Ausbildung		5,184		3.5		2,108		3.7

		Fachschule, Meister-, Technikerschule		2,216		1.5		1,432		2.5

		Fachhochschul-, Hochschulabschluss		5,280		3.6		3,072		5.3

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss		6,828		4.7		2,980		5.2

		insgesamt		146,352		100.0		57,620		100.0





paare.kids

		

		Paare mit Kindern

								Geschlecht

								Männlich																Weiblich

								Alter zum Berichtszeitpunkt (klassifiziert)														Gesamt		Alter zum Berichtszeitpunkt (klassifiziert)														Gesamt

								18 bis unter 21 J.		21 bis unter 25 J.		25 bis unter 30 J.		30 bis unter 40 J.		40 bis unter 50 J.		50 bis unter 60 J.		60 bis unter 65 J.				18 bis unter 21 J.		21 bis unter 25 J.		25 bis unter 30 J.		30 bis unter 40 J.		40 bis unter 50 J.		50 bis unter 60 J.		60 bis unter 65 J.

		Höchster Berufsausbildungsabschluß		kein Ausbildungsabschluss, nicht in beruflicher Ausbildung				1488		4372		8716		18000		8816		3292		732		45416		4672		9556		12664		22784		9976		2228		188		62068

				abgeschl. Lehre				336		3024		9408		24348		14864		3680		568		56228		496		4304		8344		17040		7856		684		24		38748

				abgeschl. berufl.-schulische Ausbildung				24		224		716		1792		1092		188		24		4060		100		580		1144		2608		988		68				5488

				Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule, Beruf				8		108		388		1344		1116		308		24		3296		20		216		520		1532		780		100		4		3172

				Fachhochschul-, Hochschulabschluss						40		684		2888		2396		672		60		6740				152		980		2848		1640		236		8		5864

				anderer berufl. Ausbildungsabschluss				44		380		1176		3356		2116		568		72		7712		132		816		1648		3180		1328		128		12		7244

								1900		8148		21088		51728		30400		8708		1480		123452		5420		15624		25300		49992		22568		3444		236		122584

		Paare mit Kindern

				männlich				weiblich

		kein Ausbildungsabschluss, nicht in beruflicher Ausbildung		45416		36.8		62068		50.6

		abgeschl. Lehre		56228		45.5		38748		31.6

		abgeschl. berufl.-schulische Ausbildung		4060		3.3		5488		4.5

		Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule, Beruf		3296		2.7		3172		2.6

		Fachhochschul-, Hochschulabschluss		6740		5.5		5864		4.8

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss		7712		6.2		7244		5.9

		Gesamt		123452		100.0		122584		100.0

				insgesamt				(Ehe)Frauen mit Kindern				Alleinerziehende

		kein Ausbildungsabschluss		158,684		46.6		62,068		50.6		96,616		44.3

		abgeschlossene Lehre		127,636		37.5		38,748		31.6		88,888		40.8

		berufl.-schulische Ausbildung		15,768		4.6		5,488		4.5		10,280		4.7

		Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule		7,604		2.2		3,172		2.6		4,432		2.0

		Fachhochschul-, Hochschulabschluss		11,744		3.4		5,864		4.8		5,880		2.7

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss		19,192		5.6		7,244		5.9		11,948		5.5

		insgesamt		340,628		100.0		122,584		100.0		218,044		100.0

				insgesamt				(Ehe)Frauen ohne kids				Alleinstehende

		kein Ausbildungsabschluss, nicht in beruflicher Ausbildung		113,564		55.7		32,156		55.8		81,408		55.6

		abgeschl. Lehre		61,308		30.1		15,872		27.5		45,436		31.0

		abgeschl. berufl.-schulische Ausbildung		7,292		3.6		2,108		3.7		5,184		3.5

		Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule, Beruf		3,648		1.8		1,432		2.5		2,216		1.5

		Fachhochschul-, Hochschulabschluss		8,352		4.1		3,072		5.3		5,280		3.6

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss		9,808		4.8		2,980		5.2		6,828		4.7

		Gesamt		203,972		100.0		57,620		100.0		146,352		100.0

						Geschlecht				Gesamt

						Männlich		Weiblich

		Höchster Berufsausbildungsabschluß		kein Ausbildungsabschluss, nicht in beruflicher Ausbildung		21732		32156		53888

				noch in beruflicher Ausbildung		496		792		1288

				abgeschl. Lehre		24904		15872		40776

				abgeschl. berufl.-schulische Ausbildung		1560		2108		3668

				Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule, Beruf		1668		1432		3100

				Fachhochschul-, Hochschulabschluss		2960		3072		6032

				anderer berufl. Ausbildungsabschluss		2952		2980		5932

				unbekannt oder leer		37652		44684		82336

		Gesamt				93924		103096		197020





EF

		18 bis unter 21 J.		18 bis unter 21 J.		18 bis unter 21 J.

		21 bis unter 25 J.		21 bis unter 25 J.		21 bis unter 25 J.

		25 bis unter 30 J.		25 bis unter 30 J.		25 bis unter 30 J.

		30 bis unter 40 J.		30 bis unter 40 J.		30 bis unter 40 J.

		40 bis unter 50 J.		40 bis unter 50 J.		40 bis unter 50 J.

		50 bis unter 60 J.		50 bis unter 60 J.		50 bis unter 60 J.

		60 bis unter 65 J.		60 bis unter 65 J.		60 bis unter 65 J.



kein Ausbildungsabschluss

abgeschlossene Lehre

anderer Ausbildungsabschluss insgesamt

Anteile in % an allen der jeweiligen Altersgruppe

83.5731414868

11.8705035971

4.5563549161

58.7272727273

26.8181818182

14.4545454545

50.8250825083

29.5929592959

19.5819581958

54.2932628798

31.2417437252

14.464993395

47.8458737864

34.7390776699

17.4150485437

54.6458333333

27.3541666667

18

62.0901639344

19.1598360656

18.75



Tabelle1

		

						Geschlecht

						Männlich																														Weiblich

						Alter zum Berichtszeitpunkt (klassifiziert)																												Gesamt		Alter zum Berichtszeitpunkt (klassifiziert)														Gesamt

						18 bis unter 21 J.				21 bis unter 25 J.				25 bis unter 30 J.				30 bis unter 40 J.				40 bis unter 50 J.				50 bis unter 60 J.				60 bis unter 65 J.						18 bis unter 21 J.		21 bis unter 25 J.		25 bis unter 30 J.		30 bis unter 40 J.		40 bis unter 50 J.		50 bis unter 60 J.		60 bis unter 65 J.

		Höchster Berufsausbildungsabschluß		kein Ausbildungsabschluss, nicht in beruflicher Ausbildung		1368				2084				2040				2920				3060				6012				4248				21732		2788		2584		1848		3288		6308		10492		4848		32156

				noch in beruflicher Ausbildung		196				152				60				56				32												496		392		224		84		60		24		8				792

				abgeschl. Lehre		168				1204				1808				3204				5264				8872				4384				24904		396		1180		1076		1892		4580		5252		1496		15872

				abgeschl. berufl.-schulische Ausbildung		20				60				132				240				276				568				264				1560		64		240		152		264		536		624		228		2108

				Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule, Beruf						32				88				152				336				664				396				1668		24		80		92		96		380		512		248		1432

				Fachhochschul-, Hochschulabschluss						40				208				336				492				1136				748				2960				108		260		228		600		1316		560		3072

				anderer berufl. Ausbildungsabschluss		32				92				192				324				624				1152				536				2952		64		208		208		288		780		1004		428		2980

				unbekannt oder leer		992				1684				2252				4160				5504				12984				10076				37652		1964		2096		1996		3724		8808		16604		9492		44684

		Gesamt				2776				5348				6780				11392				15588				31388				20652				93924		5692		6720		5716		9840		22016		35812		17300		103096

		Paare ohne Kinder

						Weiblich

						Alter zum Berichtszeitpunkt (klassifiziert)																												Gesamt

						18 bis unter 21 J.				21 bis unter 25 J.				25 bis unter 30 J.				30 bis unter 40 J.				40 bis unter 50 J.				50 bis unter 60 J.				60 bis unter 65 J.

		Höchster Berufsausbildungsabschluß		kein Ausbildungsabschluss, nicht in beruflicher Ausbildung		2,788		84		2,584		59		1,848		51		3,288		54		6,308		48		10,492		55		4,848		62		32,156		55.8070114544

				abgeschl. Lehre		396		12		1,180		27		1,076		30		1,892		31		4,580		35		5,252		27		1,496		19		15,872		27.5459909754

		anderer Ausbildungsabschluss insgesamt				152		5		636		14		712		20		876		14		2,296		17		3,456		18		1,464		19		9,592		16.6469975703

				abgeschl. berufl.-schulische Ausbildung		64				240				152				264				536				624				228				2,108

				Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule, Beruf		24				80				92				96				380				512				248				1,432

				Fachhochschul-, Hochschulabschluss						108				260				228				600				1,316				560				3,072

				anderer berufl. Ausbildungsabschluss		64				208				208				288				780				1,004				428				2,980

		Gesamt				3,336				4,400				3,636				6,056				13,184				19,200				7,808				57,620

				18-21		21-25		25-30		30-40		40-50		50-60		60-65

		kein Ausbildungsabschluss		83.6		58.7		50.8		54.3		47.8		54.6		62.1

		abgeschlossene Lehre		11.9		26.8		29.6		31.2		34.7		27.4		19.2

		anderer Ausbildungsabschluss insgesamt		4.6		14.5		19.6		14.5		17.4		18.0		18.8





AS

		18-21		18-21		18-21

		21-25		21-25		21-25

		25-30		25-30		25-30

		30-40		30-40		30-40

		40-50		40-50		40-50

		50-60		50-60		50-60

		60-65		60-65		60-65



kein Ausbildungsabschluss

abgeschlossene Lehre

anderer Ausbildungsabschluss insgesamt

Anteile in % an allen der jeweiligen Altersgruppe

82.1468926554

12.1657250471

5.6873822976

56.6018423746

31.5250767656

11.8730808598

51.0791366906

33.3425567239

15.5783065855

48.5150007538

33.8308457711

17.654153475

48.1454859114

36.4864864865

15.3680276021

54.294755877

33.0922242315

12.6130198915

68.0497925311

23.0549792531

8.8952282158



TabelleAS

		

						Geschlecht

						Männlich																Weiblich

						Alter zum Berichtszeitpunkt (klassifiziert)														Gesamt		Alter zum Berichtszeitpunkt (klassifiziert)														Gesamt

						18 bis unter 21 J.		21 bis unter 25 J.		25 bis unter 30 J.		30 bis unter 40 J.		40 bis unter 50 J.		50 bis unter 60 J.		60 bis unter 65 J.				18 bis unter 21 J.		21 bis unter 25 J.		25 bis unter 30 J.		30 bis unter 40 J.		40 bis unter 50 J.		50 bis unter 60 J.		60 bis unter 65 J.

		Höchster Berufsausbildungsabschluß		kein Ausbildungsabschluss, nicht in beruflicher Ausbildung		8236		12156		12240		21580		12968		8968		3312		79460		8724		8848		7384		12872		13396		19216		10496		80936

				noch in beruflicher Ausbildung		796		880		404		448		104		4				2636		1244		1136		444		316		72		4				3216

				abgeschl. Lehre		988		4852		8572		22092		19872		15752		4440		76568		1292		4928		4820		8976		10152		11712		3556		45436

				abgeschl. berufl.-schulische Ausbildung		100		336		604		1320		1212		756		272		4600		264		768		576		1200		1024		1068		284		5184

				Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule, Beruf		16		136		232		776		800		876		300		3136		60		220		304		472		428		576		156		2216

				Fachhochschul-, Hochschulabschluss				132		808		2628		1796		1260		388		7012				164		724		1688		1276		1076		352		5280

				anderer berufl. Ausbildungsabschluss		156		464		892		2268		1820		1260		392		7252		280		704		648		1324		1548		1744		580		6828

				unbekannt oder leer		3612		7004		10728		23620		19116		17636		7624		89340		3520		5228		6252		13496		16500		26836		17308		89140

		Gesamt				13904		25960		34480		74732		57688		46512		16728		270004		15384		21996		21152		40344		44396		62232		32732		238236

						Weiblich

						Alter zum Berichtszeitpunkt (klassifiziert)														Gesamt

						18 bis unter 21 J.		21 bis unter 25 J.		25 bis unter 30 J.		30 bis unter 40 J.		40 bis unter 50 J.		50 bis unter 60 J.		60 bis unter 65 J.

		Höchster Berufsausbildungsabschluß		kein Ausbildungsabschluss, nicht in beruflicher Ausbildung		8724		8848		7384		12872		13396		19216		10496		80936

				abgeschl. Lehre		1292		4928		4820		8976		10152		11712		3556		45436

						604		1856		2252		4684		4276		4464		1372		19508

				abgeschl. berufl.-schulische Ausbildung		264		768		576		1200		1024		1068		284		5184

				Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule, Beruf		60		220		304		472		428		576		156		2216

				Fachhochschul-, Hochschulabschluss				164		724		1688		1276		1076		352		5280

				anderer berufl. Ausbildungsabschluss		280		704		648		1324		1548		1744		580		6828

						10620		15632		14456		26532		27824		35392		15424		145880

						18-21		21-25		25-30		30-40		40-50		50-60		60-65

				kein Ausbildungsabschluss		82.1		56.6		51.1		48.5		48.1		54.3		68.0

				abgeschlossene Lehre		12.2		31.5		33.3		33.8		36.5		33.1		23.1

				anderer Ausbildungsabschluss insgesamt		5.7		11.9		15.6		17.7		15.4		12.6		8.9

						100		100		100
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Tabelle1

		Höchster Berufsausbildungsabschluß

		Männlich

				Gesamt		15 bis unter 18 J.				18 bis unter 21 J.				21 bis unter 25 J.				25 bis unter 30 J.				30 bis unter 40 J.				40 bis unter 50 J.				50 bis unter 60 J.				60 bis unter 65 J.

		kein Ausbildungsabschluss, nicht in beruflicher Ausbildung		219,772		33,696		15		24,276		89		25,304		65		27,896		72		50,228		40		29,004		32		20,328		33		9,040		40.2

		abgeschl. Lehre		175,560						2,320		8		11,000		28		22,200		57		55,084		44		44,804		50		30,344		50		9,808		43.7

																																0

		abgeschl. berufl.-schulische Ausbildung		11,532						260		1		764		2		1,684		3		3,640		3		2,960		3		1,636		3		588		2.6

		Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule, Beruf		8,992						68		0		376		1		808		1		2,484		2		2,536		3		1,956		3		764		3.4

		Fachhochschul-, Hochschulabschluss		18,300										260		1		1,996		3		6,324		5		5,160		6		3,352		6		1,208		5.4

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss		20,220						372		1		1,256		3		2,568		4		6,616		5		5,172		6		3,180		5		1,056		4.7

				454,376		33,696				27,296		100		38,960		100		57,152		100		124,376		100		89,636		100		60,796		100		22,464		100.0

		Weiblich

						15 bis unter 18 J.				18 bis unter 21 J.				21 bis unter 25 J.				25 bis unter 30 J.				30 bis unter 40 J.				40 bis unter 50 J.				50 bis unter 60 J.				60 bis unter 65 J.

		kein Ausbildungsabschluss, nicht in beruflicher Ausbildung		346,304		35,696				35,884		86		42,168		59		47,480		47		85,944		44		46,236		46		36,220		56		16,676		66.961130742

		abgeschl. Lehre		199,676						3,800		9		20,884		29		37,852		38		75,236		39		37,172		37		19,460		30		5,272		21.1692900739

																				0

		abgeschl. berufl.-schulische Ausbildung		24,796						840				3,136				4,932		5		9,456				3,948				1,948				536

		Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule, Beruf		12,080						228				1,096				1,952		2		4,668				2,416				1,288				432

		Fachhochschul-, Hochschulabschluss		21,492										656				3,200		3		8,548				5,228				2,928				932

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss		31,004						888				3,380				5,428		5		11,220				5,836				3,196				1,056

				635,352		35,696				41,640				71,320				100,844		100		195,072				100,836				65,040				24,904

		Männlich

				15-18		18-21		21-25		25-30		30-40		40-50		50-60		60-65

		kein Ausbildungsabschluss		100.0		88.9		64.9		64.9		40.4		32.4		33.4		40.2

		abgeschl. Lehre				8.5		28.2		28.2		44.3		50.0		49.9		43.7

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss				2.6		6.8		6.8		15.3		17.7		16.7		16.1

		Weiblich

				15-18		18-21		21-25		25-30		30-40		40-50		50-60		60-65

		kein Ausbildungsabschluss		100.0		86.2		59.1		47.1		44.1		45.9		55.7		67.0

		abgeschl. Lehre				9.1		29.3		37.5		38.6		36.9		29.9		21.2

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss				4.7		11.6		15.4		17.4		17.3		14.4		11.9

				kein Ausbildungsabschluss

				18-21		21-25		25-30		30-40		40-50		50-60		60-65

		weiblich		86.2		59.1		47.1		44.1		45.9		55.7		67.0

		männlich		88.9		64.9		64.9		40.4		32.4		33.4		40.2

				abgeschl. Lehre

				18-21		21-25		25-30		30-40		40-50		50-60		60-65

		weiblich		9.1		29.3		37.5		38.6		36.9		29.9		21.2

		männlich		8.5		28.2		28.2		44.3		50.0		49.9		43.7





Tabelle2

		Höchster Berufsausbildungsabschluß

										Geschlecht

										Männlich																		Weiblich

										Alter zum Berichtszeitpunkt (klassifiziert)																Gesamt		Alter zum Berichtszeitpunkt (klassifiziert)																Gesamt

										15 bis unter 18 J.		18 bis unter 21 J.		21 bis unter 25 J.		25 bis unter 30 J.		30 bis unter 40 J.		40 bis unter 50 J.		50 bis unter 60 J.		60 bis unter 65 J.				15 bis unter 18 J.		18 bis unter 21 J.		21 bis unter 25 J.		25 bis unter 30 J.		30 bis unter 40 J.		40 bis unter 50 J.		50 bis unter 60 J.		60 bis unter 65 J.

		kein Ausbildungsabschluss						vollzeiterwerbstätig		48		440		996		1656		3244		1388		392		76		8240		56		548		1068		1020		2404		1208		572		80		6956

								teilzeiterwerbstätig		60		300		696		1076		2112		904		392		112		5652		56		672		1332		2400		6828		4120		2368		588		18364

								arbeitslos gemeldet- mit AFG-Leistung		228		2772		7212		8208		15008		8852		6040		1084		49404		248		2776		5780		5304		10356		6880		5404		836		37584

								arbeitslos gemeldet- ohnet AFG-Leistung		796		10524		12008		12260		20120		11488		6996		2024		76216		900		11056		9952		7372		14536		12152		9440		1936		67344

								nicht erwerbstätig  wg. Aus- und Fortbildung		22776		6252		1188		372		420		152		68		16		31244		23492		7400		1448		492		612		256		160		8		33868

								nicht erwerbstätig  wg. häusl. Bindung		108		52		76		228		388		240		112		36		1240		816		7360		17792		25624		39612		11108		2828		736		105876

								nicht erwerbstätig  wg. Krankheit, Behinderung, AU		168		660		1292		2308		6004		4084		4828		4752		24096		136		752		1360		2124		5824		5892		10300		9864		36252

								nicht erwerbstätigaus Altersgründen		9512		3276		1836		1788		2932		1896		1500		940		23680		9992		5320		3436		3144		5772		4620		5148		2628		40060

										33696		24276		25304		27896		50228		29004		20328		9040		219772		35696		35884		42168		47480		85944		46236		36220		16676		346304

																												12		112		120		60		104		12						420

																												4		172		376		172		176		108		4				1012

																												28		148		176		84		108		40		8				592

																												1668		3272		1868		868		728		96		4				8504

																												24		460		544		412		484		48		4				1976

																												8		36		44		60		44		16						208

																												196		376		284		140		136		56		4				1192

																												1940		4576		3412		1796		1780		376		24				13904

		abgeschl. Lehre						vollzeiterwerbstätig				192		824		1840		4060		2576		736		116		10344				252		1064		1808		3420		1780		564		48		8936

								teilzeiterwerbstätig				20		148		500		1228		880		600		140		3516				72		812		2468		8304		3996		1276		240		17168

								arbeitslos gemeldet- mit AFG-Leistung				832		4696		8064		18012		13396		7892		1340		54232				1188		5700		6492		13700		8560		4608		456		40704

								arbeitslos gemeldet- ohnet AFG-Leistung				996		4460		9472		25116		20864		12952		3156		77016				1180		3432		5316		13732		11452		6324		1080		42516

								nicht erwerbstätig  wg. Aus- und Fortbildung				112		176		284		740		460		176		16		1964				80		304		452		756		436		124		8		2160

								nicht erwerbstätig  wg. häusl. Bindung				24		20		176		480		244		120		20		1084				792		8416		18892		29884		6028		740		104		64856

								nicht erwerbstätig  wg. Krankheit, Behinderung, AU				12		132		560		2576		3896		5928		4144		17248				40		252		492		1896		2640		4068		2816		12204

								nicht erwerbstätigaus Altersgründen				132		544		1304		2872		2488		1940		876		10156				196		904		1932		3544		2280		1756		520		11132

												2320		11000		22200		55084		44804		30344		9808		175560				3800		20884		37852		75236		37172		19460		5272		199676

		abgeschl. berufl.-schulische Ausbildung						vollzeiterwerbstätig				12		44		160		336		220		60		8		840				52		132		240		384		192		52				1052

								teilzeiterwerbstätig						4		20		60		60		24		20		188				16		72		212		736		316		76		8		1436

								arbeitslos gemeldet- mit AFG-Leistung				64		304		548		1116		760		460		76		3328				144		812		840		1640		884		400		56		4776

								arbeitslos gemeldet- ohnet AFG-Leistung				140		340		792		1660		1428		712		188		5260				376		812		852		2132		1368		708		120		6368

								nicht erwerbstätig  wg. Aus- und Fortbildung				16		12		12		92		28		8				168				40		56		44		136		68		8		4		356

								nicht erwerbstätig  wg. häusl. Bindung								16		32		20						68				120		1080		2340		3612		548		76		8		7784

								nicht erwerbstätig  wg. Krankheit, Behinderung, AU				4		16		44		108		264		244		220		900				4		36		52		300		300		404		276		1372

								nicht erwerbstätigaus Altersgründen				24		44		92		236		180		128		76		780				88		136		352		516		272		224		64		1652

												260		764		1684		3640		2960		1636		588		11532				840		3136		4932		9456		3948		1948		536		24796

		Abschluss einer Fachschule, Meister-, Technikerschule, Beruf						vollzeiterwerbstätig						4		40		184		136		52				416						40		128		236		96		20				520

								teilzeiterwerbstätig						12		12		76		84		72		4		260				8		24		84		280		172		48		4		620

								arbeitslos gemeldet- mit AFG-Leistung				8		104		200		512		524		304		60		1712				24		124		220		600		292		180		4		1444

								arbeitslos gemeldet- ohnet AFG-Leistung				48		212		412		1304		1384		1044		276		4680				120		452		508		1292		1148		644		152		4316

								nicht erwerbstätig  wg. Aus- und Fortbildung				8		12		48		60		72		8				208				12		28		44		52		48		16		4		204

								nicht erwerbstätig  wg. häusl. Bindung								8				8		4		8		28				28		340		788		1816		336		28		8		3344

								nicht erwerbstätig  wg. Krankheit, Behinderung, AU						12		12		108		140		324		292		888						8		40		120		136		180		160		644

								nicht erwerbstätigaus Altersgründen				4		20		76		240		188		148		124		800				36		80		140		272		188		172		100		988

												68		376		808		2484		2536		1956		764		8992				228		1096		1952		4668		2416		1288		432		12080

		Fachhochschul-, Hochschulabschluss						vollzeiterwerbstätig								116		412		236		108		32		904						24		140		284		236		52		12		748

								teilzeiterwerbstätig						4		52		288		180		92		20		636						8		88		488		304		104		40		1032

								arbeitslos gemeldet- mit AFG-Leistung						36		192		1084		836		444		96		2688						60		264		1072		712		368		32		2508

								arbeitslos gemeldet- ohnet AFG-Leistung						152		1324		3608		2996		1984		616		10680						360		1344		3112		2528		1684		336		9364

								nicht erwerbstätig  wg. Aus- und Fortbildung						32		120		192		156		60		16		576						12		120		244		224		32		8		640

								nicht erwerbstätig  wg. häusl. Bindung								20		68		44		4				136						128		968		2544		592		68		8		4308

								nicht erwerbstätig  wg. Krankheit, Behinderung, AU						4		16		156		268		316		292		1052						8		32		152		208		300		340		1040

								nicht erwerbstätigaus Altersgründen						32		156		516		444		344		136		1628						56		244		652		424		320		156		1852

														260		1996		6324		5160		3352		1208		18300						656		3200		8548		5228		2928		932		21492

		anderer berufl. Ausbildungsabschluss						vollzeiterwerbstätig				16		68		188		612		388		100		8		1380				28		168		280		472		304		84		8		1344

								teilzeiterwerbstätig				4		48		36		172		140		92		12		504				16		112		252		916		444		200		24		1964

								arbeitslos gemeldet- mit AFG-Leistung				104		424		788		1912		1396		856		128		5608				192		856		924		1996		1276		628		80		5952

								arbeitslos gemeldet- ohnet AFG-Leistung				196		592		1260		3188		2372		1396		340		9344				400		704		1076		2452		1964		1164		220		7980

								nicht erwerbstätig  wg. Aus- und Fortbildung				20		32		56		92		56		20				276				28		64		92		116		60		24				384

								nicht erwerbstätig  wg. häusl. Bindung						12		16		56		28		12		4		128				164		1264		2384		4220		920		128		12		9092

								nicht erwerbstätig  wg. Krankheit, Behinderung, AU				4		12		76		256		428		508		432		1716				12		32		68		324		456		612		588		2092

								nicht erwerbstätigaus Altersgründen				28		68		148		328		364		196		132		1264				48		180		352		724		412		356		124		2196

												372		1256		2568		6616		5172		3180		1056		20220				888		3380		5428		11220		5836		3196		1056		31004

										15 bis unter 18 J.		18 bis unter 21 J.		21 bis unter 25 J.		25 bis unter 30 J.		30 bis unter 40 J.		40 bis unter 50 J.		50 bis unter 60 J.		60 bis unter 65 J.

		noch in beruflicher Ausbildung						teilzeiterwerbstätig		24		56		28		36		52		8						204

								arbeitslos gemeldet- mit AFG-Leistung		20		128		312		232		224		96						1012

								arbeitslos gemeldet- ohnet AFG-Leistung		16		132		144		96		200		64						652

								nicht erwerbstätig  wg. Aus- und Fortbildung		1964		2536		1312		532		452		56						6852

								nicht erwerbstätig  wg. häusl. Bindung		4		4		4		8		4		4						28

								nicht erwerbstätig  wg. Krankheit, Behinderung, AU				16		20		52		52		8		4				152

								nicht erwerbstätigaus Altersgründen		192		248		108		104		96		36						784

										2220		3120		1928		1060		1080		272		4				9684





Tabelle3

		






_1055678569.xls
w>60.BG.alt

		60 bis unter 65		60 bis unter 65		60 bis unter 65

		65 bis unter 70		65 bis unter 70		65 bis unter 70

		70 bis unter 75		70 bis unter 75		70 bis unter 75

		75 bis unter 80		75 bis unter 80		75 bis unter 80

		80 bis unter 85		80 bis unter 85		80 bis unter 85

		85 J. und älter		85 J. und älter		85 J. und älter



Alleinstehende Frauen

In (Ehe)Partnerschaften

Sonstige

Anteile in %

60.9625270059

33.0626536542

5.9748193399

65.9910390442

27.8323021122

6.1766588436

73.5400051454

19.4365834834

7.0234113712

81.4749780509

10.2897278314

8.2352941176

84.3806104129

5.3347012054

10.2846883816

84.0633942329

2.0911292098

13.8454765573



m>60.BG.alt

		60 bis unter 65		60 bis unter 65		60 bis unter 65

		65 bis unter 70		65 bis unter 70		65 bis unter 70

		70 bis unter 75		70 bis unter 75		70 bis unter 75

		75 bis unter 80		75 bis unter 80		75 bis unter 80

		80 bis unter 85		80 bis unter 85		80 bis unter 85

		85 J. und älter		85 J. und älter		85 J. und älter



Alleinstehende Männer

In (Ehe)Partnerschaften

Sonstige

38.8372956909

54.6248142645

6.5378900446

37.0232105178

57.2634312612

5.7133582211

36.3606770833

57.7799479167

5.859375

36.5800865801

56.5656565657

6.8542568543

38.4228187919

51.3422818792

10.2348993289

45.8333333333

40.7608695652

13.4057971014
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_1055664837.xls
Tabelle1

		Einzelne HV über 60

		1,00

						Männlich				Weiblich		insgesamt

		Einkünfte aus unselbsständiger Arbeit		408		1.2		1,476		1.2		1,884

		Einkünfte aus selbsständiger Arbeit		72		0.2		88		0.1		160

		Erwerbs- oder Berufsunfähigkeitsrente		3,304		9.6		5,784		4.5		9,088

		alterren 'Altersrente'		11,972		34.9		53,136		41.7		65,108

		Hinterbliebenenrente		568		1.7		25,756		20.2		26,324

		Versorgungsbezüge		28		0.1		116		0.1		144

		Renten aus betrieblicher Altersversorgung		16		0.0		96		0.1		112

		Leistungen der GKV		40		0.1		60		0.0		100

		Arbeitslosengeld		160		0.5		208		0.2		368

		Arbeitslosenhilfe		520		1.5		504		0.4		1,024

		Unterhaltsvorschuß oder -ausfallleistungen		4		0.0		160		0.1		164

		Kindergeld		92		0.3		224		0.2		316

		Wohngeld		9,352		27.3		19,744		15.5		29,096

		Private Unterhaltsleistungen		64		0.2		2,748		2.2		2,812

		Sonstige Einkünfte		920		2.7		3,424		2.7		4,344

		Keine Einkünfte		6,756		19.7		13,816		10.8		20,572

				34,276		100.0		127,340		100.0		161,616

				21.2				78.8





Tabelle2

		

		Personen über 60 insgesamt

		1,00

				Männlich				Weiblich				insgesamt

		Einkünfte aus unselbsständiger Arbeit		2,084		2.3		2,532		1.4		4,616

		Einkünfte aus selbsständiger Arbeit		208		0.2		188		0.1		396

		Erwerbs- oder Berufsunfähigkeitsrente		9,968		11.1		10,064		5.6		20,032

		alterren 'Altersrente'		35,376		39.2		74,336		41.6		109,712

		Hinterbliebenenrente		816		0.9		27,204		15.2		28,020

		Versorgungsbezüge		60		0.1		136		0.1		196

		Renten aus betrieblicher Altersversorgung		56		0.1		124		0.1		180

		Leistungen der GKV		96		0.1		96		0.1		192

		Arbeitslosengeld		988		1.1		668		0.4		1,656

		Arbeitslosenhilfe		1,728		1.9		1,492		0.8		3,220

		Unterhaltsvorschuß oder -ausfallleistungen		28		0.0		196		0.1		224

		Kindergeld		1,524		1.7		1,204		0.7		2,728

		Wohngeld		18,900		21.0		27,864		15.6		46,764

		Private Unterhaltsleistungen		400		0.4		3,412		1.9		3,812

		Sonstige Einkünfte		2,584		2.9		5,140		2.9		7,724

		Keine Einkünfte		15,324		17.0		24,176		13.5		39,500

				90,140		100.0		178,832		100.0		268,972

				33.5				66.5





Diagramm1

		60 - 65		60 - 65		60 - 65

		65 - 70		65 - 70		65 - 70

		70 - 75		70 - 75		70 - 75

		75 - 80		75 - 80		75 - 80

		80 - 85		80 - 85		80 - 85

		über 85		über 85		über 85



&A

Page &P

Männlich

Weiblich

Differenz

Altersklassen

In %

44.5124219751

55.4875780249

10.9751560498

39.658834889

60.341165111

20.6823302221

28.3238060114

71.6761939886

43.3523879771

19.5735065669

80.4264934331

60.8529868663

13.2591768632

86.7408231368

73.4816462736

10.8341511286

89.1658488714

78.3316977429



Tabelle3

		

		1,00

				Männlich				Weiblich

		60 bis unter 65 J.		43,072		44.5		53,692		55.5		96,764

		65 bis unter 70 J.		24,644		39.7		37,496		60.3		62,140

		70 bis unter 75 J.		12,288		28.3		31,096		71.7		43,384

		75 bis unter 80 J.		5,544		19.6		22,780		80.4		28,324

		80 bis unter 85 J.		2,384		13.3		15,596		86.7		17,980

		85 J. und älter		2,208		10.8		18,172		89.2		20,380

				90,140		33.5		178,832		66.5		268,972

				Männlich		Weiblich		Differenz

		60 - 65		44.5		55.5		11.0

		65 - 70		39.7		60.3		20.7

		70 - 75		28.3		71.7		43.4

		75 - 80		19.6		80.4		60.9

		80 - 85		13.3		86.7		73.5

		über 85		10.8		89.2		78.3

		insgesamt		33.5		66.5		33.0






_1054806368.xls
Diagramm2

		in sonstigen BGs

		3 u.m. Kinder

		2 Kinder

		1 Kind

		Alleinerziehende

		3 u.m. Kinder

		2 Kinder

		1 Kind

		mit Kindern

		ohne Kinder

		Frauen in (Ehe)Partnerschaften

		Alleinlebende Frauen



Anteile in %

8.6876802294

4.385511643

10.455803177

18.998883203

33.8401980231

5.6848298968

7.4587868585

8.6351741036

21.7787908589

10.8016768623

32.5804677212

24.8916540263



Diagramm4

		in sonstigen BGs		in sonstigen BGs

		3 u.m. Kinder		3 u.m. Kinder

		2 Kinder		2 Kinder

		1 Kind		1 Kind

		Alleinerziehende		Alleinerziehende

		3 u.m. Kinder		3 u.m. Kinder

		2 Kinder		2 Kinder

		1 Kind		1 Kind

		mit Kindern		mit Kindern

		ohne Kinder		ohne Kinder

		Frauen in (Ehe)Partnerschaften		Frauen in (Ehe)Partnerschaften

		Alleinlebende Frauen		Alleinlebende Frauen



(4,4)

(21,8)

(10,8)

(32,6)

(24,9)

(8,7)

(8,6)

(7,5)

(5,7)

(33,8)

(19,0)

(10,5)

83392

8.6876802294

42096

4.385511643

100364

10.455803177

182368

18.998883203

324828

33.8401980231

54568

5.6848298968

71596

7.4587868585

82888

8.6351741036

209052

21.7787908589

103684

10.8016768623

312736

32.5804677212

238932

24.8916540263



Tabelle1

		Frauen im erwerbsfähigen Alter (15 - unter 65 J.) nach BG-Typ (ohne 'Kinder'; 15- unter 18)

		Alleinlebende Frauen				24.9				in sonstigen BGs		83,392		8.7

		Frauen in (Ehe)Partnerschaften				32.6				3 u.m. Kinder		42,096		4.4

		ohne Kinder				10.8				2 Kinder		100,364		10.5

		mit Kindern				21.8				1 Kind		182,368		19.0

		1 Kind				8.6				Alleinerziehende		324,828		33.8

		2 Kinder				7.5				3 u.m. Kinder		54,568		5.7

		3 u.m. Kinder				5.7				2 Kinder		71,596		7.5

		Alleinerziehende				33.8				1 Kind		82,888		8.6

		1 Kind				19.0				mit Kindern		209,052		21.8

		2 Kinder				10.5				ohne Kinder		103,684		10.8

		3 u.m. Kinder				4.4				Frauen in (Ehe)Partnerschaften		312,736		32.6

		in sonstigen BGs				8.7				Alleinlebende Frauen		238,932		24.9

		insgesamt		959,888





Tabelle2

		





Tabelle3

		






_1054889284.xls
w>60.BG.alt

		60 bis unter 65		60 bis unter 65		60 bis unter 65

		65 bis unter 70		65 bis unter 70		65 bis unter 70

		70 bis unter 75		70 bis unter 75		70 bis unter 75

		75 bis unter 80		75 bis unter 80		75 bis unter 80

		80 bis unter 85		80 bis unter 85		80 bis unter 85

		85 J. und älter		85 J. und älter		85 J. und älter



Alleinstehende Frauen

In (Ehe)Partnerschaften

Sonstige

60.9625270059

33.0626536542

5.9748193399

65.9910390442

27.8323021122

6.1766588436

73.5400051454

19.4365834834

7.0234113712

81.4749780509

10.2897278314

8.2352941176

84.3806104129

5.3347012054

10.2846883816

84.0633942329

2.0911292098

13.8454765573



m>60.BG.alt

		60 bis unter 65		60 bis unter 65		60 bis unter 65

		65 bis unter 70		65 bis unter 70		65 bis unter 70

		70 bis unter 75		70 bis unter 75		70 bis unter 75

		75 bis unter 80		75 bis unter 80		75 bis unter 80

		80 bis unter 85		80 bis unter 85		80 bis unter 85

		85 J. und älter		85 J. und älter		85 J. und älter



Alleinstehende Männer

In (Ehe)Partnerschaften

Sonstige

Anteile in %

38.8372956909

54.6248142645

6.5378900446

37.0232105178

57.2634312612

5.7133582211

36.3606770833

57.7799479167

5.859375

36.5800865801

56.5656565657

6.8542568543

38.4228187919

51.3422818792

10.2348993289

45.8333333333

40.7608695652

13.4057971014
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